
AAchen | AAlen | Amberg | AnnAberg-buchholz |  AnsbAch

AschAffenburg | AuerbAch/VogtlAnd |  Augsburg | bAd

KreuznAch | bAd reichenhAll | bAden-bAden | bAmberg

bAutzen | bAyreuth | berlin | biberAch An der riss

 bielefeld | bocholt | bochum | bonn | bottrop

 brAndenburg An der hAVel | brAunschweig | bremen

bremerhAVen | cAstrop-rAuxel | celle | chemnitz

coburg | cottbus | dArmstAdt | delitzsch | delmenhorst

dessAu-rosslAu | dortmund | dresden | duisburg

düren | düsseldorf | eberswAlde | eisenAch

 eisenhütten stAdt | emden | erfurt | erKner | erlAngen

essen | esslingen Am necKAr | fAlKensee | finsterwAlde

 flensburg | forst (lAusitz) | frAnKenthAl (pfAlz)

 frAnKfurt (oder) | frAnKfurt Am mAin | freiberg

 freiburg im breisgAu | friedrichshAfen | fuldA | fürth

gelsenKirchen | gerA | giessen | glAdbecK | glAuchAu

goslAr | gothA | greifswAld | gräfelfing | göttingen

gütersloh | hAgen | hAlberstAdt | hAlle (sAAle)

hAmburg | hAmeln | hAmm | hAnAu | hAnnoVer | heidelberg

heidenheim An der brenz | heilbronn | hennigsdorf

herford | herne | hildesheim | hof | hoyerswerdA

ingolstAdt | iserlohn | JenA | KAiserslAutern | KAmenz

KArlsruhe | KAssel | KAufbeuren | Kempten (Allgäu) | Kiel

Koblenz | KonstAnz | Krefeld | Köln | lAndAu in der pfAlz

lAndsberg Am lech | lAndshut | leinefelde-worbis

leipzig | leVerKusen | limbAch-oberfrohnA | lindAu

(bodensee) | ludwigsburg | ludwigshAfen Am rhein

lörrAch | lübecK | lüneburg | mAgdeburg | mAinz

mAnnheim |  mArburg | memmingen | merseburg

mönchenglAdbAch | mühlhAusen/thüringen | mülheim

An der ruhr |  münchen | münster | neu-ulm

neubrAndenburg |  neuenhAgen bei berlin | neumünster

neuruppin | neuss | neustAdt Am rübenberge | neustAdt

An der weinstrAsse | neustAdt bei coburg | neuwied

nordhAusen | nürnberg | nürtingen | oberhAusen

offenbAch Am mAin | offenburg | oldenburg

osnAbrücK | pAssAu |  pforzheim | pirmAsens | pirnA

plAuen | potsdAm |  Quedlinburg | recKlinghAusen

regensburg |  remscheid | reutlingen | riesA | rosenheim

rostocK | sAArbrücKen | sAlzgitter | sAssnitz

schwAbAch | schwedt/oder | schweinfurt | schwerin

schwäbisch gmünd | siegen | sindelfingen | solingen

speyer |  stendAl | strAubing | stuttgArt | suhl | tAuchA

teltow | teterow | trier | tübingen | ulm | Velten | Viersen

 Villingen-schwenningen | weiden in der oberpfAlz

 weimAr | wiesbAden | wilhelmshAVen | wismAr | witten

wittenberg | wolfsburg | wolgAst | worms | wuppertAl

würzburg | zweibrücKen | zwicKAu
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3Vorwort

liebe leserin, lieber leser, 

ein geschäftsbericht des deutschen  städte -
tages dokumentiert immer auch die politische
großwetterlage. diesmal geht es um die
schwerpunkte unserer Arbeit in den Jahren
2017 und 2018. welche themen waren relevant,
was konnten wir für die städte erreichen.

rückblickend hat die langzeitaufgabe der
 integration unsere Arbeit in besonderem maße
bestimmt. gleiches gilt für die Verkehrswende.
es ist uns gelungen, wichtige Akzente zur
zukunft der mobilität zu setzen und deutlich zu
machen, dass die städte um die notwendigkeit grundlegender
 Veränderungen wissen. Auch der wohnraummangel und die möglichkeiten,
bezahlbaren wohnraum zu schaffen standen im Vordergrund – und
 natürlich die digitalisierung.

das thema, wie gleichwertige lebensverhältnisse hergestellt werden
 können, hat uns beschäftigt. wie schaffen wir ein gesamtdeutsches förder-
programm für strukturschwache städte und regionen, war eine zentrale
frage. oder wie es gelingen kann, die hohen kommunalen Altschulden mit
unterstützung von bund und ländern wirksam abzubauen. 

noch immer aktuell und von großer bedeutung ist die reform der grund-
steuer. mehr als 14 milliarden euro kommunale einnahmen pro Jahr hängen
davon ab, dass bund und länder sich bis ende 2019 einigen. wir setzen
fest darauf, dass einsicht und Vernunft in dieser frage obsiegen und eine
einigung erzielt wird. die grundsteuer ist unverzichtbar für eine gute
zukunft unserer städte und gemeinden.

helmut dedy 
hauptgeschäftsführer des deutschen städtetages

Vorwort
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7die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten

Agenda 2030 der Vereinten nationen für nachhaltige entwicklung

100 Kommunen haben inzwischen die musterresolution „2030-Agenda für
nachhaltige entwicklung: nachhaltigkeit auf kommunaler ebene gestalten“
unterzeichnet, die dazu ermutigt, die Agenda 2030 der Vereinten nationen
auf kommunaler ebene umzusetzen. Auf initiative des deutschen städteta-
ges wurde mit den partnern bertelsmann stiftung, den anderen kommuna-
len spitzenverbänden, dem deutschen institut für urbanistik (difu), dem
bundesinstitut für bau-, stadt- und raumforschung (bbsr) und der ser-
vicestelle Kommunen in der einen welt von engagement global (sKew) die
broschüre „sdg-indikatoren für Kommunen“ (www.sdg-indikatoren-fuer-
kommunen.de) erstellt und im Jahr 2018 ein portal eingerichtet, das einen
einfachen und schnellen zugriff auf alle nachhaltigkeitsindikatoren ermög-
licht (www.sdg-portal.de).

Alten- und langzeitpflege und  Pflegeversicherungsgesetz

im bereich der langzeit- und Altenpflege wurde mit dem inkrafttreten der
pflegestärkungsgesetze ii und iii (psg ii und psg iii) zum 1. Januar 2017 ein
neuer pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt, mit dem nunmehr neben soma-
tischen auch kognitive einschränkungen berücksichtigt werden. die kurzfris-
tige umsetzung der erst ende des Jahres 2016 verabschiedeten neuen
regelungen im pflegeversicherungsrecht und in der hilfe zur pflege, stand
im Vordergrund der ersten monate des Jahres 2017. im Qualitätsausschuss
pflege haben der spitzenverband der pflegekassen (gKV-spitzenverband),
die Vereinigung der träger der pflegeeinrichtungen auf bundesebene, die
bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen sozialhilfeträger und die kom-
munalen spitzenverbände auf bundesebene entsprechend ihrer gesetzlichen
Verpflichtung gemeinsam projekte zur Qualitätsentwicklung auf den weg
gebracht. neben leistungsverbesserungen für pflegebedürftige standen
angesichts eines deutlicher werdenden fachkräftemangels in der pflege
schließlich maßnahmen zur Verbesserung im bereich personal auf der
Agenda des bundes (siehe fachkräftemangel in der Kranken-und Alten-
pflege). der deutsche städtetag hat sich in dem bewusstsein, dass eine gute
pflegeinfrastruktur von elementarer bedeutung für die städte ist, gleichzeitig
stets für eine finanzierbarkeit von Verbesserungen im system Altenpflege
eingesetzt. Kostensteigerungen durch gesetzliche neuerungen sollten mög-

Die Arbeit des Deutschen Städtetages 2017/2018 in Schwerpunkten
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       8 die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten

lichst gering bleiben oder es sollte ein Ausgleich geschaffen werden. das
ziel, eine stärkere planungsverantwortung der städte zu erreichen, wurde
ebenfalls weiter im blick behalten.

Bildung

Bildung und Schule im digitalen Zeitalter

die digitalisierung erfasst alle lebensbereiche. die Verbreitung digitaler
medien und die intensität der mediennutzung steigen von Jahr zu Jahr. die
städte gestalten diesen technischen wandel in gesellschaft, wirtschaft
und Arbeitswelt, aber auch bei der erbringung ihrer dienstleistungen aktiv
mit. da das bildungssystem schülerinnen und schüler auf ein selbstbe-
stimmtes leben und gesellschaftliche teilhabe vorbereiten soll und digitale
medien bzw. deren nutzung teil der lebenswirklichkeit von Kindern und
Jugendlichen sind, können bildungseinrichtungen nicht von der digitalisie-
rung ausgenommen werden. im gegenteil: schulen und bildungseinrich-
tungen müssen orte sein, die durch didaktische und pädagogische Kon-
zepte den umgang mit digitalen medien und instrumenten klären, fördern
und die „digitale spaltung“ in der gesellschaft verringern. der erwerb von
medienkompetenz als „vierte Kulturtechnik“ ist nicht zuletzt auch eine
grundlegende fertigkeit für den übergang in Ausbildung und studium
sowie das erwerbsleben. der deutsche städtetag hat zu dem thema das
positionspapier „lehren und lernen im digitalen zeitalter“ erarbeitet und
veröffentlicht.
(www.staedtetag.de/publikationen/materialien/081709/index.html)

leistungen für pflegebedürftige sollen

 verbessert werden (foto: pixabay)
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9die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten       

Digitalpakt Schule 

der Ausbau der digitalisierung in der bildung stellt die städte als schul- und
bildungsträger vor erhebliche finanzielle und organisatorische herausforde-
rungen. der Ausbau der digitalen bildung in den schulen ist eine Aufgabe
von gesamtgesellschaftlicher bedeutung, die nur im gesamtstaatlichen
zusammenwirken aller Akteure gelingen kann. der deutsche städtetag hat
daher gefordert, dass bund und länder und beteiligung der kommunalen
spitzenverbände sowie unternehmen eine gesamtstrategie im sinne eines
masterplans entwickeln. sowohl auf der bundesebene wie auch in den län-
dern gibt es initiativen und programme zum Ausbau digitaler bildung. Aus
kommunaler sicht erscheint es notwendig, zumindest eine sinnvolle Verzah-
nung der unterschiedlichen programme zu gewährleisten. 

nach mehrjähriger diskussion hat das bundeskabinett im August 2018 den
beschluss zum lange erwarteten „digitalpakt schule“ gefasst. das gesamt-
volumen des digitalpaktes soll 5 milliarden euro umfassen, davon 3,5 milli-
arden euro in dieser legislaturperiode. grundsätzlich förderfähig sein sollen
die breitbandverkabelung der schulen, die w-lAn-Ausleuchtung, stationäre
endgeräte, der it-support sowie damit zusammenhängende Kosten. im
herbst 2018 verständigten sich bund und länder auf eine Verwaltungsver-
einbarung zur konkreten Ausgestaltung des digitalpaktes. im dezember
2018 beschloss der bundestag die notwendige grundgesetzänderung des
Art. 104 c gg, die dem bund ein entsprechendes engagement in ländern
und Kommunen ermöglichen soll. die grundgesetzänderung wurde seitens
der länder im bundesrat jedoch aus grundsätzlichen erwägungen sowie
wegen der darin getroffenen regelung zur hälftigen beteiligung der länder
bei künftigen finanzhilfen des bundes einmütig abgelehnt. es wurde ein Ver-

digitalisierung an schulen ist große

herausforderung (foto: pixabay)
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mittlungsverfahren verabredet, das am ende des berichtszeitraums noch
nicht abgeschlossen war. der deutsche städtetag hat an bund und länder
appelliert, den digitalpakt nicht scheitern zu lassen und sich zeitnah zu eini-
gen. er wird das thema weiterhin eng begleiten und den erfahrungsaus-
tausch mit der kommunalen praxis zu der thematik fortführen. 

nationaler Bildungsrat

der Koalitionsvertrag der regierungsparteien sieht die einrichtung eines
„nationalen bildungsrates“ vor. Vorbild für den bildungsrat soll der wissen-
schaftsrat sein; entsprechend sollen zwei Kommissionen eingerichtet wer-
den, eine bildungskommission und eine Verwaltungskommission der bil-
dungsministerinnen und -minister. Aufgaben des nationalen bildungsrates
sind, Vorschläge für mehr transparenz, Qualität und Vergleichbarkeit im bil-
dungswesen zu entwickeln sowie die zusammenarbeit der beteiligten politi-
schen ebenen bei der gestaltung der bildungsangebote über die ganze bil-
dungsbiografie hinweg zu fördern. der bildungskommission sollen Vertreter
aus wissenschaft, praxis und politik angehören. der deutsche städtetag hat
das Vorhaben im grundsatz begrüßt und sieht das gremium als chance, die
zusammenarbeit in der bildungspolitik zwischen staat und wissenschaft
einerseits und zwischen den staatlichen ebenen andererseits wirksam zu
verbessern. Aus kommunaler sicht ist zu fordern, dass die kommunalen
spitzenverbände in der bildungskommission sitz und stimme haben. 

Zehn Jahre „Aachener erklärung“ des Deutschen Städtetages

die im rahmen des Kongresses „bildung in der stadt“ 2007 verabschiedete
„Aachener erklärung“ jährte sich im berichtszeitraum zum zehnten mal.
(www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/2019/aachener_erklaerung.pdf) 
in der erklärung wurde das Konzept der „Kommunalen bildungslandschaft“
entwickelt. es geht von einem umfassenden bildungsbegriff aus und umfasst
alle bereiche und Akteure im sinne eines lebensbegleitenden, an der soge-
nannten bildungsbiografie orientierten lernens. die kommunale bildungs-
landschaft basiert auf den bestehenden zuständigkeiten und zielt auf eine
veränderte zusammenarbeit und Vernetzung zwischen den unterschiedlichen
fachbereichen vor ort einerseits und zwischen ländern und Kommunen
andererseits. wichtig ist dabei, dass die notwendigen strukturellen Voraus-
setzungen für eine dauerhafte institutionelle Kooperation der einrichtungen
vor ort geschaffen werden. das präsidium stellt fest, dass die kommunale bil-
dungslandschaft zu einem leitbild der bildungspolitik geworden ist. die
städte haben ihr bildungsengagement stark ausgebaut, bildung ist ein zen-
traler faktor kommunaler zukunftsentwicklung. der deutsche städtetag
appelliert an die länder, die zusammenarbeit bei der weiterentwicklung der

       10 die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten
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bildung im sinne einer staatlich-kommunalen Verantwortungsgemeinschaft
auszubauen. hierzu gehören insbesondere die erweiterung von gestaltungs-
und steuerungsmöglichkeiten auf der kommunalen ebene, eine strukturell
verankerte und umfassende beteiligung an entwicklungskonzepten in der bil-
dung sowie eine ausreichende finanzielle Ausstattung auf der grundlage des
Konnexitätsprinzips. der deutsche städtetag spricht sich darüber hinaus
dafür aus, das vielfach kontraproduktive Kooperationsverbot im bildungsbe-
reich vollständig abzuschaffen. das grundgesetz sollte die zusammenarbeit
zwischen bund, ländern und Kommunen in bildungspolitisch bedeutsamen
bereichen im sinne eines „kooperativen föderalismus‘“ generell ermöglichen.

Brand- und Katastrophenschutz und Rettungswesen

Brandschutzbedarfsplan

die sicherstellung des brandschutzes und der hilfeleistung bei unglücksfäl-
len oder öffentlichen notständen ist eine Aufgabe, die von den städten als
pflichtaufgabe wahrgenommen wird. mit dem brandschutzbedarfsplan legen
die städte fest, wie sie dieser Aufgabe nachkommen wollen. der brand-
schutzbedarfsplan beschreibt das durch die stadt gewollte und von ihr zu
verantwortende sicherheitsniveau der gemeinde. dazu analysiert der brand-
schutzbedarfsplan die in der stadt vorhandenen gefahrenpotenziale und die
fähigkeit der feuerwehr zur brandbekämpfung.

die leistungsfähigkeit der feuerwehr sollte an den örtlichen Verhältnissen
ausgerichtet werden. Angesichts der unterschiedlichen größe und der unter-
schiedlichen Verhältnisse der städte ergeben sich zwangsläufig unter-
schiede in der erforderlichen leistungsfähigkeit der feuerwehr, sodass eine
an die jeweiligen Verhältnisse angepasste Ausstattung der feuerwehr nur
ortsbezogen bestimmt werden kann. daher ist im rahmen der kommunalen
selbstverwaltung festzulegen, welche Anforderungen die feuerwehr erfüllen
muss, damit sie ausreichend leistungsfähig ist. insbesondere für die randla-
gen der städte ist die prüfung einer interkommunalen zusammenarbeit mit
den nachbarstädten sinnvoll, um personal und Ausstattung effizienter ein-
setzen und mehraufwand vermeiden zu können.

für die erarbeitung des brandschutzbedarfsplans empfiehlt der deutsche
städtetag die „Qualitätskriterien für die bedarfsplanung von feuerwehren in
städten“ der Arbeitsgemeinschaft der leiter der berufsfeuerwehren im deut-
schen städtetag (Agbf im dst). 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/brandschutz/081281/index.html) 
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diese Qualitätskriterien haben sich durch ihre Anwendung für zahlreiche
bedarfsplanungen und insbesondere ihre berücksichtigung in der recht-
sprechung als technischer standard etabliert. 

Vorbeugender Brandschutz 

bei bau- und Veranstaltungsgenehmigungsverfahren sowie bei stadtent-
wicklungs- und infrastrukturplanungen muss die feuerwehr im rahmen des
vorbeugenden brandschutzes die sicherstellung des schutzes von perso-
nen in die planungen einbringen. ergänzt werden diese durch die umset-
zungskontrollen vor ort und die wiederkehrenden brandverhütungsschauen
(auch als brandschau oder feuerbeschau bezeichnet).

da die höhe der brandschutzkosten bei baumaßnahmen im wesentlichen
bereits in der Vorplanungsphase entschieden wird, ist es sinnvoll, bereits in
dieser phase die brandschutzkonzeption mit der feuerwehr abzustimmen.
Als hilfreich hat sich dabei ein unmittelbarer und permanenter informations-
fluss zwischen der feuerwehr, dem bauherrn und den genehmigenden stel-
len der stadt in form eines regelmäßigen dialogs oder „runden tisches“
erwiesen. 

zur orientierung und information aller beteiligten ist vom fachausschuss Vor-
beugender brand- und gefahrenschutz der Arbeitsgemeinschaft der leiter der
berufsfeuerwehren im deutschen städtetag zusammen mit dem deutschen
feuerwehrverband und baurechtsexperten des städtetages ein diskussions-
paper zum vorbeugenden brandschutz entwickelt worden. das diskussions-
papier bietet darüber hinaus hinweise und Anregungen für prüfinhalte bei der
brandschutzprüfung und bei der brandverhütungsschau. zudem werden die
so ge  nannten mythen über brandschutzkosten erörtert. 
(www.staedtetag.de/ fachinformationen/brandschutz/086223/index.html) 

Digitalisierung im Brand- und Katastrophenschutz und Rettungswesen

die digitalisierung durchdringt nicht nur die informationsverarbeitung oder
die daseinsvorsorge, sondern erreicht mit rasantem tempo auch den brand-
und Katastrophenschutz sowie das rettungswesen. die notfallrettung
bedient sich mittlerweile der telemedizinischen unterstützung, die feuer-
wehren setzen drohnen zur lageerkundung ein und testen roboter und die
leitstellen werden zunehmend aufgewertet um Koordinierungs- und infor-
mationsfunktionen.

im beirat für Katastrophen-, brandschutz und rettungswesen des deut-
schen städtetages wurde ein diskussionspapier beraten, das potenziale der
digitalisierung im kommunalen handlungsfeld des brand-, Katastrophen-
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schutzes und des rettungswesens auslotet und sich daraus ergebende
erfordernisse aufzeigt. 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/brandschutz/ 088500/index.html)

Informations- und Beratungsstelle Feuerwehr

zur information, gewinnung und Auswahl geeigneter bewerber für die
berufsfeuerwehren der mitgliedsstädte, insbesondere im höheren feuer-
wehrtechnischen dienst, hat die hauptgeschäftsstelle zum 1. April 2017 die
informations- und beratungsstelle für die Ausbildung bei der berufsfeuer-
wehr (ibs-feu) eingerichtet. Aufgabe der ibs-feu ist es zum einen, interes-
sentinnen und interessenten über die Anforderungen und möglichkeiten
einer Ausbildung bei den feuerwehren der mitgliedsstädte des deutschen
städtetages im höheren feuerwehrtechnischen dienst zu informieren und auf
wunsch eine leistungsmessung für bewerbungsverfahren durchzuführen.
zugleich können mitgliedsstädte bei der durchführung von Auswahlverfah-
ren zur einstellung von laufbahnbewerbern bei der feuerwehr, insbesondere
für den höheren feuerwehrtechnischen dienst, beraten werden. 

Jede mitgliedsstadt kann entscheiden, inwieweit sie die ibs-feu in ihr Aus-
wahlverfahren einbeziehen wird. für bewerber besteht keine Verpflichtung,
sich vor einer bewerbung bei einer mitgliedsstadt von der ibs-feu beraten
zu lassen. die fachlich-inhaltliche betreuung und wahrnehmung der Aufga-
ben der ibs-feu erfolgt durch die Arbeitsgemeinschaft der leiter der berufs-
feuerwehren im dst. Ausführliche informationen zur Ausgestaltung der ibs-
feu sind abrufbar unter: 
www.staedtetag.de/fachinformationen/brandschutz/082394/index.html

       

berufsfeuerwehren brauchen geeigneten

nachwuchs (foto: pixabay)
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Breitbandausbau und Mobilfunk

die hauptgeschäftsstelle hat in zahlreichen gremien, unter anderem in der
Ag digitale netze des bmVi sowie in weiteren Arbeitsstrukturen der bun-
desregierung stets hervorgehoben, dass zukunftsfeste telekommunikations-
netze zum schnellen informations- und wissensaustausch für wirtschaft und
gesellschaft unverzichtbar sind und einen wichtigen standortfaktor darstel-
len. schnelles internet ist die Voraussetzung für zukunftsfähige dienstleis-
tungen der Kommunen und ihrer unternehmen.

die hauptgeschäftsstelle hat das 2018 neu gestaltete vereinfachte breit-
bandförderverfahren begleitet und wiederholt gefordert, bandbreiten auf
gigabit-niveau auszuweiten und die breitband-infrastruktur in allen städti-
schen räumen auszubauen. beim mobilfunk hat die geschäftsstelle nach-
drücklich einen bedarfsgerechten Ausbau für 5g gefordert. 

Bundesteilhabegesetz

das gesetz zur stärkung der teilhabe und selbstbestimmung von menschen
mit behinderungen (bundesteilhabegesetz – bthg) ist eine der größten sozial-
politischen reformen der letzten Jahre. es tritt in mehreren stufen in Kraft, der
größte und letzte teil wird zum 1.1.2020 in Kraft treten. die eingliederungshilfe
wird gesetzlich neu verankert. damit sind Verbesserungen der einkommens-
und Vermögenssituation der betroffenen verbunden. weiterhin sollen die reha-
bilitation gestärkt, die zusammenarbeit von trägern unterschiedlicher leistun-
gen verbessert und berufliche Alternativen zu den werkstätten für behinderte

bundesteilhabegesetz soll situation von

menschen mit behinderungen verbessern

(foto: pixabay)
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menschen geschaffen werden. trotz dieser leistungsverbesserungen soll der
demografisch bedingte Ausgabenanstieg in der eingliederungshilfe durch ziel-
genauere maßnahmen mittelfristig gebremst werden. 

bund, länder, überörtliche sozialhilfeträger und kommunale spitzenver-
bände auf bundes- und landesebene begleiten die umsetzung dieser
umfangreichen reform z. b. durch die erarbeitung von empfehlungen und
Vereinbarungen. eine wirkungsprognose zur erreichung der reformziele
sowie die modellhafte erprobung der neuen instrumente und Vereinbarungen
werden vom bund gefördert. mit den ländern, den überörtlichen sozialhilfe-
trägern und den kommunalen spitzenverbänden werden diese schritte
regelmäßig erörtert und abgestimmt. eine separate finanzuntersuchung
durch beauftragte institute wird ebenfalls begleitet. 

ePSAS: europäische Standards für die Rechnungslegung des
 öffentlichen Sektors 

die eu-Kommission arbeitet intensiv an europäischen standards für die
rechnungslegung des öffentlichen sektors. nach bisherigen informationen
sollen die epsAs bis zum Jahr 2025 eu-weit verbindlich eingeführt werden.
diese reform wird zu hohen zusätzlichen einmaligen und laufenden Kosten
für Kommunen führen. An den gesprächen auf eu-ebene sind die kommu-
nalen spitzenverbände nicht beteiligt, was der deutsche städtetag bestän-
dig kritisiert hat. deutschland muss sich konstruktiv in die inhaltliche, nor-
mative debatte der eu-standards einbringen. dafür ist ein breiter nationaler
dialog zur fachlichen positionierung und inhaltlichen unterstützung der Ver-
treter der bundesrepublik deutschland in den eu-gremien erforderlich. hier
steht die bundesregierung in der Verantwortung. 

die nun seit Jahren praktizierten regelungen der kommunalen doppik und
die damit verbundenen erfahrungen der Kommunen müssen in die positi-
onsfindung einbezogen werden. Vorliegende gutachten zur rechnungsle-
gung nach internationalen standards für deutsche Kommunen bieten dafür
eine basis. 
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eU-Strukturfonds

die europäische Kommission hat am 29. mai 2018 die Verordnungsvor-
schläge für die europäischen struktur- und investitionsfonds (esi-fonds) für
die förderperiode nach 2020 vorgelegt. die für deutsche regionen beson-
ders wichtigen mittel des europäischen fonds für regionale entwicklung
(efre) und des europäischen sozialfonds plus (esf+) sollen auch nach 2020
in alle regionen deutschlands fließen. Vonseiten der eu-Kommission wer-
den 337 milliarden euro gegenüber derzeit 351,8 millionen euro für diese
fonds veranschlagt. damit muss deutschland im Vergleich zur laufenden
förderperiode mit Kürzungen von 20 bis 30 prozent rechnen.

der deutsche städtetag hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass die eu-
Kommission in ihren Vorschlägen für die nächste förderperiode vorsieht,
weiterhin alle regionen deutschlands zu fördern. Aktuell bemüht sich der
deutsche städtetag intensiv darum, dass zumindest die Kofinanzierungsra-
ten der jetzigen förderperiode erhalten bleiben. die mittelvergabe soll ab
2021 für alle fonds nach einheitlichen regeln erfolgen. gleichzeitig sollen
neue Kriterien zur einstufung des entwicklungsstands einer region und der
daraus resultierenden förderquote eingeführt werden. neben dem bruttoin-
landsprodukt pro Kopf sollen zukünftig die Jugendarbeitslosigkeit, der bil-
dungsstand der bevölkerung, der Klimawandel und die integration von mig-
ranten berücksichtigung finden.

die eu-Kommission will eine inhaltliche Ausrichtung auf fünf politische ziele,
wobei deutschland vorrangig mittel für die ziele „intelligentes europa“ sowie
„grünes, co2-armes europa“ erhalten soll. positiv hervorzuheben sind die
Absichten der eu-Kommission zur stärkung der städtischen dimension und
zur Vereinfachung der Antrags- und Kontrollverfahren.

ewiges Ruherecht: erhaltung der Gräber der unter der
 nationalsozialistischen Gewaltherrschaft verfolgten Sinti und Roma

seit rund zehn Jahren haben sich der zentralrat deutscher sinti und roma und
der deutsche städtetag um ein ewiges ruherecht für die verstorbenen sinti und
roma, die Verfolgte des nationalsozialismus gewesen sind, bemüht. nachdem
im dezember 2016 die bundeskanzlerin mit der ministerpräsidentenkonferenz
beschlossen hatte, eine bund-länder-Vereinbarung zu erarbeiten, wurde diese
nach fast zweijährigen Verhandlungen am 14. dezember 2018 durch bund und
länder bei einem festakt unterzeichnet. diese Vereinbarung greift kommunale
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forderungen auf, schafft rechtssicherheit bei den friedhofsträgern und ermög-
licht die sicherung der gräber verfolgter sinti und roma. 

wesentlicher regelungsinhalt sind umfang und höhe der erstattung der
grabnutzungsgebühren. diese sollen, je nachdem, ob noch grabnutzungs-
rechte vorhanden sind oder das grab in die obhut des friedhofsträgers
überführt wird, ausgestaltet werden. entsprechend der forderung des deut-
schen städtetages wird in letzterem fall zusätzlich eine Aufwandspauschale
für die pflege der gräber gezahlt, die sich an der pauschale der gräber nach
dem gräbergesetz orientiert. 

die prüfung der berechtigung sowie die erstattung der jeweiligen gebühren
werden durch das bundesamt für zentrale dienste und offene Vermögens-
fragen abgewickelt. Ausnahmefälle sollen durch eine clearingstelle entschie-
den werden. 

Fachkräftegewinnung für die Kommunen

dem fachkräftemangel zu begegnen stellt auch die Kommunen angesichts
des demografischen wandels vor große herausforderungen. der personal-
ausschuss des deutschen städtetags hat über das problem des fachkräfte-
mangels und des personalmarketings in den verschiedenen bereichen der
Kommunalverwaltungen im berichtszeitraum regelmäßig beraten.

der hauptausschuss des deutschen städtetags hat sich in der 220. sitzung
am 15./16. november 2017 mit dem thema fachkräftemangel und perso-
nalmarketing befasst und den mitgliedstädten empfohlen, geeignete maß-
nahmen zur nachwuchsgewinnung und personalrekrutierung zu ergreifen
und hierbei insbesondere die Vorzüge des öffentlichen dienstes in den städ-
ten offensiv zu vertreten. 

zu Attraktivität und stärken des Arbeitgebers Kommunalverwaltung können
gezählt werden:

• breites berufsspektrum
• aktive mitgestaltung des örtlichen gemeinwesens
• ausgewogene work-life-balance
• flexible modelle zur teilzeitarbeit
• heim- oder telearbeitsmöglichkeiten
• gut aufgestelltes betriebliches gesundheitsmanagement
• Verbeamtung bzw. eine unbefristete beschäftigung oder baldige 

entfristung verbunden mit der erwartung eines sicheren Arbeitsplatzes.
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im Kontext dieser problematik hat die Vereinigung Kommunaler Arbeitgeber
(VKA) beraten, den VKA-mitgliedsverbänden freigestellt, zur effizienten per-
sonalgewinnung bei der eingruppierung zum erfordernis der ersten und/oder
zweiten prüfung modifizierte regelungen (richtlinien) zu beschließen. 

diese öffnung wird im mitgliederbereich trotz der erheblichen personalge-
winnungsprobleme durchaus kritisch diskutiert, da Qualitätseinbußen
befürchtet werden. das thema wird ein regelmäßiger schwerpunkt in den
beratungen des personalausschusses des deutschen städtetags bleiben. 

Frauen und Gleichstellung

Gleichstellungspolitik der Kommunen

die förderung von frauen und darauf ausgerichtete strategien und politik
bleiben vor dem hintergrund weiterhin bestehender struktureller benachtei-
ligungen auch in zukunft notwendig. hierzu gehört insbesondere auch die
förderung von frauen in führungspositionen. zwar hat der bundestag das
gesetz für die gleichberechtigte teilhabe von frauen und männern in füh-
rungspositionen in der privatwirtschaft und im öffentlichen dienst beschlos-
sen; dessen umsetzung erweist sich in der praxis, beispielsweise in kom-
munalen unternehmen, allerdings als schwierig. der dst unterstützt die
bemühungen, den Anteil von frauen in führungspositionen und die frauen-
quote in Aufsichtsräten und Vorständen zu erhöhen, im grundsatz und wird
die weitere entwicklung intensiv begleiten. 

Gewalt gegen Frauen

einen schwerpunkt in der gleichstellungsarbeit des deutschen städtetages
im berichtszeitraum bildete das thema gewalt gegen frauen. der deutsche
städtetag ist eingebunden in die Arbeit des vom bundesministerium für fami-
lie, senioren, frauen und Jugend (bmfsfJ) einberufenen runden tisches
zum Ausbau des unterstützungssystems für von gewalt betroffene frauen
und deren Kinder. ziel der beratungen des gremiums ist der bedarfsgerechte
Ausbau und die adäquate finanzielle Absicherung der Arbeit von frauenhäu-
sern und entsprechender ambulanter hilfs- und betreuungsmaßnahmen. die
einberufung des runden tisches geht zurück auf die festlegungen der bun-
desregierung im Koalitionsvertrag der 19. legislaturperiode und greift damit
eine wichtige forderung des deutschen städtetages nach einer Verbesserung
der situation von frauenhäusern und frauenberatungsstellen auf. Am run-
den tisch wird auch über das erfordernis eines rechtsanspruchs und mögli-
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che Ausgestaltungen beraten werden. eine Abschlusserklärung ist für mitte
2021 anvisiert. der deutsche städtetag unterstützt die Aktivitäten des hilfe-
telefons „gewalt gegen frauen“, u.a. durch eine mitarbeit in dessen beirat. 

Sexistische Werbung

sexistische werbung wirkt dem grundsatz der gleichstellung entgegen und
kann diskriminierende wirkung haben. der deutsche städtetag setzt sich für
eine differenzierte darstellung von menschen in der werbung ein, die die
fortschreibung stereotyper rollenbilder vermeidet. daher unterstützt er
maßnahmen, die die städte im Kampf gegen sexistische werbung vor ort
ergreifen und hat dies in einer stellungnahme gegenüber der gleichstel-
lungsministerkonferenz (gfmK) entsprechend bekräftigt.

Gebäudeenergiegesetz

bereits in der letzten legislaturperiode hat es den Versuch seitens der bun-
desregierung gegeben, die gesetzlichen grundlagen für die gebäudeenergie
neu aufzustellen und die energieeinsparverordnung (eneV), das energieein-
spargesetz (eneg) und das erneuerbare-energien-wärmegesetz (eewär-
meg) zusammenzuführen. im Koalitionsvertrag der neuen bundesregierung
wird wiederrum festgehalten, dass eine zusätzliche Verschärfung von energe-
tischen standards ausgeschlossen ist. oberste priorität hat die Vereinfachung

       

hilfetelefon-plakate 

(foto: bzfgA)
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des ordnungsrechts mit der zusammenführung von eneg, eneV und eewär-
meg. der deutsche städtetag hat den prozess der erarbeitung des gesetz-
entwurfs eng begleitet, um kommunale Anliegen, die im dezember 2016 vom
hauptausschuss beschlossen worden sind, frühzeitig einzubringen. dies gilt
beispielsweise für einen Quartiersansatz und eine bessere einbeziehung effi-
zienter wärmeversorgungsstrukturen. das gebäudeenergiegesetz soll nach
derzeitigem stand im zusammenhang mit dem Klimaschutzgesetz im früh-
jahr 2019 vorgelegt werden.

Geoinformation und Vermessungswesen und Digitalisierung

im bereich der geoinformationen war ein schwerpunktthema die zuneh-
mende digitalisierung von grundlagen, Anwendungen und daten in bezug
auf eine integrierte stadtentwicklung. hier sind die geoinformations- und
Vermessungsverwaltungen ein treiber der digitalisierung. hierfür steht unter
anderem die Auseinandersetzung mit den umsetzungshindernissen und 
-chancen der eu-inspire richtlinie und die einführung der datenaus-
tauschstandards xplanung/xbau. der deutsche städtetag hat dazu eine
handreichung begleitet, die das Verständnis für einheitliche Austauschstan-
dards erhöhen soll. 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/vermessung/087874/index.html)

weitere Aktivitäten zur digitalisierung von planungsgrundlagen hat der deut-
sche städtetag mit einer handreichung zu 3d-geodaten in der integrierten
stadtentwicklung entfaltet, die das potenzial dreidimensionaler geodaten
aufzeigt.
(www.staedtetag.de/fachinformationen/vermessung/084114/index.html)

fassadendämmung kann energiebilanz

von gebäuden verbessern (foto: pixabay)
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3d-geoinformationen spielen bereits heute eine bedeutende rolle bei der
Aufgabenerfüllung von stadtverwaltungen. insbesondere die themen stadt-
entwicklung und bodennutzung erfordern den exakten blick in die dritte
dimension. dreidimensionale geoinformationen bilden die grundlage für
nachhaltige entscheidungen. 

im 70. Jahr des bestehens der fachkommission geoinformation, Vermes-
sung, bodenordnung wurden schwerpunktthemen wie open geodata, digi-
talisierung und langzeitspeicherung von geodaten intensiv diskutiert.
Arbeitsgruppen kommunaler praktiker diskutierten themen zur kostenfreien
bereitstellung von geodaten und digitalen planungs- und beteiligungspro-
zessen in Kommunen und werden die kommunale praxis mit anwendungs-
orientierten handreichungen hierzu ausstatten.

Gewässer: Qualität verbessern, Spurenstoffe reduzieren 

der dialog der bundesregierung mit Kommunen, wasserwirtschaft, industrie
und landwirtschaft zum eintrag von spurenstoffen in gewässer wird auch in
der neuen legislaturperiode fortgesetzt. der spurenstoffdialog geht der
frage nach, wie der eintrag von spurenstoffen in die gewässer in deutsch-
land verringert werden kann. die empfehlungen aus dem policy-papier vom
Juni 2017 werden derzeit in einer nächsten runde des stakeholderdialogs
konkretisiert. dieser prozess läuft bis märz 2019. der deutsche städtetag ist
mit zwei Vertretern in verschiedenen unterarbeitsgruppen sowie der
 plenarrunde vertreten. Aus sicht der geschäftsstelle ist es wichtig, dass
 minderungsstrategien für spurenstoffe zunächst „an der Quelle“ und beim
produktanwender bzw. produktnutzer ansetzen. erst danach sind nachge-

spurenstoffe in gewässern sollen

 reduziert werden (foto: pixabay)
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schaltete maßnahmen, z. b. an kommunalen Kläranlagen, in begründeten
einzelfällen in betracht zu  ziehen.

Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst

neben der zunehmenden gewaltbereitschaft gegenüber einsatzkräften der
polizei, rettungskräften und feuerwehrleuten sowie Außendienstmitarbei-
tern und -mitarbeiterinnen kommunaler ordnungsdienste sind auch vermehrt
Angriffe und drohungen gegenüber anderen Verwaltungsbediensteten zu
verzeichnen. in Jobcentern, Ausländerbehörden, ordnungsämtern oder
sozial- und Jugendämtern, den sogenannten publikumsämtern, sind derar-
tige fälle immer häufiger festzustellen. mitarbeiterinnen und mitarbeiter wer-
den beleidigt, bedroht und eingeschüchtert oder auch tätlich angegriffen.
dabei sind keine Arbeitsebenen ausgenommen.

die fachgremien haben sich im berichtszeitraum regelmäßig mit der proble-
matik auseinandergesetzt. in mehreren städten und gemeinden hat es in der
jüngeren Vergangenheit ernstzunehmende Vorfälle gegeben. in den fällen, die
bis zur Anzeige gelangen, handelt es sich meist um beleidigungen und bedro-
hungen, zum teil sexistischen oder rassistischen inhalts, sachbeschädigun-
gen, schläge und andere körperliche Attacken kommen jedoch auch vor. Kör-
perliche Angriffe, aber auch bedrohungen und beleidigungen führen nicht
selten zu erheblichen seelischen und psychischen belastungen der mitarbei-
terinnen und mitarbeiter in den Verwaltungen mit der Konsequenz eines deut-
lich erhöhten Krankenstandes. die aus der umfassenden fürsorgepflicht des
öffentlichen Arbeitgebers resultierenden gegenmaßnahmen können im einzel-
fall durchaus aufwendig sein und beträchtliche zusätzliche Kosten auslösen.

gewalt gegen einsatzkräfte und

 stadtbeschäftigte erfordert  gegen -

maßnahmen (foto: pixabay)
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die Kommunen begegnen dieser zunehmenden gewaltbereitschaft mit ver-
schiedenen maßnahmen und sicherheitskonzepten zur gewaltprävention.
das thema wird auch in den nächsten Jahren schwerpunktmäßig in den
fachgremien beraten werden.

Gewerbesteuer: Abschaffung der erhöhten Gewerbesteuerumlagen 

Auch die westdeutschen Kommunen haben in den letzten 25 Jahren einen
beitrag zur finanzierung der deutschen einheit geleistet. die finanzierung
erfolgte dabei indirekt, indem die westdeutschen Kommunen von ihren
jeweiligen ländern mit ca. 40 prozent an deren finanzierungslasten für die
deutsche einheit beteiligt wurden. die westdeutschen gemeinden zahlen
hierzu sogenannte erhöhte gewerbesteuerumlagen an ihre länder. das jähr-
liche Volumen dieser umlagen lag zuletzt bei zirka vier milliarden euro im
Jahr. Außerdem wird noch eine vergleichbare summe auf anderen, von land
zu land unterschiedlichen wegen von den Kommunen an ihre jeweiligen
länder geleistet. 

mit der neuordnung der föderalen finanzbeziehungen ab dem Jahr 2020
entfallen diejenigen finanzpolitischen sonderregelungen, die explizit die ost-
deutschen länder im fokus hatten. somit entfallen auch die grundlagen für
die finanzierungsbeteiligungen der westdeutschen Kommunen, das Auslau-
fen der erhöhten gewerbesteuerumlagen war sachlogisch zwingend. Aller-
dings wollten einzelne länder ihre gemeinden weiterhin belasten und haben
sich neue gründe hierfür ausgedacht. der deutsche städtetag ist entspre-
chenden Vorstößen schnell und zielgerichtet, teilweise auch länderindividu-
ell, entgegentreten. dieses Vorgehen war erfolgreich: die erhöhten gewer-
besteuerumlagen werden nicht verlängert. 

Gleichwertige lebensverhältnisse 

die thematik der gleichwertigkeit der lebensverhältnisse in deutschland
und die gefahren wachsender unterschiede zwischen strukturschwachen
und wirtschaftsstarken städten und regionen hat der deutsche städtetag
schon seit langem angesprochen. dabei hat der städtetag stets gefordert,
strukturschwache städte und regionen gezielt zu fördern. bei der suche
nach zentralen lösungsansätzen favorisieren die städte ein gesamtdeut-
sches fördersystem. dieses sollte so konzipiert sein und wirken, dass struk-
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turschwache städte und regionen den Anschluss an die wirtschaftliche ent-
wicklung im land nicht weiter zu verlieren drohen. Außerdem sind wege und
lösungen nötig, um die hohen kommunalen Altschulden mit unterstützung
von bund und ländern wirksam abzubauen

Kommission Gleichwertige lebensverhältnisse

im september 2018 hat sich die Kommission gleichwertige lebensverhält-
nisse konstituiert. in der Auftaktsitzung wurden sechs facharbeitsgruppen
eingesetzt, in denen die Arbeit der Kommission stattfindet. der deutsche
städtetag ist in allen facharbeitsgruppen vertreten. diese Arbeitsgruppen
setzen die folgenden inhaltlichen schwerpunkte:

• Kommunale Altschulden
• wirtschaft und innovation
• raumordnung und statistik
• technische infrastruktur
• soziale daseinsvorsorge und Arbeit
• teilhabe und zusammenhalt der gesellschaft

in diesen Arbeitsgruppen sowie zusätzlich gebildeten unterarbeitsgruppen
findet seither die inhaltliche Arbeit statt. die Arbeitsgruppen unterscheiden
sich in ihrer Arbeitsweise, ihrem sitzungsturnus und ihrer zusammensetzung
zum teil erheblich. ein Anliegen des deutschen städtetages in den beratun-
gen ist es, die verschiedenen Arbeitsstränge der facharbeitsgruppen
zusammenzubringen und doppelungen oder gar inkompatible einzelergeb-
nisse zu verhindern. zudem fordert der deutsche städtetag auch, die finan-
ziellen Auswirkungen der Arbeitsergebnisse aufzuzeigen. die ergebnisse der
facharbeitsgruppen dürfen nicht zu zusätzlichen finanziellen belastungen
der Kommunen führen.

Altschulden

die problematik der kommunalen Altschulden und die mit ihnen verbunde-
nen risiken sowie die dringlichkeit einer lösung wurden nicht nur im zusam-
menhang mit der thematik der gleichwertigen lebensverhältnisse immer
wieder vom deutschen städtetag angesprochen. fachliche und politische
Arbeit gingen hierbei hand in hand.

Verschiedene erfolge dieses Vorgehens sind sichtbar, so z. b. verschiedene
förderprogramme für finanzschwache Kommunen oder die sogenannte 
5-milliarden-euro-entlastung. es wird mittlerweile von allen beteiligten, also
auch von bund und ländern, anerkannt, dass die kommunalen Altschulden
vielerorts ein nicht mehr verantwortbares niveau angenommen haben. eine
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Arbeitsgruppe der von der bundesregierung eingesetzten Kommission
gleichwertige lebensverhältnisse ist auf der suche nach lösungen für die
kommunalen Altschulden. 

Aus sicht des deutschen städtetages geht es insbesondere um die beseiti-
gung des zinsänderungsrisikos, die sicherung des Kreditmarktzugangs für
besonders finanzschwache Kommunen und um einen geregelten Abbau der
hohen Altschulden. die hauptgeschäftsstelle hat in Vorbereitung auf diese
Kommission unter anderem anhand eines entsprechenden detaillierten Vor-
schlages aufgezeigt, dass die Altschuldenproblematik auf direktem wege
lösbar ist – wenn man nur will. Aber auch indirekte lösungen, die die ursa-
chen für hohe Altschulden in den blick nehmen, sind zu recht in der dis-
kussion. eine deutliche erhöhung der bundesbeteiligung an den Kosten der
unterkunft würde den betroffenen städten, landkreisen und gemeinden hel-
fen.

Grundrente: Debatte um einführung

die bundesregierung hat im Koalitionsvertrag Anfang 2018 die einführung
einer grundrente als Anerkennung der lebensleistung langjähriger beitrags-
zahler/-innen vereinbart. im sommer 2018 wurde eine bund-länder-Arbeits-
gruppe unter beteiligung der kommunalen spitzenverbände und der sozial-
partner gegründet, die verschiedene modelle zur umsetzung der grundrente
gemeinsam bewertet hat. ziel ist es, hilfebedürftigen rentnerinnen und rent-
nern mit mindestens 35 beitragsjahren (einschließlich Kindererziehungszei-
ten und pflegezeiten) eine finanzielle Absicherung zehn prozent oberhalb des
grundsicherungsniveaus zu garantieren. 

diskussion um die grundrente  beschäftigte

auch die städte (foto: pixabay)

geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:55  Seite 25



       26 die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten

der deutsche städtetag hat sich an dieser debatte aktiv beteiligt und sich
für eine möglichst unbürokratische lösung eingesetzt, die möglichst keine
zusätzlichen Verwaltungs- und personalkosten verursacht. dies ist durch
eine freibetragslösung in der grundsicherung im Alter und bei erwerbsun-
fähigkeit (sgb xii) möglich. hierzu müsste lediglich eine bestätigung der
rentenversicherung vorgelegt werden, dass die Voraussetzungen für den
bezug der grundrente erfüllt sind und darüber hinaus im kommunalen
grundsicherungsamt – wie bisher – geprüft werden, in welchem umfang
hilfebedürftigkeit nach sgb xii vorliegt. durch einen pauschalierten frei-
betrag auf die rentenbezüge könnte die finanzielle Anerkennungsleistung
ohne zusätzlichen Verwaltungsaufwand ausgezahlt werden. eine politische
entscheidung über die Ausgestaltung der grundrente ist im Jahr 2019 zu
erwarten.

Grundsteuerreform

Am 10. April 2018 hat das bundesverfassungsgericht die bewertungsregeln
für die grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. es hat dem gesetzgeber
aufgegeben, bis spätestens zum 31. dezember 2019 ein reformgesetz für
die nicht mehr verfassungskonform ausgestaltete grundsteuer zu beschlie-
ßen. falls die Verabschiedung eines reformgesetzes durch bundestag und
bundesrat nicht bis ende 2019 gelingt, darf die grundsteuer ab dem Jahr
2020 nicht mehr auf basis des bisher geltenden rechts erhoben werden.
ein steuerausfall für die städte und gemeinden von bundesweit rund 14
milliarden euro jährlich wäre die folge. dies würde länder, städte und
gemeinden unvorbereitet treffen und viele Kommunalhaushalte ins chaos
stürzen.

erst im dezember 2018 legte das bundesfinanzministerium Vorschläge für
eine reform vor. es handelte sich dabei um ein wertabhängiges modell
(wAm), das der bundesfinanzminister favorisiert, und um ein wertunabhän-
giges modell (wum). der deutsche städtetag sieht im wAm eine grundlage,
die den zentralen Anforderungen der städte und gemeinden an ein neues
grundsteuer-modell genügt. 

die vorherigen positionierungen des städtetages sind damit nicht nur gehört,
sondern auch in einem chancenreichen modellvorschlag umgesetzt worden.
dennoch bleibt ein erfolg der reform bisher ungewiss: sowohl innerhalb der
regierungskoalition im bund als auch unter den ländern gab es bei redakti-
onsschluss dieses geschäftsberichtes noch immer keine abschließende Ver-
ständigung. 
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Handel: Zukunft für die Innenstadt

der gesellschaftliche, soziale und demografische wandel sowie der techno-
logische fortschritt verändern die bedürfnisse, die nachfrage und das Ver-
halten der menschen – dies bleibt nicht ohne Auswirkungen auf städte und
handel. individualisierung und demografische Veränderungen wirken sich auf
Kundenstruktur und einkaufsverhalten aus. der reine Konsum ist nicht mehr
allein Auslöser für einen besuch in der innenstadt, vielmehr werden damit
weitere Aktivitäten wie freizeitgestaltung, unterhaltung, sozialer Austausch
und Kultur als gesamterlebnis verbunden. Auf der grundlage des  diskus -
sionspapiers „zukunft von stadt und handel“ hat der deutsche städtetag
gemeinsam mit dem handelsverband deutschland (hde) das positionspa-
pier „zukunft für die innenstadt“ für einen zukunftsfähigen einzelhandel in
lebendigen innenstädten durch eine engere zusammenarbeit von stadt,
 handel und immobilieneigentümern vorgelegt. 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/082336/index.html)

Integration von Asylbewerbern und Flüchtlingen

Fluchtmigration 

die fluchtmigration und die damit einhergehenden herausforderungen prä-
gen die politische diskussion bis heute. zwar ist die zahl der nach deutsch-
land geflohenen menschen deutlich zurückgegangen, die herausforderun-
gen sind aber geblieben. festzustellen ist, dass durch das sinken der in
deutschland schutz suchenden menschen die hohe Anzahl von aufgelaufe-

einkaufsverhalten und freizeitverhalten

verändern sich (foto: pixabay)
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nen Asylverfahren beim bAmf abgebaut werden konnte, gleichwohl die
Asylverfahren immer noch zu lange dauern. ein umstand, der vom deut-
schen städtetag in verschiedenen gesprächsformaten gegenüber der bun-
deskanzlerin, dem bAmf und dem bmi adressiert wurde. daher unterstützt
der deutsche städtetag die Ankündigung des bundes, die Asylverfahren effi-
zienter zu gestalten. zum einen müssen die nach deutschland geflüchteten
menschen schnell Klarheit über ihren status erlangen. zum anderen ist für
die städte von großem interesse, dass nur menschen mit bleibeperspektive
auf die städte verteilt werden. dies vor allem, um sich auf die integration der
menschen mit bleibeperspektive konzentrieren zu können und die integrati-
onsfähigkeit der städte zu erhalten. begrüßt wurde daher die Ankündigung
der bundesregierung im Koalitionsvertrag, eine stärkere steuerung von
migrationsbewegungen und zuwanderung anzustreben. der deutsche städ-
tetag hat vor diesem hintergrund auch eine entfristung der wohnsitzauflage
befürwortet. 

gelingen muss zukünftig eine trennung der humanitären Aufnahme und der
erwerbsmigration. ein schritt in diese richtung ist das angekündigte fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, das vom präsidium des deutschen städtetags
grundsätzlich begrüßt worden ist. damit dieses gesetz wirkung zeigen kann,
müssen zwingend die Verwaltungsabläufe zwischen Visastellen, Arbeitsver-
waltung und Ausländerbehörden vereinfacht und verbessert werden. der
deutsche städtetag hat ebenfalls überlegungen des bundes unterstützt,
geduldeten menschen, die gut integriert sind und ihren lebensunterhalt
durch ihre erwerbstätigkeit sichern, einen verlässlichen status zu geben.

weniger schutz suchende menschen

kamen nach deutschland (foto: pixabay)
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Zuwanderung aus Südosteuropa

der beitritt von rumänien und bulgarien zur eu 2007 hat zu deutlichen wan-
derungsbewegungen aus diesen mitgliedsstaaten in die anderen eu-mit-
gliedsstaaten, so auch nach deutschland, geführt. neben beruflich gut qua-
lifizierten menschen, die auch in deutschland gut zurechtkommen, kommen
menschen, die bereits im herkunftsland ausgegrenzt und unter schwierigs-
ten bedingungen leben. sie erhoffen sich eine Verbesserung ihrer situation
durch den umzug in ein anderes eu-land. in vom zuzug stark betroffen
städten sind vielfältige problemlagen und erhebliche herausforderungen
entstanden, die von diesen städten nicht allein bewältigt werden können. es
bedarf der unterstützung des bundes und der länder. Vom bund 2014 auf
den weg gebrachte unterstützungsmaßnahmen haben nicht die gewünschte
wirkung erzielt. gemeinsam mit den stark betroffenen städten ist es dem
deutschen städtetag gelungen, den gesprächsfaden zum bund wieder auf-
zunehmen und einen prozess anzustoßen, in dem die notwendigen unter-
stützungsbedarfe identifiziert werden sollen. der deutsche städtetag hat die
klare botschaft an den bund, die betroffenen städte nachhaltig zu unterstüt-
zen.

Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe

während 2015 und 2016 die unterbringung und Versorgung der nach
deutschland geflüchteten menschen im mittelpunkt stand, stellt sich heute
die Aufgabe, zugewanderte menschen in die gesellschaft zu integrieren.
die städte stellen sich weiterhin und engagiert der integration. in der
5.  integrationskonferenz, die der deutsche städtetag gemeinsam mit der
stadt stuttgart veranstaltet hat, wurden engagiert die herausforderungen
der kommunalen integrationspolitik diskutiert und erwartungen an den
bund formuliert. (tagungsdokumentation der 5. integrationskonferenz unter 
www.staedtetag.de/fachinformationen/integration/087646/index.html)

die städte brauchen für die integration die notwendige, insbesondere finan-
zielle unterstützung des bundes und der länder. die regelungen zur flücht-
lingsfinanzierung auf bundesebene sind in großen bereichen eine finanzpo-
litische erfolgsgeschichte. ein potenziell hoch strittiges thema mit großen
unsicherheiten über die kommenden fiskalischen belastungen wurde sach-
gerecht und weitgehend konsensual im sinne einer „atmenden regelung“
gelöst. dies gilt insbesondere für die übernahme der Kosten der unterkunft
für anerkannte flüchtlinge.

zu bemängeln ist aktuell die lange Verhandlungsdauer für die zwischenlö-
sung für das Jahr 2019, die zu großen schwierigkeiten bei der haushaltspla-
nung geführt hat, die unsicherheit über die flüchtlingsfinanzierung ab dem
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Jahr 2020 sowie die weiterhin offene finanzierungsfrage bezüglich der
geduldeten. die Kommunen brauchen frühzeitig auf bundesebene eine Ver-
ständigung über die flüchtlingsfinanzierung ab dem Jahr 2020. gerade falls
änderungen gegenüber der derzeitigen regelung erfolgen sollten, wären
noch bis zum herbst dieses Jahres intensive gespräche zwischen den Kom-
munen und ihren ländern notwendig. 

inhaltlich zu erwarten ist eine unbefristete fortführung der bisherigen rege-
lungen. zudem müssen die offenen finanzierungsfragen bei geduldeten
erstmalig geregelt werden. hierfür hat sich der deutsche städtetag mehrfach
ausgesprochen. bund und länder sind hier in der Verantwortung, sich an
den Kosten zu beteiligen.

Integration im Bereich Schule und Bildung

ein schwerpunkt der kommunalen Aktivitäten zur integration war im
berichtszeitraum die Vermittlung von bildung, nachdem die Jahre zuvor der
schwerpunkt auf der unterbringung und Versorgung von Asylbewerbern
und flüchtlingen gelegen hatte. das erlernen der deutschen sprache ist die
wichtigste Voraussetzung für integration und teilhabe in der gesellschaft
und den zugang zum Arbeitsmarkt. entsprechend bildete dieses hand-
lungsfeld einen schwerpunkt in allen bereichen der bildung. die integration
von Kindern, Jugendlichen und jungen erwachsenen löste bei den kommu-
nalen schulträgern vielfältige handlungsbedarfe aus: zusätzlicher schul-
raum musste bereitgestellt werden; darüber hinaus war die einstellung
zusätzlichen sozialpädagogischen personals sowie die Ausweitung von
ganztagsangeboten erforderlich. dabei bemühten sich die städte nach
Kräften, separierten unterricht für flüchtlinge zu vermeiden. eine beson-
dere herausforderung war die bereitstellung von (Aus-)bildungsangeboten
für junge erwachsene zum erwerb von schulabschlüssen möglichst in
Kombination mit der Vermittlung beruflicher Qualifikationen und Kompeten-
zen. 

ein besonderes handlungsfeld bildeten die integrationskurse zur Vermitt-
lung von sprach- und orientierungswissen. sie sind ein wichtiges instru-
ment, weil sie einen wesentlichen beitrag im sozialen und beruflichen inte-
grationsprozess von zugewanderten leisten. die von den Kommunen
getragenen Volkshochschulen führen als größter Anbieter etwa 40 prozent
der integrationskurse durch. der deutsche städtetag unterstützte das ziel
der bundesregierung, eine möglichst schnelle teilnahme von zugewan-
derten an integrationskursen sicherzustellen sowie ein jeweils passge-
naues und ortsnahes Angebot für die betroffenen zu finden. er hat sich
dafür eingesetzt, dass die sogenannte zusteuerung des bundesamtes für
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migration und flüchtlinge (bAmf) in enger Abstimmung mit den Kommu-
nen vor ort erfolgt, um den Aufbau von parallelstrukturen zu vermeiden. er
wird die anstehende evaluation der maßnahmen intensiv begleiten. der
deutsche städtetag hat in den verschiedenen, für die integration relevan-
ten bereichen der bildung einen intensiven informations- und erfahrungs-
austausch der städte gefördert sowie fachliche empfehlungen und hin-
weise erarbeitet. 

Integration und Kultur

sobald fragen der unterbringung, des Aufenthaltsrechts und der eingliede-
rung in Arbeit geregelt sind, stellen sich vor allem fragen der kulturellen inte-
gration – als integration verschiedener Kulturen in eine (gemeinsame) gesell-
schaft und als kulturelle teilhabe, also der teilhabe aller menschen an
kulturellen Aktivitäten und Ausdrucksmöglichkeiten. der deutsche städtetag
hat zusammen mit zahlreichen weiteren partnerinnen und -partnern im rah-
men der initiative  kulturelle integration 15 thesen entwickelt, die einen bei-
trag zur kulturellen integration und zum gesellschaftlichen zusammenhalt
leisten sollen. das  thesenpapier kann im internet unter dem folgenden link
abgerufen werden: 
www.staedtetag.de/fachinformationen/kultur/081884/index.html

Integration und Sport

der sport mit seiner ausgeprägten Vereinsstruktur verfügt über langjährige
erfahrungen bei der niedrigschwelligen integration von menschen. herkunft,
religion und sozialer status sind beim gemeinsamen sporttreiben von nach-
geordneter bedeutung. darüber hinaus können im sport grundlegende
werte im gesellschaftlichen zusammenleben vermittelt werden. der organi-
sierte sport bietet migrantinnen und migranten die breiteste willkommens-

integration ist eine  gesamt -

gesellschaftliche Aufgabe (foto: pixabay)
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plattform in deutschland. der deutsche städtetag hat gemeinsam mit dem
deutschen olympischen sportbund (dosb) die zusammenarbeit von städ-
ten und organisiertem sport vor ort bei der integration gefördert und unter-
stützt. 

Geflüchtete Frauen und Kinder

unter den flüchtlingen und Asylbewerbern sind zahlreiche alleinstehende
frauen und Kinder, die einen besonderen schutzbedarf haben. der deutsche
städtetag hat in der zusammenarbeit mit den zuständigen ministerien an der
erarbeitung von lösungen und programmen mitgewirkt, die die besondere
situation geflüchteter frauen in den blick nehmen, und einen intensiven
erfahrungsaustausch mit der kommunalen praxis durchgeführt. die erfah-
rungen aus der kommunalen praxis haben gezeigt, dass sich die Arbeits-
marktintegration geflüchteter frauen als besonders schwierig erweist. neben
oftmals fehlenden schul- und berufsabschlüssen besteht die notwendigkeit,
bei den aus anderen Kulturkreisen stammenden frauen zunächst ein
bewusstsein dafür zu wecken, dass für frauen in unserer gesellschaft eine
gleichberechtigte teilhabe am Arbeitsleben existiert. in der folge müssen sie
durch intensive betreuung und beratung bei der Arbeitsaufnahme begleitet
werden, weil diese sonst am teilweise vorhandenen widerstand des partners
oder der familie scheitern kann. der deutsche städtetag wird sich in der
zusammenarbeit mit bund und ländern daher weiter dafür einsetzen, dass
auf diese spezifischen belange geflüchteter frauen eingegangen wird und
entsprechende bemühungen auf kommunaler ebene unterstützt werden.
darüber hinaus wird der erfahrungsaustausch mit der kommunalen praxis
fortgesetzt. ziel muss sein, geflüchtete frauen im integrationsprozess nicht
zu verlieren.

Integrierte Stadtentwicklung und Smart Cities

demografischer wandel, Klimawandel, strukturwandel, digitalisierung und
vieles mehr – städte und gemeinden stehen vor vielfältigen herausforde-
rungen. um all die unterschiedlichen Anforderungen und zielsetzungen zu
einer nachhaltigen gesamtstrategie zusammenzuführen, ist eine gleichzei-
tige und gerechte berücksichtigung der für die entwicklung von städten
relevanten belange und interessen notwendig – dies versucht die integrierte
stadtentwicklung zu ermöglichen. oberstes ziel einer nachhaltigen und
integrierten stadtentwicklung ist die Verbesserung der lebensqualität vor
ort. 
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Am beispiel der digitalisierung bedeutet dies, dass nicht der maximale ein-
satz möglichst vieler digitaler Anwendungen und services das ziel sein kann.
Vielmehr gilt es die passenden digitalen oder auch analogen lösungen zu
finden, die einen mehrwert für die bürgerschaft und die lebensqualität vor
ort erzeugen. der deutsche städtetag hat hierzu aktiv an der smart city
charta des bundes mitgewirkt. diese stellt gleich zu beginn fest: „smart
cities sind nachhaltiger und integrierter stadtentwicklung verpflichtet.“ die
charta ordnet damit die digitale transformation in die bestehenden leitbilder
ein, wie beispielsweise die leipzig charta, die eu-urbane Agenda oder der
neue urbane Agenda der Vereinten nationen.

seit über 45 Jahren ist die städtebauförderung eines der wichtigsten instru-
mente zur Verbesserung der wohn- und Arbeitsverhältnisse, funktionalität,
wirtschafts- und siedlungsstruktur. das primäre ziel der städtebauförderung
besteht zusammengefasst darin, die lebensqualität der menschen in städ-
ten und gemeinden zu erhalten und weiterzuentwickeln. insofern ist eine ver-
lässliche und handhabbare städtebauförderung wesentlich für die umset-
zung der zuvor genannten leitbilder und zur bewältigung der anstehenden
herausforderungen.

der deutsche städtetag hat in enger Abstimmung mit seinen mitgliedern ein
diskussionspapier zur weiterentwicklung der städtebauförderung erarbeitet.
es soll im Jahr 2019 zu einem positionspapier weiterentwickelt werden. das
papier wird neben handlungsempfehlungen an die städte auch kurz- und
langfristige Veränderungsbedarfe bei den rahmenbedingungen durch bund
und länder formulieren und dient zur Vermittlung der kommunalen sichtwei-
sen im aktuell gestarteten weiterentwicklungsprozess.

Kinderbetreuung 

Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung

bund, länder und kommunale spitzenverbände haben in einem mehrjähri-
gen prozess ein maßnahmenpaket zur Qualitätsverbesserung der Kinderta-
gesbetreuung erarbeitet. dazu gehören u. a. die Verbesserung der personal-
schlüssel, die freistellung der leistungskräfte, fortbildungsmaßnahmen,
sprachförderung für Kinder mit migrationshintergrund sowie die Verbesse-
rung der räumlichen Ausstattung der Kindertagesstätten und Verbesserun-
gen bei der Kindertagespflege. diese maßnahmen sind als instrumentenkas-
ten zu verstehen, aus dem die länder die für sie geeigneten elemente
auswählen. die entscheidung, welche maßnahmen konkret weiterverfolgt
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werden, wird gemeinsam vom bundesministerium für familie, senioren,
frauen und Jugend (bmfsfJ) und den landesjugendministerien in zielver-
einbarungen festgelegt. die Kommunen und die kommunalen spitzenver-
bände werden in die entscheidung einbezogen. 

mit dem gute-Kita-gesetz, das zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist, stellt
der bund den ländern in den Jahren 2019 bis 2022 rund 5,5 milliarden euro
zur Verfügung. der deutsche städtetag hat den gesamten prozess aktiv
begleitet und neben der berücksichtigung der kommunalen Argumente auch
ein dauerhaftes finanzielles engagement des bundes und der länder gefor-
dert. die länder haben eine gemeinsame entschließung verabschiedet, mit
der sie den bund zur weiterführung des finanziellen engagements über das
Jahr 2022 hinaus auffordern.

Ausbau der ganztätigen Kindertagesbetreuung 

seit dem „Krippengipfel“ im Jahr 2006 ist die ganztagesbetreuung für Klein-
kinder, Kindergartenkinder und auch für schulkinder erheblich ausgebaut
worden. die Aufwendungen hierfür haben sich seit dem Jahr 2006 (11,64 mil-
liarden euro) bis zum Jahr 2017 (30,2 milliarden euro) fast verdreifacht. 

Vor allem für Kinder zwischen ein und drei Jahren wurde die ganztägige Kin-
derbetreuung aufgrund der einführung des rechtsanspruchs zum 1. August
2013 erheblich ausgebaut. in der zeit von 2007 bis 2018 hat sich die zahl der
betreuten Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und tages-
pflege von 321.000 auf rund 790.000 mehr als verdoppelt. zusätzlich wurden
auch die ganztägigen Angebote für Kinder zwischen drei und sechs Jahren
und für grundschulkinder weiter ausgebaut. 

im sommer 2018 wurde eine bund-länder-Arbeitsgruppe unter beteiligung
der kommunalen spitzenverbände eingerichtet, die sich mit der schaffung
eines rechtsanspruchs auf ganztagsbetreuung für grundschulkinder
befasst. dabei sollen die gewachsenen strukturen in den bundesländern
(teilweise überwiegend hortbetreuung, teilweise ganztagsgrundschulen)
erhalten bleiben und sowohl der fachkräftebedarf als auch der finanzie-
rungsbedarf berücksichtigt werden. der deutsche städtetag setzt sich
außerdem dafür ein, den bildungsauftrag bei der ganztagsbetreuung von
grundschulkindern hervorzuheben und die schulische Verantwortung zu
betonen.
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Klimaanpassung und Klimaschutz

empfehlungen zur Anpassung an den Klimawandel

der Klimawandel hat starkregen, schwere gewitter, stürme, anhaltende
trockenheit und hitze zur folge. die daraus resultierenden belastungen und
risiken für bürger, unternehmen, die öffentliche infrastruktur sowie natur
und umwelt werden gerade in dichter besiedelten städten und regionen
weiter steigen. deshalb ist nach intensiver beratung in den zuständigen
 gremien das dst-positionspapier aus dem Jahr 2012 zur Anpassung an
den Klimawandel überarbeitet worden. 
(www.staedtetag.de/publikationen/materialien/088394/index.html)

das papier benennt für zentrale bereiche der städte wichtige handlungsfel-
der zur Ausrichtung des Anpassungsprozesses. prioritär sollten solche maß-
nahmen sein, die Klimaschutz und Anpassung miteinander verbinden.
zusätzlich werden empfehlungen für den notwendigen ganzheitlichen pla-
nungsansatz zur Adaption und die Koordination der einzelnen maßnahmen
durch eine entsprechende stelle gegeben. bund und länder sollten künftig
die städte bei der umsetzung der Klimaanpassungsmaßnahmen über das
bisherige maß hinaus noch stärker finanziell unterstützen. 

die Klimaanpassung und speziell die hochwasser- und starkregenvorsorge
waren auch gegenstand der Kommunaltage der deutschen Vereinigung der
wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (dwA) auf der internationalen
fachmesse ifAt. der städtetag hatte dabei die gelegenheit, seine positio-
nen ebenso einzubringen wie auf der fachveranstaltung des deutschen
instituts für urbanistik (difu) „Kommunale überflutungsvorsorge – planer im
dialog“. großes interesse findet auch der bauherrenratgeber „Klimagerech-
tes bauen“ des difu, der unter der schirmherrschaft des dst 2017 veröf-
fentlicht worden ist. 

Klimaschutz 

das bundeskabinett hat am 14. november 2016 den Klimaschutzplan 2050
beschlossen. leitbild und maßstab für den Klimaschutzplan ist das interna-
tional vereinbarte Klimaschutzziel, die globale erwärmung auf deutlich unter
2 °c gegenüber vorindustriellen werten zu begrenzen und Anstrengungen für
eine begrenzung auf höchstens 1,5 °c zu unternehmen. der notwendige
transformationsprozess betrifft handlungsfelder wie die energiewirtschaft,
den gebäudebereich, die mobilität, industrie und wirtschaft, die landwirt-
schaft sowie landnutzung und forstwirtschaft. Angesichts der zu erwarten-
den Auswirkungen des Klimawandels und der notwendigkeit von klima-
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schützenden maßnahmen ist der Klimaschutzplan 2050 grundsätzlich zu
begrüßen. Viele der vorgeschlagenen maßnahmen sind geeignet, um die
treibhausgasemissionen in deutschland zu senken. Allerdings werden die
städte für weitere sinnvolle klimaschützende maßnahmen eine umfassende
finanzielle unterstützung durch bundes- und landesförderung benötigen.
der Klimaschutzplan 2050 soll bestandteil eines im Jahre 2019 zu erarbei-
tenden bundes-Klimaschutzgesetzes werden. 

das große engagement der Kommunen im Klimaschutz verdeutlicht die jähr-
lich vom difu veranstaltete und vom deutschen städtetag unterstützte Kon-
ferenz für klimaaktive Kommunen und der entsprechende wettbewerb. die
weit über 12.000 projekte, die mit der Kommunalrichtlinie des bundesum-
weltministeriums gefördert worden sind, haben zudem einen entscheiden-
den beitrag zum Klimaschutz geleistet.

Deutsche Städte bei Weltklimagipfeln der Vereinten nationen 

mit der cop 23, die im november 2017 in bonn stattfand, wurden die wei-
chen für die umsetzung des pariser Abkommens gestellt. was im pariser Kli-
maabkommen allgemein formuliert ist, wollten die Vertragsstaaten nun in
konkrete pläne fassen. dabei setzt jedes land seine Klimaziele und Aktions-
pläne – die sogenannten nationally determined contributions (ndc) – selbst
fest. Aus kommunaler sicht ist es erforderlich, die kommunalen beiträge zur
erreichung der Klimaziele, die „locally determined contributions“ (lodc)
stärker in das gesamtkonzept der Klimakonferenzen zu integrieren. ndcs,
die nationalen Klimastrategien, kommen nicht ohne lodcs, die städtischen
strategien, aus.

die cop 24, die im dezember 2018 in Kattowitz in polen stattfand, war
geprägt von schwierigen Verhandlungen auf der Vertragsstaatenebene und
konstruktiven beiträgen der nicht-Vertragsstaatenebene. städte können ins-
besondere bei der dekarbonisierung des energiesektors, im Verkehrsbe-
reich, durch planungsverfahren und bei gebäuden eine co2-neutrale ent-
wicklung voranbringen. während der Klimagipfel wurden dazu neue
initiativen, projekte und interkommunale Kooperationen vorgestellt. obwohl
deutsche Kommunen nicht am Verhandlungstisch saßen, sind sie bei beiden
weltklimagipfeln durch Veranstaltungen sichtbar geworden. der deutsche
städtetag präsentierte in Kattowitz beispielsweise die app-ähnliche website:
www.sdg-portal.de, siehe auch unter Agenda 2030 der Vereinten nationen
(Vn) für nachhaltige entwicklung.
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Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 

die bundesregierung hat die Kommission „wachstum, strukturwandel und
beschäftigung“ im sommer 2018 einberufen, die auf basis des Aktionspro-
gramms Klimaschutz 2020 und des Klimaschutzplans 2050 bis ende 2018
ein Aktionsprogramm zum strukturwandel für vier Kohleregionen und einen
fahrplan zum Kohleausstieg erarbeiten soll. die Kommission hat am 25.
Januar 2019 ihren Abschlussbericht verabschiedet. der Abschlussbericht ist
der bundesregierung zur umsetzung übergeben worden. Als Abschlussda-
tum für die Kohleverstromung empfiehlt die Kommission ende des Jahres
2038. sofern die energie- und betriebswirtschaftlichen und beschäftigungs-
politischen Voraussetzungen vorliegen, kann das datum im einvernehmen
mit den betreibern auf frühestens 2035 vorgezogen werden. die überprü-
fung dazu soll im Jahr 2032 stattfinden. die Kommission empfiehlt neben
dem Ausstiegspfad aus der Kohleverstromung sowie flankierenden maßnah-
men zum Ausbau erneuerbarer energien und dem umgang mit der Kraft-
wärme-Kopplung strukturpolitische maßnahmen, die insbesondere durch
die betroffenen bundesländer umgesetzt werden sollen. bei der umsetzung
der Vorschläge der Kohlekommission wird der städtetag erneut die Anliegen
seiner mitglieder einbringen.

Kommunale Krankenhäuser

Aktuelle entwicklungen im bereich kommunaler Krankenhäuser wurden inten-
siv im gesundheitsausschuss sowie bei der Konferenz kommunaler Kranken-
häuser des deutschen städtetages erörtert. im berichtszeitraum verfestigte
sich dabei die zuvor eingeführte handhabung, dass die Krankenhauskonferenz
des deutschen städtetages in jeder zweiten sitzung gemeinsam mit dem ent-
sprechenden gremium des deutschen landkreistages tagt. gemeinsam wurde
das ziel einer Akzentuierung und profilschärfung der trägergruppe der kom-
munalen Krankenhäuser verfolgt. Als interne standortbestimmung wurde ein
papier „Kommunale Krankenhäuser – besonderheiten und Vorteile“ erarbeitet. 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/gesundheit/084465/index.html)

im nachgang wurde diese profilierung unter anderem an das bundesminis-
terium für gesundheit und die gesundheitspolitischen sprecher der bundes-
tagsfraktionen übermittelt. für die mitgliedschaft wurde ein musteranschrei-
ben zur Ansprache von örtlichen landes- und bundestagsabgeordneten
bereitgestellt.
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inhaltlich beschäftigten sich die erörterungen im deutschen städtetag zum
kommunalen Krankenhausbereich unter anderem mit der weiteren umset-
zung des schon 2016 in Kraft getretenen Krankenhausstrukturgesetzes
sowie der gesundheitspolitischen Agenda nach der bundestagswahl 2017.
besondere themen waren z. b. die personalsituation, speziell die  ent -
wicklung bei den pflegeberufen, die notfallversorgung, it-sicherheit und die
investitionskostenfinanzierung. bei der investitionskostenfinanzierung
besteht dabei die besondere problematik, dass einerseits eine bessere
investitionskostenfinanzierung für kommunale Krankenhäuser gewährleistet
werden muss und andererseits in den bundesländern in unterschiedlichem
maße die Kommunen an dieser Aufgabe des landes finanziell beteiligt wer-
den.

Kranken- und Altenpflege: Maßnahmen gegen Fachkräftemangel 

durch die regelungen des Koalitionsvertrages wurde eine Vielzahl von maß-
nahmen zur Verbesserung der als äußerst problematisch eingestuften situa-
tion der pflegerischen Versorgung insgesamt gestartet. dazu gehört die mit
einer Auftaktveranstaltung im sommer 2018 begonnene konzertierte Aktion
pflege, in der alle relevanten Akteure, so auch die kommunalen spitzenver-
bände eingebunden sind. in fünf Arbeitsgruppen sowie einem dachgremium
sollen gemeinsame möglichkeiten gefunden werden, engpässe zu beseiti-
gen, pflegekräfte dazu zu ermuntern, in den Job zurückzukehren oder wie-
der Vollzeit darin zu arbeiten. 

durch das im Juli 2017 verkündete gesetz zur reform der pflegeberufe
werden unter anderem die Ausbildungen in den bisher eigenständigen pfle-

Viele kommunale Krankenhäuser

 brauchen eine bessere investitionskosten-

finanzierung (foto: pixabay)
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geberufen Altenpflege, gesundheits- und Kinderkrankenpflege und
gesundheits- und Krankenpflege zukünftig in einem generalistischen
gesamtausbildungsgang zusammengeführt. der deutsche städtetag hatte
die entwicklung des gesetzes im Vorfeld mit begleitet und dabei die Ver-
besserung der Attraktivität des berufsbildes unterstützt, hinsichtlich der
gemeinsamen Ausbildung aber besonders auf praxistauglichkeit gedrun-
gen. Von besonderer relevanz und vom deutschen städtetag begleitet war
im weiteren die entwicklung eines pflegepersonalstärkungsgesetzes, das
nach ende des berichtszeitraums in Kraft getreten ist. in diesem Kontext
sind 13.000 zusätzliche stellen für pflegekräfte in der langzeitpflege in
Aussicht gestellt. der deutsche städtetag hat darauf hingewiesen, dass
dies nur ein erster schritt zur bewältigung des personalmangels in der
Altenpflege sein kann. das gesetz beinhaltet zudem das ziel, dass im
Krankenhaus jede zusätzliche und jede aufgestockte pflegestelle vollstän-
dig von den Kostenträgern refinanziert werden soll. 

Kultur

Demokratie stärken mit Kultur und Kulturpolitik

die politischen entwicklungen in deutschland und der welt sind durch
zunehmende extremistische tendenzen gekennzeichnet, von neuen populis-
tischen bewegungen, einem steigenden nationalismus und religiösem fana-
tismus. solche entwicklungen können das politische Klima und den gesell-
schaftlichen zusammenhalt und somit letztlich auch die demokratie
nachhaltig gefährden. hintergrund dafür ist auch ein Kulturkonflikt, eine Aus-
einandersetzung um werte, haltungen und einstellungen in den gesell-
schaften. der seit dem ende des zweiten weltkrieges geltende Konsens zu
den werten einer westlichen, freien und demokratischen welt wird zuneh-
mend infrage gestellt. die ursachen dafür sind vielfältig und resultieren aus
politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Veränderungs- und ero-
sionsprozessen. daher sind alle gesellschaftlichen bereiche angesprochen,
wenn es um die stärkung der demokratischen werte in einer gesellschaft
geht – auch und insbesondere die Kulturpolitik.

Kulturpolitik hat die Aufgabe, Kunst und Kultur (frei-)räume für entfaltung zu
geben bzw. zu verschaffen, künstlerisch wie auch politisch. Kunst und Kultur
haben nicht nur eine ästhetische dimension, sondern waren und sind darü-
ber hinaus politisch. Als spiegel von gesellschaftlichen entwicklungen und
als forum für die (kritische) gesellschaftliche Auseinandersetzung können sie
eine initiativfunktion entfalten. sie thematisieren gesellschaftliche und politi-
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sche entwicklungen und missstände, legen den finger in die wunde und tra-
gen zur entwicklung von haltungen und werten bei. Kunst und Kultur sind
daher nicht nur geeignet, sondern geradezu gefordert, für freiheit und
demokratie einzutreten.

der deutsche städtetag hat mit einem positionspapier den beitrag der Kul-
turpolitik für die stärkung demokratischer werte und lokaler demokratie
herausgestellt. das papier kann unter dem folgenden link abgerufen wer-
den: www.staedtetag.de/fachinformationen/kultur/086184/index.html

Digitalisierung als Herausforderung der Kulturpolitik

die digitalisierung ist auch eine besondere herausforderung für die kommu-
nale Kulturpolitik. die Auswirkungen der digitalisierung auf mensch und
gesellschaft können nicht überschätzt werden. bereits jetzt durchdringt digi-
tale technik sämtliche lebensbereiche des menschen. sie wird zu einem
umfassenden Kulturwandel der ganzen gesellschaft führen, der mindestens
vergleichbar mit den folgen der entwicklung des buchdrucks ist, vermutlich
in seinen Auswirkungen aber noch deutlich darüber hinausgeht.

digitalisierung ist weder ein rein technisches noch ein ausschließlich sozial-
politisches thema, sondern Kulturpolitik wird sich in einem umfassenden
sinne mit der digitalisierung als kulturellem phänomen auseinandersetzen
müssen. ihre inhalte sind selbst gegenstand von digitalisierung und ihre ein-
richtungen durchleben einen digitalen transformationsprozess, durch die
digitalisierung entstehen neuen formen des zugangs zu Kultur sowie neue
Ausdrucksformen in der Kunst. schließlich sind die folgen der digitalisierung
gegenstand der kritischen Auseinandersetzung in Kunst und Kultur. der Kul-
turausschuss des deutschen städtetages wird strategien zur digitalisierung
auch im bereich der kommunalen Kulturpolitik entwickeln und plädiert dafür,
kommunale Kulturpolitik frühzeitig in die entwicklung von (kommunalen)
gesamtstrategien einzubinden.

Stellungnahme zur MeToo-Debatte

unter dem hashtag „metoo“ machen seit dem herbst 2017 betroffene auf
sexuelle übergriffe und sexuelle belästigung in der Kulturbranche aufmerk-
sam. der Kulturausschuss des deutschen städtetages hat stellung zur aktu-
ellen debatte bezogen und sich zu der Verantwortung bekannt, die rahmen-
bedingungen vor ort so zu gestalten, dass sexuelle übergriffe wirksam
verhindert werden.

neben den Kommunen als trägern von Kultureinrichtungen sind aber auch
der bund und die länder sowie alle im Kulturbereich Verantwortlichen auf-
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gefordert, in ihren Verantwortungsbereichen auf die bekämpfung von
sexuellem missbrauch hinzuwirken. sexualisierte gewalt hat strukturelle
ursachen. daher ist es erforderlich, die situation von frauen im Kultursek-
tor zu verbessern, z. b. durch die förderung von frauen in führungs- und
schlüsselpositionen, eine geschlechterneutrale bezahlung, die genderge-
rechte Vergabe von fördermitteln und die durchführung eines gendermo-
nitorings.

die stellungnahme kann unter dem folgenden link abgerufen werden:
www.staedtetag.de/fachinformationen/kultur/086761/index.html

Förderung der freien darstellenden Künste

der deutsche städtetag hat die erstellung einer studie zu aktuellen förder-
strukturen der freien darstellenden Künste und die durchführung von darauf
aufbauenden fachforen unterstützt. die studie wurde im Auftrag des bun-
desverbands freie darstellende Künste durch das institut für Kulturpolitik der
Kulturpolitischen gesellschaft erstellt. es wurden alle bundesländer und
zahlreiche Kommunen in deutschland befragt. schwerpunkte waren dabei
die Analyse der förderstrukturen und förderinstrumente, beratungs- und
entscheidungsverfahren, ziele, stärken und schwächen der förderung.
Abschließend wurden handlungsempfehlungen an die unterschiedlichen
Akteure insbesondere zu förderakteuren, -strukturen und -formen, Antrags-
und Vergabeverfahren, förderkriterien und förderhöhen abgeleitet.

die studie ist im internet unter dem folgenden link veröffentlicht: 
http://darstellende-kuenste.de/images/downloads/bfdk/freiedK_dokumente_
nr1-foerderstruktur_201610.pdf

europäisches Jahr des kulturellen erbes

die identitätsstiftende funktion des baukulturellen erbes wurde durch die
europäische union in besonderer weise hervorgehoben: 2018 war das euro-
päische Jahr des kulturellen erbes. unter dem motto „sharing heritage“
waren alle öffentlichen und privaten träger, bewahrer und Vermittler des kul-
turellen erbes aufgerufen, sich aktiv an dem themenjahr zu beteiligen. die
europäische union will mit dieser initiative die gemeinschaft der menschen
in europa stärken und die gemeinsame geschichte und die gemeinsame
Kultur ins bewusstsein rufen. Viele deutsche städte beteiligten sich am Kul-
turerbejahr. der schwerpunkt in deutschland lag dabei auf dem baukulturel-
len erbe.

der deutsche städtetag hat mit dem positionspapier „denkmalschutz
braucht grundlagen: erfassung und schutz unseres baukulturellen erbes“ im
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Kulturerbejahr stellung bezogen und auf defizite im denkmalschutz hinge-
wiesen. die länder, aber auch der bund, sind aufgefordert, geeignete maß-
nahmen zu ergreifen, damit die grundlagen für den schutz des baukulturel-
len erbes sichergestellt werden. der wert von denkmälern liegt nicht nur in
ihrer historischen bedeutung: denkmäler stiften identität und bergen ein gro-
ßes potenzial für die kulturelle bildung und integration. sie werden als tou-
ristische ziele und als weiche standortfaktoren geschätzt. ihre pflege gilt als
ein bedeutender wirtschafts- und beschäftigungsfaktor, ist nachhaltig und
ressourcenschonend. denkmalschutz und denkmalpflege übernehmen
damit wichtige gesellschaftliche Aufgaben.

das positionspapier kann über den folgenden link abgerufen werden:
www.staedtetag.de/fachinformationen/kultur/087402/index.html

lkw-Kartell

die europäische Kommission hatte am 19. Juli 2016 gegen die lkw-herstel-
ler mAn, Volvo/renault, daimler, iVeco und dAf bußgeldbescheide wegen
des sogenannten lastwagenkartells erlassen. die Absprachen betrafen den
gesamten europäischen wirtschaftsraum im zeitraum von 1997 bis 2011
und bezogen sich auf mittelschwere sowie schwere lastkraftwagen. da die
Kommunen und ihre unternehmen im besagten zeitraum für verschiedene
tätigkeitsbereiche, wie z. b. bauhöfe, grünflächenämter, feuerwehren oder
Abfallentsorgung, lastwagen von den Kartellanten bezogen hatten, waren
diese von den Kartellabsprachen betroffen. Aufgrund der erfahrung mit der
Abwicklung des sogenannten feuerwehrkartells, das durch die kommunalen
spitzenverbände intensiv begleitet wurde, war davon auszugehen, dass
auch in diesem fall bei den einzelnen Kommunen und ihren unternehmen
ein schaden entstanden war, der zur durchsetzung der rechtsansprüche
mittels eines ökometrischen gutachtens beziffert werden musste.

Anders als beim feuerwehrkartell, bei dem die Kartellanten zur Kooperation
bereit waren, konnten beim lKw-Kartell die Kartellanten nicht dazu veran-
lasst werden, die Kosten eines derartigen gutachtens zu übernehmen. um
die Kosten für die einzelnen betroffenen in geringer höhe zu halten, hatten
die kommunalen spitzenverbände und der Verband Kommunaler unterneh-
men (VKu) die Koordination der erstellung eines gutachtens übernommen
und das büro lademann, das durch das feuerwehrkartell bereits über erfah-
rungen zur erarbeitung dieser gutachten verfügte, mit dem gutachten
beauftragt. die Kosten wurden auf die beteiligten Kommunen und unterneh-
men anteilig nach einem vorher festgelegten schlüssel umgelegt. die durch-
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setzung ihrer Ansprüche erfolgte durch die betroffenen Kommunen und
unternehmen. eine außergerichtliche einigung lehnten die Kartellanten ab. 

luftreinhaltung

die europäische Kommission hatte bereits im Juni 2015 ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen die bundesrepublik deutschland zu den grenzwert-
überschreitungen von stickstoffdioxid (no2) eingeleitet. Am 17. mai 2018
wurde im rahmen dieses Verfahrens beschlossen, gegen deutschland und
sechs andere mitgliedstaaten wegen des Verstoßes gegen diese richtlinien
Klage vor dem europäischen gerichtshof (eugh) zu erheben. handlungs-
druck besteht auch aufgrund einer sich wandelnden rechtsprechung der
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Am 27. februar 2018 hat das bundesverwal-
tungsgericht (bVerwg) in einem grundsatzurteil entschieden, dass Ver-
kehrsverbote für diesel-pkw auch heute bereits rechtlich zulässig seien. Vor
diesem hintergrund werden zurzeit in den betroffenen städten/regionen die
luftreinhaltpläne fortgeschrieben. die Anordnung von straßen- oder
gebietsbezogenen Verkehrsverboten für diesel-pkw muss bei der fort-
schreibung dieser pläne nach den Vorgaben des urteils zumindest geprüft
werden. ein streckenbezogenes Verkehrsverbot ließe sich demnach einfa-
cher realisieren als ein gebietsbezogenes Verkehrsverbot. der Vollzug einer
fahrverbotsregelung wäre allerdings nur schwer zu gewährleisten. deshalb
muss der bund die einführung einer blauen plakette für besonders emissi-
onsarme dieselfahrzeuge vorsehen. nur so könnten die zuständigen behör-
den der länder und die städte gerichtlich angeordnete fahrverbote für
stark emittierende dieselfahrzeuge kontrollieren. gleichzeitig muss die
Automobilindustrie weiter angehalten werden, eine bundesweite hardware-

Anteil von stickstoffdioxid (no2) in der

luft soll sinken (foto: pixabay)
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nachrüstung für euro 4/5 diesel-pkw vorzunehmen (s. zu diesem thema
auch den Abschnitt mobilität, s. 62)

Förderung sauberer Fahrzeuge

die europäische Kommission legte ende 2017 unter dem titel „saubere
mobilität“ ein legislativpaket mit maßnahmen zur stärkung der weltweiten
führungsposition der eu bei sauberen fahrzeugen vor. das europabüro des
deutschen städtetages setzte sich im gesetzgebungsverfahren dafür ein,
dass die überarbeitung der richtlinie zur beschaffung sauberer fahrzeuge
für die Kommunen und öffentlichen personenverkehrsbetriebe finanziell trag-
bar gestaltet wird. insbesondere die starren beschaffungsquoten, deren
nationale umsetzung bisher vollkommen offen ist, wurden kritisiert. es
konnte erreicht werden, dass das europäische parlament in seiner stellung-
nahme den unterschiedlichen gegebenheiten der städte rechnung trägt.

Meldewesen 

Abschaffung der Wohnungsgeberbescheinigung

das am 1. november 2015 in Kraft getretene bundesmeldegesetz (bmg) ver-
ursacht einen erheblichen personellen mehrbedarf, insbesondere durch die
beteiligung des wohnungsgebers am meldeverfahren. gleichzeitig muss
festgestellt werden, dass eine wesentliche zielsetzung des bmg, scheinan-
meldungen zu verhindern, nicht erreicht wird. der mit einer einbindung des
wohnungsgebers nur bedingt zu erwartende Qualitätsgewinn für die melde-
register steht in keinem Verhältnis zu dem mit dieser neuregelung verbunde-
nen bürokratischen mehraufwand, der sowohl bei den meldebehörden als
auch beim meldepflichtigen und seinem wohnungsgeber entsteht. pro
100.000 einwohner muss mit einem mehrbedarf von einer Vollzeitstelle im
mittleren dienst (A7/A8) gerechnet werden. 

die mitwirkung des wohnungsgebers verhindert scheinanmeldungen nicht.
um dies zu erreichen, müssten die städte zusätzlich ein wohnungsgeberregis-
ter aufstellen und pflegen. nur dann könnte im meldevorgang die wohnungs-
geberbestätigung zweifelsfrei überprüft werden. Allerdings gibt es für den Auf-
bau und die pflege eines solchen registers keine gesetzliche grundlage.
zudem wäre der damit verbundene Aufwand von den städten nicht zu leisten.
gerade in den großstädten gibt es neben den städtischen und großen privaten
wohnungsgesellschaften eine Vielzahl von weiteren wohnungsgebern. Auch
jeder hauptmieter, der seine wohnung untervermietet, ist wohnungsgeber.
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Vor dem hintergrund der offensichtlichen wirkungslosigkeit der mitwirkung des
wohnungsgebers im meldeverfahren zur bekämpfung von scheinanmeldun-
gen und des damit verbundenen hohen personellen Aufwands in den städten
ist eine evaluierung des bmg durch die bundesregierung dringend angebracht.
gemeinsam mit dem deutschen städtetag sollten nationaler normenkontroll-
rat und das bundesinnenministerium eine kritische überprüfung vornehmen.

Identitäten zweifelsfrei feststellen

Vorrangige Aufgabe von bund und ländern ist es, die sicherheit des staa-
tes zu gewährleisten. dazu gehört der schutz vor straftaten, die von perso-
nen mit gefälschten dokumenten und Ausweispapieren begangen werden
können. daher müssen insbesondere die meldebehörden der städte ertüch-
tigt werden, die identität aller in deutschland lebenden menschen zweifels-
frei festzustellen.

weist eine person sich mit einem gefälschten identitätsdokument aus und dies
wird im bürger- und meldeamt nicht erkannt, kann sie mit der unrechtmäßig
erhaltenen meldebescheinigung vielfältige rechtsbrüche begehen, unter
anderem mehrfach sozialleistungen beantragen. nach feststellungen des
bundeskriminalamtes (bKA) führt ein mit einem gefälschten pass begangener
sozialleistungsbetrug schnell zu einem durchschnittlichen schaden von ca.
55.000 € pro fall. dies bedeutet immense schäden für die betroffenen städte. 

nach Auskunft des bundesinnenministeriums (bmi) ist das dokumenten-
prüfgerät der bundesdruckerei gmbh derzeit das einzige gerät, das vollum-
fassend sämtliche fälschungsrelevanten bereiche von pässen, personalaus-
weisen und identitätskarten zuverlässig überprüfen kann. das gerät kostet
aktuell je nach Abnahme einer bestimmten zahl von geräten zwischen 1.725
€ und 2.855 €. Aktuell haben schon eine reihe von städten auf eigene Kos-
ten dokumentenprüfgeräte für die bürgerämter angeschafft. im schnitt wer-
den in großstädten zwei gefälschte dokumente pro woche entdeckt. dies
entspricht bei einer großstadt schnell einem verhinderten jährlichen schaden
von mehreren millionen euro. 

Allerdings sind diese geräte nicht flächendeckend in allen städten im ein-
satz. die städte, die solche geräte einsetzen, verfügen oft auch nur über ein
einziges gerät, das meist im zentralen bürgeramt eingesetzt ist. in den
Außenstellen können fälschungen nicht erkannt werden. dabei muss laut
bKA vermutet werden, dass sich „herumspricht“, welche städte dokumen-
tenprüfgeräte einsetzen. dies führt oftmals zu einer Verschiebung krimineller
Aktivitäten in umliegende städte ohne entsprechende geräte. bund und
länder sollten schnellstmöglich eine ausreichende Anzahl von dokumenten-
prüfgeräten beschaffen und den städten zur Verfügung stellen.
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Öffentliche Veranstaltungen: Sicherungsanforderungen und Kosten für
Sicherungsmaßnahmen

die hauptgeschäftsstelle hat sich im berichtszeitraum erneut intensiv mit der
sicherheitslage in den städten beschäftigt. dabei wurden insbesondere in
zahlreichen sitzungen der gremien die hohen Kosten für gestiegene siche-
rungsanforderungen thematisiert.

seit geraumer zeit ist die gefahr eines terroranschlags auch in deutschland
teil der lebenswirklichkeit geworden. das entwickeln neuer, umfangreiche-
rer und effektiverer gegenmaßnahmen seitens der polizei und der sicher-
heitsbehörden ist unausweichlich geworden.

obwohl die Kommunen keine eigenen und originären zuständigkeiten im
rahmen der terrorbekämpfung haben, erfordert die aktuelle entwicklung
und gefährdungslage erheblich verstärkte Vorkehrungen bei der sicherung
von öffentlichen Veranstaltungen. es werden zunehmend verschärfte
sicherheitskonzepte erforderlich, um die sicherheit und den schutz der
bürgerinnen und bürger zu gewährleisten. insbesondere seit den terroristi-
schen Anschlägen von beispielsweise nizza, berlin, stockholm und
 barcelona sind Vorkehrungen zu treffen, die über das normale maß an
gewährleistung von sicherheit und ordnung sowie Vorsorge vor veranstal-
tungstypischen gefahren weit hinaus gehen – so wie dies auch die eu-
Kommission gefordert hat. die Kommission hat in diesem zusammenhang
einen „Aktionsplan zum verbesserten schutz öffentlicher räume“ vorge-
schlagen, wobei eine wichtige maßnahme „innovative und diskrete barrie-
ren“ sein sollen, mit denen die städte geschützt werden, „ohne ihren offe-
nen charakter zu ändern“.

mit dem einbau von barrieren sollen Attentäter daran gehindert werden, in
Veranstaltungszonen zu gelangen. der einbau von (versenkbaren) barrieren
kann erwogen werden, wo dies mit vertretbarem Aufwand geeignet
erscheint, um besonders gefahrgeneigte örtlichkeiten und zufahrten zu blo-
ckieren. darüber hinaus kommen auch mobile barrieren infrage. hierdurch
entstehen erhebliche mehrkosten bei städten und Veranstaltern.

die hauptgeschäftsstelle hat sich intensiv dafür eingesetzt, dass bund und
länder dazu ihren Anteil leisten, denn terroristische Anschläge richten sich
gegen die gesamte gesellschaft und nicht gegen einzelne städte oder Ver-
anstalter. Auf initiative der hauptgeschäftsstelle hat sich die ständige Konfe-
renz der innenminister und -senatoren der länder unter dem thema „schutz
öffentlicher räume vor überfahrtaten“ ebenfalls mit der problematik befasst
und die einrichtung einer länderoffenen bund-länder-Arbeitsgruppe zur
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erarbeitung von leitlinien, handlungsoptionen und empfehlungen unter ein-
beziehung der kommunalen spitzenverbände beschlossen. in dieser bund-
länder-Arbeitsgruppe ist die hauptgeschäftsstelle durch ihre mitgliedsstadt
münster vertreten. in der konstituierenden sitzung der Arbeitsgruppe wurde
dementsprechend auch die Kostenfrage platziert.

die hauptgeschäftsstelle wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass sich bund
und länder in angemessener weise an der finanzierung terrorbedingter
sicherungsmaßnahmen beteiligen. 

Onlinezugangsgesetz und Verwaltungsdigitalisierung 

die hauptgeschäftsstelle hat sich im berichtszeitraum intensiv in den ozg-
umsetzungsprozess eingebracht. mit der Konzeption eines portalverbunds
plant der it-planungsrat von bund und ländern, portale auf bundes-, lan-
des- und kommunaler ebene zu verbinden. weiterhin sieht der it-pla-
nungsrat vor, mit einem sogenannten digitalisierungsprogramm Antrags-
prozesse zu entwickeln, die dann auch Kommunen zur nachnutzung
empfohlen werden. in beide Vorhaben sind die Kommunen im rahmen ihrer
mitgliedschaft im it-planungsrat und in zahlreichen nachgeordneten gre-
mien eng eingebunden. die hauptgeschäftsstelle begleitet die ozg-
umsetzung kritisch, aber konstruktiv und ist ein wichtiger Ansprechpartner
für bund und länder. mit blick auf die praktische entwicklung von Antrags-
prozessen bringen sich die städte direkt in den jeweiligen Arbeitszusam-
menhängen ein. 

die hauptgeschäftsstelle hat darüber hinaus zentrale Aspekte der Verwal-
tungsdigitalisierung nach innen und außen breit mit der mitgliedschaft erör-
tert und zahlreiche positionen herbeigeführt. in unterschiedlichen Arbeits-
strukturen und zahlreichen gesetzgebungsverfahren betonte die
hauptgeschäftsstelle die zentrale rolle der Kommunen beim Ausbau elek-
tronischer Verwaltungsleistungen und stellte die notwendigkeit einer
zukunftsorientierten, digitalisierten Verwaltung heraus. wesentliche inhalte
der befassungen waren die nutzerfreundlichkeit und wirtschaftlichkeit von
bürgerservices, Verwaltungseffizienz anhand durchgängiger Verwaltungsver-
fahren, open government und open data, die optimierung bestehender Ver-
waltungsprozesse, die weiterentwicklung städtischer online-Auftritte, die
notwendigkeit der auskömmlichen finanzierung der Verwaltungsdigitalisie-
rung, die gewinnung, Qualifizierung und motivation von fachpersonal, it-
sicherheit und datenschutz sowie erfahrungsaustausch, best-practice und
Austausch von prozessen und produkten. 
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es fand eine intensive befassung mit fragen der registermodernisierung
statt. in einem eigens gegründeten expertenkreis wurden, begleitet von der
hauptgeschäftsstelle, positionen zu fragen einer modernen registerland-
schaft aus kommunaler perspektive erarbeitet. demnach ist es sinnvoll, eine
weitgehende beibehaltung der dezentralen registerlandschaft verbunden
mit einer deutlichen Verbesserung und Ausweitung des datenaustauschs
zwischen den verschiedenen registern anzustreben. 

Präventionsgesetz: Wirkung auf kommunaler ebene

obwohl das präventionsgesetz in seinen wesentlichen bestimmungen
bereits im Jahr 2015 in Kraft getreten ist, war die umsetzung auch in den
berichtsjahren weiterhin eine herausforderung. eigentümlichkeit des geset-
zes ist, dass es zwar an örtliche lebenswelten adressiert ist, jedoch die
sozialversicherungsträger, insbesondere die gesetzlichen Krankenkassen,
zum zentralen entscheider über die mittelvergabe macht. deutlich wurde,
dass von den insgesamt jährlich vorgesehenen mehr als 500 millionen euro
für gesundheitsförderung und prävention, davon mindestens ca. 300 mil-
lionen euro für lebenswelten (also beispielsweise Kitas, schulen, pflege-
einrichtungen, Kommunen, betriebe) bislang viel zu wenig mittel wirksam
auf der kommunalen ebene angekommen sind. der deutsche städtetag hat
daher auf eine bessere berücksichtigung der kommunalen ebene gedrun-
gen, gleichwohl aber auch die durch das gesetz geschaffenen überörtlichen
gremien begleitet wie die nationale präventionskonferenz und das präven-
tionsforum. 

im berichtszeitraum wurden auf dieser überörtlichen ebene unter anderem
die bundesrahmenempfehlungen novelliert und der nationale präventionsbe-
richt vorbereitet, der im Jahr 2019 veröffentlicht werden soll. die beiden prä-
ventionsforen 2017 und 2018 fanden ebenfalls unter kommunaler beteiligung
statt. dies war insbesondere deswegen besonders erforderlich, da die kom-
munale rolle und schon bestehende initiativen in relation zum engagement
der sozialversicherungen betont werden musste. im weiteren hatte sich der
deutsche städtetag unter anderem für die möglichkeit der finanzierung von
Koordinationsstellen in den Kommunen durch mittel des präventionsgeset-
zes ausgesprochen. begleitet von gesprächen der kommunalen spitzenver-
bände mit der gesetzlichen Krankenversicherung (gKV) wurde durch diese
dann insbesondere in der zweiten Jahreshälfte 2018 ein „kommunales för-
derprogramm des gKV-bündnisses für gesundheit“ vorbereitet. dieses soll
ab dem Jahr 2019 wirken. in seinem ersten teil geht es um den strukturellen
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Aufbau von Koordinierungsleistungen und auch die förderung von personel-
len ressourcen durch die Krankenkassen. dies erfolgt voraussichtlich zwar
nur anteilig, degressiv und auch nur für ca. die hälfte der kreisfreien städte
und Kreise. dennoch wurde das programm auch durch das präsidium des
deutschen städtetages als wichtiger erster schritt beurteilt.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Städtetages

Medienarbeit

im berichtszeitraum des geschäftsberichts organisierte und betreute die
Abteilung presse- und öffentlichkeitsarbeit insgesamt 13 pressekonferen-
zen. diese fanden zumeist nach den sitzungen von präsidium und haupt-
ausschuss in den jeweiligen mitgliedsstädten sowie in besonderen fällen in
berlin statt. Außerdem gab es zahlreiche interviews der städtetagspitze
sowie hintergrundgespräche mit Journalisten und redaktionen. neben sol-
chen direkten äußerungen der spitzen des städtetages erläuterte die Abtei-
lung presse- und öffentlichkeitsarbeit des deutschen städtetages die posi-
tionen des Verbandes und seiner mitglieder gegenüber zahlreichen
Vertreterinnen und Vertretern der medien. inhaltlich zur sprache kam dabei
nahezu die gesamte bandbreite der themen des deutschen städtetages. 

die positionen des Verbandes und seiner mitgliedsstädte machte der städ-
tetag in den Jahren 2017 und 2018 in mehr als 75 pressemitteilungen und
mehr als 500 stellungnahmen gegenüber den medien oder einzelnen redak-
tionen deutlich. neben den medien und der öffentlichkeit waren regelmäßige
Adressaten auch die Akteure der bundes- und landespolitik. 

schwerpunkte der presse- und öffentlichkeitsarbeit in den Jahren 2017 und
2018 bildeten vor allem die themen luftreinhaltung in den städten, urteile
zu dieselfahrverboten, wohnungsbau und wohnraumförderung, nachhaltige
mobilität, Kita-Ausbau und Qualitätsverbesserung in der Kita-betreuung,
förderung und betreuung von grundschulkindern, entlastung der Kommu-
nen von sozialausgaben, grundsteuerreform, integration, gleichwertige
lebensverhältnisse und kommunale finanzlage.

der deutsche städtetag weckt in den print- und onlinemedien, wie auch in
hörfunk und fernsehen regelmäßig die Aufmerksamkeit von redaktionen
und erreicht überregional die öffentlichkeit. zahlreiche Journalisten der
unterschiedlichen medien aus dem gesamten bundesgebiet nutzen die pres-
seabteilung des deutschen städtetages als hilfreiche Anlaufstelle für vielfäl-
tige fragen zur stadtpolitik. 
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Städtetag aktuell

der deutsche städtetag informiert seine mitglieder im rahmen seiner öffent-
lichkeitsarbeit durch mehrere publikationen. zehnmal pro Jahr liefert „städ-
tetag aktuell“ für die mitgliedsstädte auf jeweils 16 seiten kompakte infor-
mationen und Aufsätze. thematische schwerpunkte sind die Arbeit und die
positionen des städtetages, besondere kommunale entwicklungen oder
auch best practice-beispiele aus den mitgliedsstädten. „städtetag aktuell“
erreicht viele entscheider der Kommunalpolitik in räten und Verwaltung
sowie beschäftigte von stadtverwaltungen. hinzu kommen bundestagsab-
geordnete, Verbändevertreter und kommunalpolitisch interessierte men-
schen verschiedenster institutionen. die reichweite der Ausgaben, die in
gedruckter und elektronischer form bezogen werden können, liegt bei bis zu
etwa 60.000 leserinnen und lesern.

Beiträge des Deutschen Städtetages zur Stadtpolitik

in der reihe „beiträge des deutschen städtetages zur stadtpolitik“ veröf-
fentlichte der deutsche städtetag im berichtszeitraum folgende broschüren
für mitgliedsstädte, bundestagsabgeordnete, Vertreterinnen und Vertreter
von ministerien und andere an fragen der stadtpolitik interessierte: 

• Heft 110: erwartungen und forderungen des deutschen städtetages an
den neuen bundestag und die neue bundesregierung
gemeinsam mit dem bund möchte sich der deutsche städtetag für
starke und lebenswerte städte einsetzen. dieser Katalog artikuliert die
erwartungen und forderungen des deutschen städtetages an die poli-
tisch Verantwortlichen der legislaturperiode 2017 bis 2021.

• Heft 111: gleichwertige lebensverhältnisse von Aachen bis zwickau.
schlaglichter aus dem gemeindefinanzbericht 2017
die schlaglichter des gemeindefinanzberichts geben eine kompakte
zusammenfassung und liefern komprimierte und fundierte informationen
zum stand der Kommunalfinanzen und den erwartungen des städtetages
an die politik.

• Heft 112: stadtfinanzen 2018. schlaglichter des deutschen städtetages
gute wirtschaftliche zeiten verleiten gern dazu, neue Ausgaben zu
beschließen. doch die müssen auch finanziert werden können, wenn die
zeiten wieder schwieriger werden, z. b. weil steuereinnahmen zurückgehen
oder zinsen steigen. der deutsche städtetag blickt vor diesem hintergrund
mit klaren positionen darauf, wie in berlin der Koalitionsvertrag mit seinen
zahlreichen bezügen zu den Kommunen umgesetzt wird. grundlage dafür
bilden die aktuellen und prognostizierten Kommunalfinanzen.
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• Heft 113: chancen und teilhabe überall – strukturschwäche bekämpfen.
deutscher städtetag zur Kommission „gleichwertige lebensverhältnisse“
in der broschüre werden die vielfältigen themen dargestellt, die aus sicht
des deutschen städtetages betroffen sind, wenn es um „gleichwertige
lebensverhältnisse“ geht. es wird aufgezeigt, in welchen politikfeldern
und warum handlungsbedarf besteht.

Gemeindefinanzbericht 2017

der gemeindefinanzbericht erschien 2017 letztmalig in seiner bisherigen
form. inhaltlich wurde auf finanzielle unterschiede zwischen den Kommunen
eingegangen, der sachstand zur kommunalen finanzlage dargelegt sowie
ein Ausblick auf die zukünftigen Aufgaben in diesem feld gegeben. weitere
beiträge griffen die themen kommunales Vermögensmanagement und
zukunft der sparkassen auf. 

Stadtfinanzen 2018

seit 2018 erscheint der frühere gemeindefinanzbericht in kompakter form
als broschüre „stadtfinanzen – schlaglichter des deutschen städtetages“.
die publikation gibt einen überblick zur aktuellen und prognostizierten lage
der Kommunalfinanzen. die positionen des städtetages werden in dem heft
mit den schwerpunkten gleichwertige lebensverhältnisse, Altschulden,
flüchtlingsfinanzierung und grundsteuer-reform aufgezeigt. ein umfangrei-
cher statistischer datenbestand wurde im Auftrag der hauptgeschäftsstelle
ausgewertet und grafisch aufbereitet. broschüre und grafiken sind auf der
webseite des deutschen städtetages abrufbar.

Internetauftritt

die internetseite des deutschen städtetages bleibt für Journalisten und die
interessierte öffentlichkeit eine gern genutzte informationsquelle. unter der
Adresse www.staedtetag.de sind aktuelle pressemitteilungen, statements
und interviews abrufbar. hinzu kommen allgemeine informationen über his-
torie und organisation des deutschen städtetages, pressemitteilungen aus
den mitgliedsstädten sowie wichtige informationen zu den positionen des
städtetages (siehe z. b. beiträge zur stadtpolitik oder städtetag aktuell). um
auch in zukunft weiterhin inhaltlich und optisch auf einem aktuellen und
modernen stand zu sein, arbeitet die Abteilung presse- und öffentlichkeits-
arbeit an einem umfangreichen relaunch der webpräsenz. neben einer
neuen gestaltung wird auch die nutzerführung und die themendarstellung
überarbeitet. der relaunch der webseite soll im Jahr 2019 abgeschlossen
werden.
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extranet

das extranet ist als informationsservice für die unmittelbaren mitglieder des
deutschen städtetages ein wichtiges instrument, um fachinformationen für
die kommunale praxis direkt abzurufen. fachbeiträge werden im mitglieder-
bereich fortlaufend eingestellt. zu den inhalten gehören Vorberichte nach sit-
zungen von präsidium, hauptausschuss und fachausschüssen sowie rund-
schreiben und mitteilungen an die städte. unmittelbare mitgliedsstädte des
städtetages können sich zentral über die hauptgeschäftsstelle für das extra-
net freischalten lassen. im rahmen des geplanten webseiten-relaunches
sind auch für das extranet Anpassungen vorgesehen, um den mitgliederser-
vice aktuellen nutzeransprüchen anzupassen.

Twitter

in den vergangenen zwei Jahren hat der deutsche städtetag seine twitter-
Aktivitäten ausgeweitet. über das soziale netzwerk wurden pressemitteilun-
gen und statements sowie externe medienberichte verbreitet, die den städ-
tetag und seine repräsentanten zitieren beziehungsweise nennen.
Außerdem nutzt der städtetag seine twitter-präsenz, um die kommunale
familie und andere interessierte auf Veranstaltungen und wettbewerbe hin-
zuweisen sowie in direkte Kommunikation mit Vertreterinnen und Vertretern
aus politik, medien und öffentlichkeit zu treten. 

das Angebot gewinnt immer weiter an relevanz und so ist die Anzahl der
follower in den Jahren 2017 und 2018 um rund 2.000 auf ca. 4.100 follower
angestiegen. 

das twitter-profil erreichen sie unter www.twitter.com/staedtetag

PSI-Richtlinie: Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen
Sektors

die europäische richtlinie über die weiterverwendung von informationen
des öffentlichen sektors (psi-richtlinie) wird novelliert. die bedeutendste
neuerung ist dabei die erweiterung des Anwendungsbereichs auch auf
öffentliche unternehmen und die einführung einer liste hochwertiger daten-
sätze, die kostenlos zur Verfügung gestellt werden sollen. der allgemeine
grundsatz zur weiterverwendung soll allerdings auf die vorhandenen doku-
mente im besitz öffentlicher unternehmen erweitert werden. Ausgenommen
sollen nur all jene dokumente sein, die nicht im rahmen der erbringung von
dienstleistungen vom allgemeinen interesse im sinne der gesetzlichen oder
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sonstigen verbindlichen Vorschriften des mitgliedsstaats erstellt wurden.
zudem soll die bereitstellung von dynamischen daten in echtzeit ermöglicht
werden.

laut Kommission ergeben sich aus der neufassung der richtlinie keine
neuen zugangsverpflichtungen für dokumente in der hand öffentlicher stel-
len. Allerdings erfolgt ein paradigmenwechsel, da bisher die mitgliedstaaten
darüber entschieden, welche daten zugänglich gemacht werden müssen,
und diese Kompetenz liegt in bezug auf die einführung einer liste hochwer-
tiger datensätze zukünftig auf eu-ebene. der deutsche städtetag hatte sich
gegen die novellierung in form des Kommissionsvorschlags positioniert.
Auffallend ist, dass die novellierte richtlinie den Anwendungsbereich auf
öffentliche unternehmen ausweitet, private unternehmen aber von den Vor-
schriften nicht betroffen werden sollen. das ziel der richtlinie, daten für
neue geschäftsmodelle zugänglich zu machen, darf nicht dazu führen, dass
digitale vernetzte dienstleitungen kommunaler unternehmen behindert wer-
den. 

resceU: Katastrophenschutz in der europäischen Union

der deutsche städtetag begrüßt grundsätzlich das Vorhaben resceu der
eu-Kommission, die mit hoher wahrscheinlichkeit wiederkehrenden natur-
katastrophen in der eu besser bewältigen zu wollen. das bisherige Kata-
strophenschutzverfahren der eu funktioniert auf freiwilliger basis der mit-
gliedstaaten. 

der deutsche städtetag hatte sich im gesetzgebungsverfahren gegen
einen Aufbau von zusätzlichen ressourcen auf ebene der eu im rahmen
des resceu-Vorhabens ausgesprochen und regeln auf grund des subsi-
diaritätsprinzips abgelehnt, die die Verantwortung für den Katastrophen-
schutz von den mitgliedstaaten auf die eu verlagern. die Verantwortung für
den schutz der bevölkerung möglichst nah bei den betroffenen anzusie-
deln, nämlich in erster linie auf der lokalen ebene, hat sich im Katastro-
phenschutz bewährt. 

ein bedarf für zusätzliche Kapazitäten solidarischer hilfeleistung wird vor-
rangig zur waldbrandbekämpfung gesehen. der deutsche städtetag hat
sich daher gegenüber der eu-Kommission dafür ausgesprochen, für die
Anschaffung und bereitstellung der im Katastrophenfall erforderlichen ein-
satzmittel der mitgliedstaaten finanzielle Anreize zu schaffen, anstelle mit
hohem Aufwand zusätzliche ressourcen aufzubauen. dies gilt insbesondere
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für aufwendig zu beschaffende spezialeinsatzmittel, wie z. b. fluggeräte zur
brandbekämpfung, die nur in einigen wenigen mitgliedsstaaten dauerhaft
vorgehalten werden müssen. Verbessert werden sollten zudem in Abstim-
mung mit den mitgliedsstaaten das eu-weite meldeverfahren bei Katastro-
phenfällen und die integration der in den mitgliedstaaten vielfach vorhande-
nen einsatzmittel in das Koordinierungsverfahren der eu.

Sicherheit und Ordnung in der Stadt

der hauptausschuss des deutschen städtetages hat am 16. november
2017 in berlin auf seiner 220. sitzung das von der hauptgeschäftsstelle vor-
gelegte positionspapier „sicherheit und ordnung in der stadt“ verabschie-
det und 14 grundpositionen und forderungen des deutschen städtetages
zur sicherheit und ordnung in der stadt beschlossen.

das positionspapier enthält neben dem Vorwort, den grundpositionen und
forderungen zu den aktuellen herausforderungen im bereich der sicherheit
und ordnung auch zahlreiche lösungsansätze zu problematischen sachver-
halten.

die hauptgeschäftsstelle hat besonderen wert darauf gelegt, auch präven-
tive gesichtspunkte im rahmen der stadtentwicklungspolitik, der sozial-
und Jugendpolitik sowie der schul- und bildungspolitik einzubringen und
darzulegen.

der rechts- und Verfassungsausschuss des deutschen städtetages als
federführender Ausschuss für das thema „sicherheit und ordnung“ und die
übrigen beteiligten Ausschüsse, wie der bau- und Verkehrsausschuss und

Katastrophenschutz soll nah bei den

betroffenen bleiben (foto: pixabay)
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der Ausschuss für soziales, Jugend und familie haben das papier mit gro-
ßer mehrheit gebilligt und begrüßt. sie sehen darin eine gute grundlage für
die weitere diskussion in den städten. 

Sozialgesetzbuch II (Hartz IV)

in den vergangenen Jahren sorgten änderungen rund um hartz iV für fach-
debatten. der hohe Verwaltungsaufwand stand im zentrum der Kritik. eine
lösung ist bis heute offen. breite öffentliche diskussionen blieben aber aus.

seit 2018 wird wieder bundesweit auf der großen bühne um die zukunft von
hartz iV gerungen. ein bunter strauß von positionen geistert durch die repu-
blik. diverse facetten von hartz iV werden entweder in den himmel gelobt
oder verteufelt. die alltägliche gelebte umsetzung vor ort geht so leicht ver-
loren, aber darauf kommt es eigentlich im sinne der Vernunft an.

für den deutschen städtetag ist klar, wir brauchen keine revolution. die täg-
lich gesammelten erfahrungen sollten in einem lernenden system zu Anpas-
sungen führen. wir bündeln das städtische wissen aus den Jobcentern und
streiten seit Jahren für Veränderungen im detail. wir verlangen:

• dauerhaft hilfebedürftigen mit einem sozialen Arbeitsmarkt neue per-
spektiven zu eröffnen,

• eine umfangreichere und verlässlichere finanzielle Ausstattung gerade für
Jobcenter in strukturschwachen städten und

• auch in zukunft ein gut ausbalanciertes system des „förderns“ und „for-
derns“ als basis von hartz iV, besondere härten wie Verluste von unter-
kunft oder Krankenversicherungsschutz gerade für junge menschen soll-
ten aber vermieden werden.

Aktuell sind wir mit unseren positionen auch erfolgreich. mit hilfe öffentlich
geförderter beschäftigung eröffnen sich jetzt für arbeitsmarktferne men-
schen längerfristige erwerbsperspektiven. Alle Jobcenter entscheiden flexi-
bel selbst, wie und wann die neuen chancen vor ort angewandt werden.
Auch die aktuellen finanziellen rahmenbedingungen stimmen.

Allerdings sind diese neuen rahmenbedingungen befristet. eine Verlässlich-
keit für stetige und nachhaltige Arbeit steht aus, sowohl bei der geförderten
beschäftigung als auch bei der finanziellen Ausstattung. unter anderem
dafür werden wir in zukunft streiten.
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Sparkassen

die sparkassen-finanzgruppe steht aktuell vor großen herausforderungen.
die sparkassentätigkeit in deutschland leitet sich aus der kommunalen
selbstverwaltungshoheit des Art. 28 Abs.2 gg ab.

deutsche sparkassen haben stabilisierend in der finanzmarktkrise gewirkt.
grund dafür ist ihre kommunale Verankerung und ihre geschäftstätigkeit, die
am regionalprinzip ausgerichtet ist. 

um die bedeutung der sparkasse zu unterstreichen, hat der deutsche städ-
tetag ein positionspapier zu den aktuellen herausforderungen erarbeitet, das
auf reges interesse gestoßen ist. das papier wurde ins englische übersetzt
und hat bei den Vertretern anderer eu-staaten Anklang gefunden („current
challenges for sparkassen, position paper by the Association of german
cities“).

durch globalisierung und digitalisierung besteht im bankensektor generell ein
starker trend hin zur zentralisierung. die eu-Kommission hat unter anderem
die schaffung einer vergemeinschafteten, einer zentralisierten europäischen
einlagensicherung (edis) vorgeschlagen. der deutsche städtetag hat dies
sehr deutlich abgelehnt und wird sich auch weiterhin entsprechend einsetz-
ten. der grundsatz „einheit von risiko und haftung“ muss auch in zukunft
bestand haben.

das bestehende sicherungssystem der sparkassen-finanzgruppe ist weiter
zu stärken. es darf zu keiner gefährdung bestehender, funktionsfähiger insti-
tutssicherung durch europäische einlagensicherungssysteme kommen. 

bedeutung der sparkassen für die

 Kommunen bleibt groß (foto: pixabay)
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Sport

Weiterentwicklung des Schulsports

zu den besonderen herausforderungen des schulsports zählen zunehmen-
der bewegungsmangel und immer mehr übergewichtige Kinder, die domi-
nanz kognitiven lernens, mangelnde schwimmfähigkeit und erhebliche inte-
grationsaufgaben. zudem führt der sportlehrermangel zu einem hohen Anteil
fachfremd erteilten sportunterrichts und zu einem im Vergleich zu anderen
fächern überdurchschnittlichen unterrichtsausfall im fach sport. 

Vor diesem hintergrund  hat der deutsche städtetag ein positionspapier aus
kommunaler perspektive für den bereich schulsport erarbeitet, das vom prä-
sidium in seiner sitzung am 17. April 2018 beschlossen wurde. in dem papier
werden die aktuellen herausforderungen und probleme des schulsports ana-
lysiert und darauf aufbauend forderungen und positionen zur weiterentwick-
lung genannt. in den lehrplänen müssen die vorgesehenen drei wochenstun-
den sportunterricht durch qualifizierte lehrkräfte als mindeststandard in allen
schulformen und schulstufen seitens der länder sichergestellt werden. im
bereich schwimmen muss das ziel sein, dass jedes Kind am ende der grund-
schulzeit sicher schwimmen kann. die länder sind aufgefordert, kurzfristig
wirksame maßnahmen zur gewinnung qualifizierter lehrkräfte und zur Verrin-
gerung des unterrichtsausfalls zu ergreifen. in Ausnahmefällen und zeitlich
befristet sind Kooperationen mit den örtlichen sportvereinen zur erteilung des
sportunterrichts sinnvoll. im bereich des schulischen ganztages können
zusätzliche bewegungs-, spiel- und sportangebote durch sportvereine ange-
boten werden. die länder sind aufgefordert, hierfür zusätzliche finanzmittel
bereitzustellen und die Kommunen als schulträger bei der bereitstellung zeit-

schulsport soll wieder wichtiger werden

(foto: pixabay)

geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:55  Seite 57



       58 die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten

gemäßer sportstätten und bäder stärker und dauerhaft unterstützen. das
positionspapier ist an die sportministerkonferenz und an die Kultusminister-
konferenz übermittelt worden mit dem ziel, einen dialog über die Verbesse-
rung der situation des schulsports in gang zu setzen.

das positionspapier steht unter dem folgenden link zum download bereit:
www.staedtetag.de/fachinformationen/bildung/085309/index.html

Standardanforderungen an Sportstätten

die förderung des sports stellt einen unverzichtbaren bestandteil der stadt-
politik dar. die erhöhung von standards in öffentlichen gebäuden in den
bereichen brandschutz, die allgemeine normentwicklung und die damit ver-
bundenen Kosten erschweren eine kontinuierliche bereitstellung von moder-
nen sportstätten für schulen und Vereine. Aber auch neue Anforderungen
beziehungsweise regeländerungen von sportorganisationen, insbesondere
von sportfachverbänden auf bundesebene, eigenständigen liga-gesell-
schaften sowie von internationalen Verbänden haben unmittelbar oder mit-
telbar kostensteigernde Auswirkungen.

Vor diesem hintergrund haben der deutsche städtetag, der deutsche olym-
pische sportbund und der deutsche städte- und gemeindebund die pro-
blematik aufgegriffen und die notwendigkeit eines verbesserten informati-
onsaustausches sowie eines angemessenen interessensausgleiches beim
künftigen umgang mit standards und regeländerungen bekräftigt. gemein-
sam wurde eine Vereinbarung zu „Ausstattungsanforderungen von sport-
stätten“ erarbeitet und von den drei Verbänden beschlossen. 

das präsidium des deutschen städtetages hat zusätzlich in seinem beschluss
eine grundposition zur standardfrage gegenüber profi-ligen zum Ausdruck
gebracht. danach sollen änderungswünsche im bereich von regeländerun-
gen und Vorgaben bei für Kommunen finanzwirksamen lizenzierungsbedin-
gungen im bereich der profi-ligen von den Vereinen, Verbänden oder liga-
gesellschaften grundsätzlich selbst getragen werden. dies erscheint vor dem
hintergrund insbesondere der erhöhung der Vermarktungs- und sponsoring-
einnahmen gerechtfertigt. der deutsche städtetag empfiehlt seinen mitglied-
städten, in den überlassungsverträgen entsprechende Vereinbarungen zu tref-
fen.

Vereinbarung zum download unter 
www.staedtetag.de/fachinformationen/bildung/083936/index.html 
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UeFA eURO 2024

der deutsche fußball-bund (dfb) hatte sich gemeinsam mit zehn deut-
schen großstädten bei der uefA um die Ausrichtung der fußballeuropa-
meisterschafts-endrunde 2024 beworben. Am 28. september 2018 erhielt
deutschland den zuschlag vor der türkei. im zuge der bewerbungsvorbe-
reitung hatten der dfb und die ausgewählten städte interesse geäußert,
einen einheitlichen Vertrag mit allen zehn host cities abzuschließen. der
deutsche städtetag koordinierte mehrere treffen aller beteiligten. so konnte
im mai 2018 ein einheitliches host city Agreement zum Abschluss gebracht
werden. 

bereits im februar 2018 hatte der deutsche städtetag in einer eigenen erklä-
rung die bewerbung des dfb um die Ausrichtung der uefA euro 2024 aus-
drücklich begrüßt und zugesichert, ein gemeinsames nationales programm
für die uefA euro 2024 wie etwa Kampagnen für den breiten- und gesund-
heitssport, zur Verbesserung der sportinfrastruktur und maßnahmen zur
stärkung des Vereinssports und des sports im öffentlichen raum zu unter-
stützen. Auch in den städten, in denen keine turnierspiele stattfinden wer-
den, wird der deutsche städtetag dafür werben, dass für public Viewing-Ver-
anstaltungen zentrale plätze zur Verfügung gestellt werden sollten. das
präsidium appelliert aber auch an den dfb, seinen einfluss in den interna-
tionalen fußballverbänden dahingehend geltend zu machen, die immer
umfangreicheren pflichtenhefte für internationale turniere auf ein vertretba-
res maß zu reduzieren. darüber hinaus müssten sich dfb und uefA/fifA an
der durchführung und finanzierung begleitender events und an den immer
stärker steigenden Kosten für die sicherheitsmaßnahmen von fußball-groß-
veranstaltungen angemessen beteiligen.

des weiteren hat der deutsche städtetag in zwei dialogforen des dfb zur
erstellung eines nachhaltigkeitskonzepts für die europameisterschaft mitge-
wirkt. zudem half er transparency international deutschland bei der Vorstel-
lung der idee und der geplanten umsetzung vor ort. ziel ist die unterstüt-
zung des turniers durch möglichst viele gesellschaftliche ebenen. 

zur weiteren Vorbereitung wird wie schon bei der fußballweltmeisterschaft
2006 beim deutschen städtetag eine „Ag Ausrichterstädte der uefA euro
2024“ eingerichtet, die dem erfahrungsaustausch und einer gemeinsamen
positionierung der städte gegenüber dfb und uefA dienen wird. 

unterstützung der dfb-bewerbung für die euro 2024 unter
www.staedtetag.de/presse/beschluesse/084896/index.html
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Stadtwerke als kleine und mittlere Unternehmen (KMU) definieren

der deutsche städtetag fordert bereits seit vielen Jahren, eine einheitliche
definition der kleinen und mittleren unternehmen (Kmu). nach derzeitiger
definition gilt ein unternehmen auf europäischer ebene nicht als Kmu, wenn
25 prozent oder mehr seines Kapitals oder seiner stimmrechte direkt oder
indirekt von einem oder mehreren öffentlichen stellen oder Körperschaften
des öffentlichen rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert werden. diese
definition von Kmu schließt unternehmen in öffentlicher hand vielfach auch
von förderprogrammen aus. um diesen Ausschluss zu beseitigen, sollten
bei einer neudefinition die mitarbeiterzahl und finanzielle parameter ausrei-
chen, um eine Kmu-eigenschaft festzustellen. das noch geltende dritte Kri-
terium, die eigentumsverhältnisse und die tatsache, ob es sich bei den
gesellschaftern eines unternehmens um eine staatliche stelle, eine kommu-
nale gebietskörperschaft oder eine privatperson handelt, sollte künftig keine
rolle mehr spielen. Vielmehr muss das prinzip der neutralität im hinblick auf
öffentliches oder privates eigentum an unternehmen gelten. ein fortschritt
konnte 2018 insofern erreicht werden, als dass die europäische Kommission
eine öffentliche Konsultation zur geplanten überarbeitung der Kmu-empfeh-
lung einleitete, in der diesem teilaspekt spezielle fragen gewidmet waren.

Städtische Beteiligungen steuern

die steuerung kommunaler unternehmen gewinnt an bedeutung angesichts
vielfältiger herausforderungen, wie beispielsweise der digitalisierung, dem
immer rascheren demografischen wandel und den schnelleren Veränderun-
gen der märkte und der Ansprüche an die daseinsvorsorge. die Aufgaben
des beteiligungsmanagements sind breit gefächert: Verwaltung, controlling,
geschäftsführungsangelegenheiten, mandatsbetreuung, berichtswesen. der
Anspruch an die steuerung und transparenz der unternehmensführung bei
öffentlichen unternehmen ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen.
nicht zuletzt die finanzkrise war Auslöser mehrerer gesetzesänderungen,
die eine Verbesserung von steuerung und transparenz sowie eine verant-
wortungsvolle und nachhaltige unternehmensführung zum ziel hatten. ins-
besondere in großstädten mit einem ausgeprägten unternehmensportfolio
braucht es ein professionelles beteiligungsmanagement.

deshalb wurde die aus dem Jahr 2009 stammende „strategie guter unterneh-
mensführung“ des deutschen städtetages grundlegend von experten unserer
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mitgliedsstädte überarbeitet und an die veränderten rahmenbedingungen
angepasst. sie kann im internet unter www.staedtetag.de/fachinformation/
wirtschaft/083241/index.html heruntergeladen werden. im fokus dieser
handreichung stehen strategische wie auch operativ steuerungsrelevante
Aspekte. die themen weisungsbefugnis des Aufsichtsrates, organisation
des beteiligungsmanagements und compliance werden aufgegriffen. zudem
sind fragen des risikomanagements und der Konzernfinanzierung sowie
steuerrechtliche implikationen aufgenommen worden. 

Städtisches Vermögen: Sicherheit und nachhaltigkeit kommunaler
 einlagen

die einlagen kommunaler gebietskörperschaft sind von der gesetzlichen
einlagensicherung ausgenommen. zudem nimmt die Komplexität bei ent-
scheidungen zu kommunaler geldanlage zu. die gründe sind vielfältig: die
anhaltende niedrig-/negativzinspolitik der europäischen zentralbank, politi-
sche forderungen nach nachhaltigkeit bei der geldanlage sowie der wegfall
der einlagensicherung durch den freiwilligen einlagensicherungsfonds des
bankenverbandes (bdb) seit dem 1. oktober 2017. so sind z. b. auch die
einlagen von rechtlich unselbständigen stiftungen der städte bei geschäfts-
banken nicht mehr gesichert. Vor diesem hintergrund erfolgt vielfach eine
neuausrichtung der örtlichen Anlagestrategien. neben einer Verlagerung der
geldanlagen auf institute mit institutssicherung wird auf eine verfeinerte
steuerung z. b. über eine nutzung von ratingergebnissen sowie von weite-
ren beurteilungsparametern gesetzt. 

wurden in der Vergangenheit örtliche Anlagerichtlinien oder dienstanweisun-
gen zur geldanlage formuliert, werden diese vermehrt überprüft und gege-
benenfalls überarbeitet. durch die hauptgeschäftsstelle wurde in den ein-
schlägigen gremien der innenministerkonferenz der dialog gesucht zu den
bestehenden rechtlichen Vorgaben, die von land zu land unterschiedlich
gefasst sind. zentral sind die Auslegung des unbestimmten rechtsbegriffs
und die benennung haltbarer Kriterien zur beurteilung von „ausreichender
sicherheit“.

die hauptgeschäftsstelle hat zudem unter anderem eine beispielsammlung
örtlicher Anlagerichtlinien erstellt. diese beispielsammlung und der Aus-
tausch in den einschlägigen gremien des deutschen städtetags (finanzaus-
schuss, Arbeitsgruppe finanzmanagement/treasury, Arbeitsgruppe der
großstadtkämmereiamtsleiter) dienen der örtlichen entscheidungsfindung
unserer mitglieder
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Vergaberecht

seit vielen Jahren engagieren sich der deutsche städtetag sowie die anderen
kommunalen spitzenverbände um die Vereinheitlichung des Vergaberechts.
mit umsetzung der neuen eu-Vergaberichtlinien durch die Vergaberechtsre-
form 2016 wurde die struktur des nationalen Vergaberechts bereits in teilen
erfolgreich verschlankt, indem die Verfahrensregelung für die Vergabe von lie-
fer- und dienstleistungen sowie freiberuflichen leistungen in der Vergabever-
ordnung (VgV) zusammengeführt und vereinheitlicht wurden. für den baube-
reich wurde in gestalt der Vergabe und Vertragsordnung für bauleistungen
teil A (Vob/A) ein umfangreiches und weitgehend eigenes regelwerk beibe-
halten. die eu-Vergaberichtlinien geben hierzu allerdings keinerlei Anlass. 

entsprechend einer langjährigen forderung des deutschen städtetags sowie
der anderen kommunalen spitzenverbände will die bundesregierung nunmehr
die möglichkeit der Vereinheitlichung des Vergaberechts prüfen. dieses geht
auf einen prüfauftrag aus dem Koalitionsvertrag zwischen cdu/csu und
spd für die 19. legislaturperiode zurück. dieser soll nun von einer Arbeits-
gruppe, in der auch die kommunalen spitzenverbände mitglied sind, aufge-
griffen und beraten werden. ziel soll die Vorbereitung einer politischen ent-
scheidung der bundesregierung über die frage sein, ob die Verfahrensregeln
für die Vergabe öffentlicher Aufträge weiterhin in der Vob/A geregelt werden
sollen oder ob und gegebenenfalls wie das Vergaberecht ohne Vorfestlegung
auf einen möglichen lösungsansatz vereinheitlicht werden soll. die Arbeits-
gruppe soll ihre Arbeit in Kürze aufnehmen und bis ende des ersten halbjah-
res 2019 sollen die zuständigen ministerien einen bericht vorlegen. 

darüber hinaus setzt sich der deutsche städtetag seit vielen Jahren für die
nachhaltige beschaffung ein. deshalb war er beispielsweise Kooperations-
partner der messe „fair friends“ im september 2018. im fokus dieser
messe stehen themen rund um die nachhaltige Vergabe. 

Verkehr und Mobilität

nachhaltige städtische Mobilität für alle

der deutsche städtetag hat 2018 die zentralen positionen zur nachhaltigen
städtischen mobilität für alle – Agenda für eine Verkehrswende aus kommu-
naler sicht beschlossen. 
(www.staedtetag.de/fachinformationen/verkehr/085916/index.html) 

geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:55  Seite 62



63die Arbeit des deutschen städtetages 2017/2018 in schwerpunkten

über die aktuellen verkehrspolitischen fragen hinaus werden verkehrliche
langfristperspektiven aus städtischer sicht entwickelt. das papier zeigt
unabhängig von dieselskandal und den aktuellen fragen eines sofortpro-
gramms saubere luft der bundesregierung, wichtige weichenstellungen
für die mobilität der zukunft auf. bestehende positionen werden darin
zusammengefasst und zukunftsthemen des Verkehrs erstmals mit städti-
schen positionen belegt. der deutsche städtetag hat damit die erforderli-
chen schritte in eine zukunftsgerichtete Verkehrs- und mobilitätspolitik
unter erprobung neuer technologien und Verkehrsarten aufgezeigt. er for-
dert: 

• eine konsistente politik auf bundesebene für eine transformation der
mobilität – dazu ist regulierung effizient und wirksam auszugestalten.

• die nachhaltige mobilität für menschen und güter zu stärken – für mehr
lebens- und umweltqualität in den städten.

• die digitalisierung und innovationen für eine intelligente stadtverträgliche
mobilität zu nutzen.

• den städten entscheidungsspielraum und effiziente steuerungsinstru-
mente für schnellere umsetzung an die hand zu geben.

• eine mobilität für alle durch bund und länder nachhaltig zu finanzieren.

Verkehrsinfrastrukturfinanzierung und Öffentlicher
 Personennahverkehr

die 18. legislaturperiode war durch einen investitionshochlauf bei den Ver-
kehrsinfrastrukturen des bundes geprägt. dafür stehen z. b. das brücken-
programm für Autobahnen und schienenwege. die  gemeinde -
verkehrsfinanzierung dagegen haben bund und länder im rahmen der
finanzverfassungsreform 2017 zwar künftig aufgeteilt, aber nicht – wie vom
deutschen städtetag gefordert – bedarfsgerecht erhöht. mit der Koalitions-

       

öffentlicher personennahverkehr muss

gestärkt werden(foto: pixabay)
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vereinbarung zur 19. legislaturperiode hat der bund erstmals eine Anhebung
des gVfg-bundesprogramms für die schienengebundene öpnV-infrastruk-
tur mit förderfähigen Kosten von jeweils mehr als 50 millionen euro in Aus-
sicht gestellt. die dafür erforderliche umsetzung durch erneute Verfassungs-
korrektur und änderung des gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes
(gVfg) steht noch aus. die Anforderungen dazu hat der deutsche städtetag
im berichtszeitraum deutlich kommuniziert. 
(www.staedtetag.de/dst/inter/schwerpunkte/070704/index.html)

die zugesagte Anhebung von 332 millionen auf 1 milliarde euro jährlich plus
dynamisierung gilt als wichtiger impuls an die länder, auch die jeweiligen
mittel für die übrigen verkehrswichtigen straßen- und öpnV-infrastrukturen
bedarfsgerecht anzuheben. über die infrastrukturfinanzierung hinaus ist es
weder zu einer geforderten änderung des personenbeförderungsgesetzes
(stärkung der öpnV-Aufgabenträger) noch zu einer breit angelegten einbe-
ziehung des öpnV in die maßnahmen zu Klimaschutz und sauberer luft
(elektrifizierung, flottenumrüstung) gekommen. sie beschränken sich bisher
auf wenige modellstädte und die nachrüstung/elektrifizierung in von grenz-
wertüberschreitungen betroffenen regionen.

Dieselgipfel und Sofortprogramm Saubere luft

in den berichtszeitraum fallen zahlreiche treffen der Kommunen und kom-
munalen spitzenverbände mit den spitzen der regierung. der bund hat auf
die gerichtsverfahren zu fahrverboten und die mahnungen der Kommission
zur grenzwerteinhaltung mit einsetzung von expertengruppen und dem
sofortprogramm saubere luft reagiert. die bundesregierung hat ein „sofort-
programm für saubere luft“ („dieselfonds“) aufgelegt und dieses vorerst mit
1 milliarde euro ausgestattet. hierfür wurde eine Vielzahl von förderrichtli-
nien in den bereichen elektrifizierung, nachrüstung und digitalisierung erlas-
sen und veröffentlicht, die sich an die von grenzwertüberschreitung betrof-
fenen städte richten. 

der deutsche städtetag hat den prozess intensiv begleitet. zudem hat er die
nachrüstung von fahrzeugen mit filtertechnologie durch die Automobilin-
dustrie gefordert, damit die grenzwerte kurzfristig eingehalten werden kön-
nen. der bund hat sein programm im oktober 2018 durch ein Konzept „sau-
bere luft“ nachgebessert und weitere förderrichtlinien zur nachrüstung von
Kommunalfahrzeugen, leichten und schweren handwerker- und lieferfahr-
zeugen veröffentlicht. zur Verstetigung des dieselfonds wird damit nahezu
eine weitere milliarde von 2019–2020 fließen. 

nachrüstung und umtausch von pkw durch die Automobilhersteller soll es
nach dem Konzept der bundesregierung nur bezogen auf städte mit hohen
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grenzwertüberschreitungen geben. diese einengung der förderberechti-
gung begegnet weiterhin der Kritik des deutschen städtetages. die weitere
umsetzung des sofortprogramms, seine Verstetigung und ergänzung um ein
gesamtkonzept ist wichtiges Anliegen für die laufende legislaturperiode. 

die von der bundesregierung zugesagte einrichtung eines nationalen Kom-
petenzzentrums für nachhaltige städtische mobilität ist noch offen. dies
trifft auch für die volle höhe der zugesagten förderung des radverkehrs zu.
zur Kontrolle gerichtlich verhängter fahrverbote hält der deutsche städte-
tag an seiner Auffassung fest, dass eine plakettenlösung praktikabler ist als
der technisch nicht ausgereifte Vorschlag zum datenabgleich seitens des
bundes. 

die betroffenen städte leisten nicht erst durch die Aufstellung von master-
plänen und die umsetzung von sofortmaßnahmen entscheidende beiträge,
um die örtliche luftschadstoffkonzentration anstelle der Verursacher zu ver-
bessern und damit die gesundheit der menschen zu schützen und gleich-
zeitig fahrverbote für dieselautos vermeiden. für den kurzfristigen und deut-
lichen rückgang der stickoxide sind weitere gemeinsame lösungen von
bund, ländern und Kommunen nötig (s. zum thema auch das Kapitel luft-
reinhaltung s. 43).

Verpackungsgesetz

zum 1. Januar 2019 ist das neue Verpackungsgesetz in Kraft getreten. nach-
dem bereits am 12. mai 2017 nach langwierigen Verhandlungen das Verpa-
ckungsgesetz durch den bundesrat verabschiedet worden war, ist es nun am
1. Januar 2019 in Kraft getreten. das neue gesetz bietet den Kommunen
mehr steuerungsverantwortung hinsichtlich der Ausgestaltung des erfas-
sungssystems. dies konnte durch intensive politische Arbeit seitens der
kommunalen spitzenverbände erreicht werden. in Vorbereitung auf die
umsetzung des neuen gesetzes hat der deutsche städtetag gemeinsam mit
den kommunalen spitzenverbänden und dem Verband kommunaler unter-
nehmen in Abstimmung mit den dualen systemen eine orientierungshilfe zur
erstellung einer Abstimmungsvereinbarung nach §  22 Verpackungsgesetz
erstellt. diese gibt den Kommunen eine handreichung für anstehende Ver-
handlungen mit dem dualen system vor ort. 
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Wirtschaft 

Daseinsvorsorge 4.0 / Wirtschaft 4.0

die transformation zur digitalen stadt hat weitreichende Auswirkungen für die
leistungen der daseinsvorsorge. diese reichen von der digitalisierung der
wasserwirtschaft über neue energiedienstleistungen bis hin zur multifunktio-
nalen led-straßenbeleuchtung. diese themen werden intensiv in den fach-
gremien des städtetages beraten und spielen eine immer größere rolle bei
Veranstaltungen, bei denen der deutsche städtetag Kooperationspartner ist.

insbesondere auf der smart country convention und der Konferenz
stadt.land.digital wurden die chancen und risiken der intelligenten Vernet-
zung für die daseinsvorsorge beleuchtet. zugleich bieten diese Veranstal-
tungen eine gute gelegenheit, kommunale projekte der digitalisierung zu
präsentieren und in einen erfahrungsaustausch einzutreten. zudem koope-
riert der deutsche städtetag eng mit dem Verband kommunaler unterneh-
men, da gerade die kommunalen unternehmen, insbesondere, wenn sie im
wettbewerb stehen, gefordert sind, mit neuen integrierten dienstleistungen
Kunden zu binden. 

die unterstützung von Kmu bei dem weg zur wirtschaft 4.0 ist eine große
herausforderung für die wirtschaftsfördereinrichtungen in den Kommunen.
gerade viele kleinere unternehmen stehen erst am Anfang bei der digitali-
sierung. wie die unterstützungsangebote der wirtschaftsförderung dabei
verbessert werden können, wird beispielsweise beim jährlich stattfindenden
forum der wirtschaftsförderer diskutiert. zudem gibt es in den fachgremien
des städtetages einen regelmäßigen erfahrungsaustausch.

Grundsatzpapier zu öffentlichen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge

der europäische kommunale dachverband cemr hat unter mitwirkung des
europabüros des deutschen städtetags 2018 ein grundsatzpapier zur
zukunft der öffentlichen dienstleistungen im dezember verabschiedet. das
papier ist in drei unterthemen aufgeteilt und behandelt die stellung kommu-
naler daseinsvorsorge auf eu-ebene dezidiert in bezug auf öffentliche
beschaffung, staatliche beihilfe und internationale freihandelsabkommen.
das papier soll zu einem besseren Verständnis der besonderen stellung der
öffentlichen dienstleistungen und schlussendlich zu besserer rechtsetzung
auf eu-ebene beitragen. http://ccre.org/img/uploads/piecesjointe/filename/
cemr_position_paper_future_of_public_services_en.pdf
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Wirtschaftsflächenentwicklung in den Städten

bestehende und ansiedlungsinteressierte unternehmen brauchen raum für
ihre entwicklung. die Verfügbarkeit von flächen ist daher ein entscheiden-
der standortfaktor. zahlreiche städte wachsen. dabei konkurrieren wirt-
schaft, wohnen oder freizeit um die wenigen verfügbaren flächen. gleich-
zeitig erfordern die rechtlichen rahmenbedingungen, flächen nachhaltig zu
entwickeln und verstärkt ökologische und soziale Kriterien zu berücksichti-
gen. Auch die Anforderungen der wirtschaft an den standort und die flä-
chenbedarfe haben sich verändert. Angesichts des ökonomischen und
technologischen wandels reicht die bereitstellung von klassischen indus-
trie- oder gewerbegebieten nicht mehr aus. immer häufiger bestimmen die
nähe von Arbeiten und wohnen, die Attraktivität des unternehmensstand-
ortes oder das infrastruktur- und freizeitangebot die Ansiedlung von unter-
nehmen. 

mit dem diskussionspapier zur wirtschaftsflächenentwicklung in den städ-
ten wird aufgezeigt, wie angesichts der aktuellen herausforderungen eine
zukunftsorientierte wirtschaftsflächenpolitik gestaltet werden kann. die
ermittlung der flächenpotenziale bildet die grundlage für das wirtschafts-
flächenmanagement. mit integrierten stadtentwicklungskonzepten lassen
sich die erfordernisse der wirtschaft gleichgewichtig zu den erfordernissen
anderer bereiche berücksichtigen. dadurch können wege aufgezeigt
 werden, wie künftig vorhandene flächen optimal genutzt werden, etwa
durch die revitalisierung von brachflächen, flächentausch und eine ver-
stärkte interkommunale zusammenarbeit. das diskussionspapier ist unter 
www.staedtetag.de/publikationen/materialien/083245/index.html herunter-
zu laden. 

Wirtschaftsförderung erfolgreich gestalten

digitalisierung, globalisierung und demografischer wandel sind die zentralen
herausforderungen, denen sich industrie-, handwerks- oder dienstleis-
tungsunternehmen heute stellen müssen. die wirtschaft schafft Arbeits- und
Ausbildungsplätze und trägt zum städtischen steuereinkommen bei. stand-
ortentscheidungen von unternehmen hängen entscheidend von den rah-
menbedingungen vor ort ab. diese müssen die städte gemeinsam mit der
örtlichen wirtschaft gestalten. 

die wirtschaftsförderung in den städten unterstützt die lokale wirtschaft und
setzt impulse zur bewältigung der vielfältigen herausforderungen in den
unterschiedlichen branchen. sie fördert erfolgreiches wirtschaftliches han-
deln und leistet damit einen entscheidenden beitrag zur gestaltung der
prosperität in einer stadt und – wo erforderlich – den strukturwandel. wirt-
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schaftsförderung ist mittler zwischen unternehmen und handwerksbetrie-
ben einerseits und lokaler politik und Verwaltung andererseits. sie unter-
stützt mit digitalen hubs oder Kompetenzzentren die wirtschaft, insbeson-
dere klein- und mittelständische unternehmen sowie start-ups bei projekten
der intelligenten Vernetzung.

Vor diesem hintergrund ist das diskussionspapier zur wirtschaftsförderung
überarbeitet und weiterentwickelt worden. es soll angesichts des  erheb -
lichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen wandels orientierungshilfe für
die lokale und regionale wirtschaftsförderung geben. dabei sind „eckpunkte
zur kommunalen wirtschaftsförderung“ vorangestellt, die einen überblick
über die aktuellen wirtschaftlichen herausforderungen und Aktivitäten der
wirtschaftsförderung geben. der sich anschließende handlungsrahmen
 enthält Vorschläge für maßnahmen und instrumente zur Verbesserung der
 rahmenbedingungen für die örtliche wirtschaft und wissenschaft. das
überarbeitete diskussionspapier für eine erfolgreiche wirtschaftsförderung
ist unter www.staedtetag.de/publikationen/materialien/085938/index.html
ab rufbar. 

Wohnen

Die Wohnungsfrage im Spannungsfeld zwischen Allgemeinwohl und
Marktorientierung

die Aussagen des politischen spitzenpersonals auf der berliner bühne wie
auch auf dem jeweiligen landes- und kommunalpolitischen parkett und brei-
ten, teils sehr emotional geführten öffentlichen debatten belegen: die woh-
nungsfrage ist aus dem nischendasein der 2000er-Jahre wieder ins politi-
sche rampenlicht gerückt ist. parteiübergreifend wird die wohnungsfrage
als die „entscheidende“, „zentrale“ oder auch „wichtigste“ sozialpolitische
herausforderung unserer zeit bezeichnet. 

der wohngipfel im bundeskanzleramt im september 2018 hat dem thema
bezahlbarer wohnraum die notwendige priorität verschafft – wohnungspo-
litik ist endgültig chefsache. dieses signal war fraglos wichtig. die gemein-
same diskussion zwischen bundesregierung, länderregierungen, Kommu-
nen und Verbandsvertretern hat allerdings noch einmal veranschaulicht:
die drängenden probleme, wie steigende mieten und bodenpreise in den
stark nachgefragten regionen, aber auch leerstände und fallende preise
in einer ganzen reihe anderer regionen, können nur in einem konzertier-
ten Ansatz von bund, ländern und Kommunen, wohnungswirtschaft,
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bodenwirtschaft, bauwirtschaft, stadtplanung und Architektur gelöst wer-
den. eine notwendige nachjustierung der sozialen marktwirtschaft im
bereich der wohnungs- und bodenpolitik hat der wohngipfel bislang nicht
gebracht. 

wie schwierig sich Kompromisse finden lassen, haben die politischen Ver-
handlungen um gesetzesänderungen im bereich des mietrechts (miet-
preisbremse, modernisierungsumlage, mietspiegel) oder auch die geplan-
ten grundgesetzänderungen zur frage der mitverantwortung des bundes
bei der sozialen wohnraumförderung gezeigt. Auch die rolle der woh-
nungsanbieter wird zutiefst kontrovers und zum teil hoch emotional disku-
tiert. die aktuell im politischen raum kommunizierten lösungsansätze rei-
chen von forderungen nach massiver deregulierung im bereich des bau-
und planungsrechts sowie des normungswesens – um Kosten beim woh-
nungsbau zu senken –, über steuerliche förderung (Anhebung der linearen
Afa, sonder-Afa) bis hin zur deutlichen Verschärfung des mietrechts („mie-
tenstopp“), zur wiedereinführung der wohnungsgemeinnützigkeit und
sogar der enteignung („rekommunalisierung“) privater wohnungsunterneh-
men.

nach heutigem stand muss davon ausgegangen werden, dass die aktuellen
probleme auf den wohnungsmärkten nicht kurzfristig zu beseitigen sind. um
den prozess hin zu ausgeglichenen märkten zu beschleunigen, ist ein unter-
einander abgestimmtes Justieren einer Vielzahl von stellschrauben notwen-
dig. zentral für die zukunft dürfte allerdings sein, dass die wohnungsfrage –
unabhängig von der mittel- bis langfristigen entwicklung der wohnungs-
märkte – nicht wieder in Vergessenheit gerät, sondern prominent auf der poli-
tischen Agenda vertreten bleibt.

       

wohnungsbau soll langfristig die

 politische Agenda bestimmen 

(foto:  pixabay)
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neuausrichtung der Wohnungs- und Baulandpolitik 

die diskussion über bezahlbares wohnen fokussiert sich seit einiger zeit auf
die debatte um eine grundlegende bodenpolitische neuorientierung. der
deutsche städtetag hat vor der bundestagswahl im september 2017 das
positionspapier zur neuausrichtung der wohnungs- und baulandpolitik
beschlossen und sich deutlich für eine stärkung der gemeinwohlorientierung
der bodenpolitik von bund, ländern und Kommunen ausgesprochen.
(www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/083228/index.html) 
der blick des präsidiums richtet sich dabei nicht nur auf die steigende nach-
frage nach bauland in wachsenden städten, steigende mietpreise oder den
mangel an bezahlbarem wohnraum, sondern auch auf gebäudeleerstände
und stadtbrachen durch strukturumbrüche und demografische schrump-
fung. Auf der kommunalen ebene spielen sich diese prozesse „hautnah“ ab. 

es liegt nahe, die handlungsfähigkeit der städte zur gestaltung dieser ent-
wicklungen zu stärken und ihnen eine aktive rolle in der bodenpolitik
zukommen zu lassen. lebendige städte und stadtteile brauchen wohnraum
für alle und eine gute mischung aus leben, Arbeiten und einkaufen. eine
aktive, dem gemeinwohl verpflichtete bodenpolitik ist der schlüssel für eine
sozial ausgewogene stadtentwicklung. so sind auch die städte selbst gehal-
ten, ihre bodenpolitik gemeinwohlorientiert zu gestalten. im positionspapier
des deutschen städtetages „strategisches flächenmanagement und
bodenwirtschaft“ wird daher an die städte appelliert, im bereich der bau-
land- und liegenschaftspolitik trotz vielfach bestehender haushaltsnöte eine
Abkehr von rein fiskalischen zielen hin zu einer entwicklung umfassender
baulandstrategien mit einer strategischen bodenvorratspolitik zu vollziehen.
(www.staedtetag.de/fachinformationen/stadtentwicklung/068915/index.html)

die inzwischen in zahlreichen städten entwickelten wohnbaulandstrategien
und sogenannten baulandbeschlüsse, die u.a. regeln, welchen Anteil sozial
geförderter oder preislimitierter wohnungsbau bei der baulandentwicklung
einnehmen soll, zeigen, dass die städte hier auf einem guten weg sind. für
eine wirksame und nachhaltige wohnungspolitik müssen zusätzlich auch die
bodenrechtlichen instrumente, die den Kommunen für die Aktivierung von
bauland zur Verfügung stehen, geschärft und erweitert werden. der deut-
sche städtetag wird seine mitwirkung in der regierungskommission „nach-
haltige baulandmobilisierung und bodenpolitik“ dazu nutzen, um die erfor-
derliche weiterentwicklung des bodenrechts voranzubringen. damit soll der
zusammenarbeit mit der wirtschaft keine Absage erteilt werden. im gegen-
teil: zur neuausrichtung der wohnungs- und baulandpolitik bedarf es der
Kooperation zwischen bund, ländern und Kommunen einerseits sowie der
privatwirtschaft andererseits.
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Zensus

im Jahr 2021 führen die statistischen ämter des bundes und der länder wie-
der einen zensus durch, also eine Volks-, gebäude- und wohnungszählung.
die Kommunen spielen als partner dabei eine wichtige rolle und auf allen
betroffenen ebenen laufen bereits die Vorbereitungen für diesen anstehen-
den zensus. so nehmen von den kommunalen spitzenverbänden benannte
Kommunalvertreterinnen und -Vertreter an den sitzungen der verschiedenen
zensus-Ags des statistischen bundesamtes teil. die hauptgeschäftsstelle
hat sich zudem unter anderem mit dem ende 2018 vorgelegten entwurf für
ein zensusgesetz 2021 auseinandergesetzt und hierzu zum teil umfangrei-
che änderungsbedarfe vorgetragen. schließlich wurde auch das urteil des
bVerfg vom 19. september 2018, im rahmen dessen die angegriffenen Vor-
schriften über den zensus 2011 als mit der Verfassung vereinbar befunden
wurden, in zahlreichen gremien des deutschen städtetages erörtert und
beraten und daraus ableitend erwartungen an den gesetzgeber im hinblick
auf die durchführung des zensus 2021 formuliert. die hauptgeschäftsstelle
wird die weiteren Vorbereitungen zum zensus 2021 aktiv begleiten.
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der imagefilm, der aufzählt, was alles toll ist in der stadt nürnberg, fiel zu
beginn der hauptversammlung aus. mit den worten: „haben wir nicht,
machen wir nicht, wollen wir nicht“, begrüßte der gastgeber und Vizepräsi-
dent des deutschen städtetages, oberbürgermeister dr. ulrich maly, die
Anwesenden in der nürnbergmesse. stattdessen gab es das „gschmarri“
von Klaus schamberger. der Kolumnist und langjährige chefredakteur
befasst sich seit Jahrzehnten mit dialekt und mentalität der franken und
beschrieb spitzzüngig, wie sich die kleinen probleme der großen welt mit
den Augen eines nürnbergers sehen lassen – zum Vergnügen der mehr als
1.200 delegierten und gäste, die zur 39. ordentlichen hauptversammlung
des deutschen städtetages vom 30. mai bis 1. Juni 2017 nach nürnberg
gekommen waren.

Als wichtige forderungen der städte zum Auftakt der hauptversammlung mit
dem motto „heimat. zukunft. stadt“ hatte städtetagspräsidentin dr. eva
lohse bereits am Vortag in einer pressekonferenz genannt: die investitions-
kraft der städte stärken, langfristig sichern und mehr investitionen in die
kommunale infrastruktur ermöglichen. strukturschwache städte in ost und
west benötigen eine gesonderte förderung, um den Anschluss an die allge-
meine entwicklung nicht zu verlieren. zudem appellierten die städte an bund
und länder, lösungen für die finanzierung der integrationsaufgaben für
zugewanderte nach dem Jahr 2018 zu entwickeln. Vizepräsident dr. ulrich
maly betonte angesichts des weiterhin bestehenden wohnungsmangels und
überdurchschnittlich steigender mietpreise in etlichen deutschen städten:
bund und länder müssten ihr engagement für mehr wohnungen verstärken
und den wohnungsbau über einen geeigneten mix von förderinstrumenten

Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 2017

Auftakt-pressekonferenz am 30. mai 2017, 

dr. eva lohse, präsidentin des deutschen

 städtetages und oberbürgermeisterin aus

 ludwigshafen am rhein, und dr. ulrich

maly,  Vizepräsident des deutschen

 städtetages und oberbürgermeister aus

nürnberg (foto: © stadt nürnberg / berny

meyer) 
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attraktiver machen. Außerdem benötigten die städte zusätzliche unterstüt-
zung, damit mehr bauland mobilisiert werden kann. es ginge vor allem
darum, neuen preiswerten wohnraum zu schaffen, mieterinnen und mietern
mit niedrigen und mittleren einkommen mehr bezahlbare wohnungen anzu-
bieten sowie wohneigentum zu unterstützen. 

hauptredner der hauptversammlung waren neben der spitze des deutschen
städtetages bundeskanzlerin dr. Angela merkel, der bundesminister des
Auswärtigen und Vizekanzler, sigmar gabriel, und der staatsminister des
innern, für bau und Verkehr des freistaates bayern, Joachim herrmann.

während der tage in nürnberg diskutierten delegierte und gäste in fünf
fachforen zu folgenden themen:

Forum A: soziales leben in der stadt: wie ändert sich unser zusammen-
leben?

Forum B: mobiles leben in der stadt: nachhaltig, klimaschonend, flexibel
Forum C: lebendige innenstädte: zukunft von stadt und handel
Forum D: Kulturelles leben in der stadt: vielfältig, weltoffen, identitäts-

stiftend
Forum E: heimat. zukunft. stadt – auch eine frage des geldes!

die spitze des deutschen städtetages empfängt die bundeskanzlerin zur hauptversammlung

in nürnberg (v.l.n.r.): dr. ulrich maly, Vizepräsident des deutschen städtetages und  ober -

bürgermeister der stadt nürnberg; bundeskanzlerin dr. Angela merkel; dr. eva lohse,

 präsidentin des  deutschen städtetages und der stadt ludwigshafen am rhein; helmut dedy,

hauptgeschäftsführer des deutschen städtetages (foto: © stadt  nürnberg, berny meyer)
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lohse: Städte sind Heimat

die präsidentin des deutschen städtetages, die ludwigshafener oberbür-
germeisterin dr. eva lohse, betonte in ihrer rede zu beginn der hauptver-
sammlung, dass die städte heimat für alle ihre bürgerinnen und bürger seien
und ihnen beste chancen für eine lebenswerte zukunft bieten wollen. damit
das gelingen kann, müsse die stadt funktionieren, mit ihrer ganzen infra-
struktur, müssten die städte ihre Aufgaben erfüllen, für sicherheit und sozia-
len Ausgleich sorgen und brauchten sie sport, Kultur und bürgerschaftliches
engagement. wenn das alles zusammen kommt – und auskömmlich finan-
ziert ist – dann werde aus heimat zukunft. 

lohse betonte rückblickend, dass sich die wirtschaftliche, wissenschaftliche
und kulturelle dynamik in den städten, die deutschland letztlich zu einem
freien und wohlhabenden land gemacht habe, ohne zuwanderung und inte-
gration nicht entwickelt hätte. Auch aktuell seien die Kommunen in beson-
derem maße von der integration gefordert: „wir können keine mauern mehr
um unsere städte bauen, um unsere bürgerinnen und bürger vor den risi-
ken und nebenwirkungen der globalisierung zu schützen. wir können nicht
zurück in eine welt, in der heimat etwas statisches ist – etwas, das immer
gleich bleibt und das sich während unserer lebensspanne nicht verändert.
wir können das nicht – und wir wollen das nicht.“ lohse appellierte an die
länder, aktuelle Asylverfahren bereits in den jeweiligen erstaufnahmeeinrich-
tungen zu entscheiden und zu versuchen, die menschen bei Ablehnungen
direkt dort von freiwilligen heimreisen zu überzeugen und andernfalls rück-
führungen zu organisieren. geklärt werden müsse außerdem die künftige

rede von dr. eva lohse, präsidentin des

deutschen städtetages und oberbürger-

meisterin aus  ludwigshafen am rhein am

31. mai 2017 (foto: © stadt nürnberg /

berny meyer)
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finanzierung der integrationskosten, die städte benötigten die unterstüt-
zung des bundes auch über 2018 hinaus.

hinsichtlich der kommunalen finanzlage wies die städtetagspräsidentin
darauf hin, dass die finanzprobleme vieler städte trotz der steuermehrein-
nahmen von bund, ländern und Kommunen leider nicht gelöst seien.
schwierigkeiten bereite der investitionsstau der kommunalen infrastruktur
von aktuell 126 milliarden euro, vor allem bei schulen und Verkehrswegen.
deshalb forderte lohse: „wir brauchen dringend weitere entlastungen, vor
allem bei den sozialausgaben, und wir halten deshalb an unserer forderung
einer bundesbeteiligung von mehr als 50 prozent an den Kosten der unter-
kunft fest.“ Außerdem ermahnte lohse die länder: „sie müssen dafür sor-
gen, dass die städte finanziell so ausgestattet sind, dass sie ihre Aufgaben
erfüllen können und die infrastruktur nicht verfällt.“

Ausdrücklich lobte die städtetagspräsidentin die leistungen beim Ausbau
der Kinderbetreuung. binnen zehn Jahren hätten die Kommunen die Anzahl
der betreuungsplätze für unter dreijährige fast verdoppelt. der Ausbau
werde weitergehen, bis alle Kinder versorgt seien, für die eltern betreuung
wünschten. „was wir uns wünschen, ist eine flächendeckende und dauer-
hafte beteiligung des bundes an den Kosten der frühkindlichen bildung“,
fügte lohse hinzu, denn auch der qualitative Ausbau müsse weitergehen.
Abschließend ging sie auf das thema sicherheit und ordnung in der stadt
ein. „wir wollen, dass unsere städte heimat sind, dass sich die menschen in
unseren städten wohlfühlen. dazu gehört ganz unbedingt, dass sie sich
angstfrei auf öffentlichen straßen und plätzen bewegen können.“ die
gewährleistung der öffentlichen sicherheit und ordnung sei in erster linie
eine Aufgabe von polizei und Justiz in bund und ländern. sie hätten die
pflicht, hierzu ausreichendes personal zur Verfügung zu stellen und adäquat
einzusetzen. gleichzeitig wollten die städte die sicherheitspartnerschaften
zwischen polizei und Kommunen weiter ausbauen. dazu gehöre auch eine
Ausweitung der Videoüberwachung mit Augenmaß. 
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Dedy: Herausforderungen 2020

der hauptgeschäftsführer des deutschen städtetages, helmut dedy,
machte in seiner rede darauf aufmerksam, dass mit der neuregelung der
bund-länder-finanzbeziehungen weiterer handlungsbedarf besteht auf-
grund der zunehmenden unterschiede zwischen städten und regionen.
„Kommunale investitionen verbessern, strukturschwache städte stärken,
lösung des kommunalen Altschuldenproblems: diese herausforderungen
bleiben.“ es gehe letztlich um die startchancen unserer Kinder. „Alle länder
erhalten ab 2020 mehr geld. es ist unsere gemeinsame Aufgabe, den lan-
desregierungen zu sagen, dass davon etwas bei den Kommunen ankommen
muss.“ Konsens sei inzwischen, wegzukommen von der förderung nach
himmelsrichtungen ost und west hin zur förderung nach dem Kriterium der
strukturschwäche. Als schwieriges thema bezeichnete dedy den Abbau der
kommunalen Altschulden: „ist es uns bisher schon gelungen, die politische
sprengkraft dieses themas zu verdeutlichen? wir dürfen nicht sagen, ach,
diese Altschulden – eine kaum lösbare geschichte. wir müssen von dem
risiko steigender zinsen und sinkender wirtschaftskraft sprechen. ohne
lebenswerte urbanität ist die europäische stadt nicht denkbar. deutschland
ist schlicht darauf angewiesen, dass es entwicklungschancen für alle städte
gibt.“ es müsse deutlich gemacht werden, warum die lösung des Altschul-
denproblems nottut. mit blick auf die herausforderungen ab dem Jahr 2020
stellte der hauptgeschäftsführer des deutschen städtetages fest: die bund-
länder-finanzbeziehungen sind neu geordnet. die Arbeit der städte fange
damit erst an. es gelte, die Voraussetzungen für lebendige urbanität zu
schaffen. dabei benötigten die Kommunen deutliche unterstützung von
bund und ländern.

rede von helmut dedy, hauptgeschäfts-

führer des deutschen städtetages am

31. mai 2017 (foto: © stadt nürnberg /

silvia wawarta)
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Merkel: Direkter Kontakt zu Kommunen ist wichtig

„es ist sehr wichtig, dass wir im gespräch bleiben.“ mit diesen worten
begann bundeskanzlerin dr. Angela merkel ihre rede zu den delegierten der
hauptversammlung und verwies auf die regelmäßigen gespräche mit den
kommunalen spitzenverbänden im zusammenhang mit dem flüchtlingszu-
zug. mit blick auf die kommende legislaturperiode sprach sie die themen
bürgerportale und digitalisierung an. ziel sei es, dass die bürgerinnen und
bürger einen einheitlichen zugang zu allen staatlichen leistungen haben.
das sei nicht nur eine finanzielle herausforderung, deshalb müssten alle
Akteure offen und intensiv an das thema herangehen. Angesichts der neu-
ordnung der bund-länder-finanzen forderte sie, dass die finanzbeziehun-
gen transparenter gestaltet werden müssten. „wir haben die bund-länder-
finanzbeziehung neu geordnet. das war ein Kraftakt, um es mal ganz
vorsichtig zu sagen. die einigung der länder war möglich, weil der bund
mehr Verantwortung übernommen hat. das haben wir gerne getan. Aber ich
sage auch, wir tun es nur gerne, wenn zum schluss auch irgendwas von den
bundesmitteln bei den Kommunen ankommt.“

Abschließend sicherte merkel den delegierten zu – so sie nach der bundes-
tagswahl weiter in der Verantwortung steht – bei der haushaltsaufstellung für
2018 sofort über die weitere finanzierung der integration zu sprechen. inte-
gration brauche planungssicherheit.

rede von bundeskanzlerin dr. Angela

 merkel am 31. mai 2017 (foto: © stadt

 nürnberg / berny meyer)
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Gabriel: Krisen in der Welt wirken sich auf Kommunen aus

der bundesminister des Auswärtigen und Vizekanzler, sigmar gabriel,
betonte in seiner rede am Abschlusstag der hauptversammlung, dass die
Krisen in der welt sich schnell auf kommunaler ebene auswirken: „wenn in
syrien Krieg herrscht, dann können wir nicht einfach weiterzappen, sondern
am nächsten tag sitzen die flüchtlinge im öpnV neben uns“, so gabriel. mit
blick auf die integrationsarbeit sagte er: „wir stehen vor einer gesellschaftli-
chen und politischen generationenaufgabe.“ neben der Versorgung der
flüchtlinge mit wohnungen, schul- und Kitaplätzen und der integration in
Arbeit sei auch wichtig, die präventionsarbeit auszubauen und extremismus
vorzubeugen. 

in bezug auf die bund-länder-finanzbeziehungen betonte gabriel die
bedeutung von investitionen in bildung, die nicht nur in sonntagsreden auf-
tauchen dürfe. er forderte einen „goldenen plan für deutschlands schulen“,
bei dem alle drei staatlichen ebenen zusammenarbeiten müssten. Außerdem
bekannte er sich zum Verfassungsziel der gleichwertigkeit der lebensver-
hältnisse: „die prinzipielle gleichwertigkeit von lebensverhältnissen, das ist
doch das ziel unserer Verfassung, das wir nicht aufgeben dürfen.“ praktisch
umgesetzt bedeute das eine zielgerichtete förderung von strukturschwa-
chen städten und regionen, die in der nächsten legislaturperiode weiter
angepackt werden müsse.

    78 hauptversammlung des deutschen städtetages 2017

rede von bundesaußenminister sigmar

gabriel am 1. Juni 2017 (foto: © stadt

 nürnberg / silvia wawarta)
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Herrmann: Bayern lebt von der Strahlkraft seiner Metropolen

der staatsminister des innern, für sport und integration des freistaates bay-
ern, Joachim herrmann, sagte zu beginn seiner rede, er erinnere sich an
seine erfahrungen als ehemaliges stadtratsmitglied und fühle sich noch als
teil der kommunalen familie in der region. „ich bin mit begeisterung Kom-
munalminister und deshalb sage ich bei jeder gelegenheit: ein starkes bay-
ern braucht starke Kommunen, deshalb haben wir auch einen Anspruch der
gemeinden auf eine angemessene finanzausstattung in die bayerische Ver-
fassung aufgenommen.“ Als wichtige themen der neuen bundesregierung in
zusammenarbeit mit den ländern nannte er investitionen in die Verkehrsin-
frastruktur und sprach konkret das gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(gVfg) an. „es ist unübersehbar, wir müssen den gVfg-topf insgesamt in
der nächsten legislaturperiode deutlich anheben, weil wir anders sonst
diese großen Verkehrsinfrastrukturprojekte in den Kommunen nicht geschul-
tert bekommen.“ herrmann schloss mit einem Appell, den es einzulösen
gelte: „deutschland braucht starke städte.“

nürnberger erklärung verabschiedet

in der „nürnberger erklärung“, die die delegierten verabschiedeten, betonen
die städte ihre bereitschaft, sich den aktuellen herausforderungen von zu-
und Abwanderung, investitionsbedarfen, finanzschwäche, demografie, Kli-
maschutz und nachhaltigkeit zu stellen und geeignete lösungen zu entwi-
ckeln. städte seien heimat und orte des zusammenhalts. sie bilden den
lebensmittelpunkt für die menschen und müssen deshalb attraktiv sein. das

rede von Joachim herrmann,  staats -

minister des innern, für sport und

 integration des freistaates bayern am

1. Juni 2017 (foto: © stadt nürnberg /

christine  dierenbach)
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verlange laufenden wandel. die städte stehen als partner von bund und
ländern bereit, die zukunftsfähigkeit des landes zu sichern. partnerschaft-
liches miteinander bedeute aber auch, als partner respektiert und vor schlei-
chender überlastung geschützt zu werden.

lohse bleibt Präsidentin, lewe folgt 2018

die ehrenamtliche spitze des deutschen städtetages wurde am schlusstag
der hauptversammlung neu gewählt. die ludwigshafener oberbürgermeis-
terin dr. eva lohse bleibt präsidentin des deutschen städtetages. zum Vize-
präsidenten wurde der nürnberger oberbürgermeister dr. ulrich maly wie-
dergewählt. lohse kandidiert in ihrer heimatstadt ludwigshafen nicht für
eine dritte achtjährige Amtszeit als oberbürgermeisterin, sondern scheidet
ende des Jahres aus diesem Amt und damit ebenso aus dem Amt der städ-
tetagspräsidentin. ihr soll daher als städtetagspräsident ab dem 1. Januar
2018 oberbürgermeister markus lewe aus münster nachfolgen und bis zur
nächsten hauptversammlung im Juni 2019 das ehrenamt übernehmen.
dafür wurde lewe ebenfalls in nürnberg gewählt. er ist seit 2009 oberbür-
germeister der stadt münster und gehört dem präsidium des deutschen
städtetages seit 2013 an. lohse ist seit 2015 präsidentin des deutschen

städtetagsspitze: wahl der präsidentin/des präsidenten am 1. Juni 2017 (v.l.n.r.): helmut dedy,

hauptgeschäftsführer des deutschen städtetages; markus lewe, oberbürgermeister aus

münster und  präsident des städtetages ab 2018; dr. eva lohse, präsidentin des deutschen

städtetages und oberbürgermeisterin aus ludwigshafen am rhein; dr. ulrich maly,  Vize -

präsident des deutschen  städtetages und oberbürgermeister aus nürnberg (foto: © stadt

nürnberg / silvia wawarta)
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städtetages und war zuvor zwei Jahre Vizepräsidentin. seit dem Jahr 2002
ist sie oberbürgermeisterin der stadt ludwigshafen am rhein. dem präsi-
dium des deutschen städtetages gehört sie seit 2005 an.

maly ist seit 2002 oberbürgermeister von nürnberg und stand von 2013 bis
2015 als präsident an der spitze des deutschen städtetages. er gehört dem
präsidium des spitzenverbandes seit 2005 an und war zwischen 2009 und
2013 einer der stellvertretenden präsidenten des deutschen städtetages. 

zur ersten stellvertreterin der präsidentin wählten die delegierten oberbür-
germeisterin barbara bosch, reutlingen, die bereits seit dem Jahr 2014 als
stellvertreterin amtierte. Als weitere stellvertreterinnen und stellvertreter sind
gewählt worden: oberbürgermeisterin charlotte britz, saarbrücken, ober-
bürgermeister dr. Kurt gribl, Augsburg, oberbürgermeister burkhard Jung,
leipzig, oberbürgermeister wolfgang griesert, osnabrück, und oberbürger-
meister fritz Kuhn, stuttgart. neu in diesem Amt sind oberbürgermeister
wolfgang griesert, der seit 2014 mitglied im präsidium ist, sowie oberbür-
germeister fritz Kuhn, der seit 2012 dem präsidium angehört.

das engere präsidium des deutschen städtetages mit der präsidentin, dem Vizepräsidenten

und den stellvertreterinnen und stellvertretern der präsidentin (v.l.n.r.): oberbürgermeister

dr. Kurt gribl, oberbürgermeister burkhard Jung, helmut dedy,  haupt geschäftsführer des

deutschen städtetages, oberbürgermeisterin charlotte britz, oberbürgermeister fritz Kuhn,

oberbürgermeister dr. ulrich maly, oberbürgermeisterin dr. eva lohse; städtetagspräsident

ab 2018, oberbürgermeister  markus lewe, oberbürgermeisterin barbara bosch, oberbürger-

meister wolfgang griesert (foto: © stadt nürnberg, silvia wawarta)
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Interfraktionelle Frauensitzung 

die interfraktionelle frauensitzung befasste sich mit „gender mainstreaming
und diversity management im Kontext kommunaler gleichstellungspolitik“.
grundlage der podiumsdiskussion war das vom hauptausschuss des deut-
schen städtetages verabschiedete gleichnamige positionspapier, in dem
begrifflichkeiten definiert und schnittstellen sowie mögliches Konfliktpoten-
zial benannt werden. tenor des papiers ist, dass eine Verknüpfung der
instrumente handlungspotenziale eröffnen kann, ohne dass ein Ansatz den
anderen ersetzen könnte. die interfraktionelle frauensitzung stieß auf reges
interesse von etwa 120 Kommunalpolitiker /innen, die im plenum mögliche
synergieeffekte beider strategien diskutierten. Am ende war man sich einig:
die zukünftige herausforderung bestehe darin, für die unterschiedlichen
gegebenheiten in den städten vor ort passgenaue lösungen zu finden. 
(www.staedtetag.de/imperia/md/content/dst/veroeffentlichungen/mat/gender
_mainstreaming_2012.pdf)

exkursionen ins Stadtgebiet und einladung ins Rathaus

im programm der hauptversammlung wurden erstmals elf exkursionen
innerhalb der gastgebenden stadt nürnberg zu kommunalen herausforde-
rungen angeboten, die von den delegierten und gästen mit großem inte-
resse besucht wurden. dabei ging es bei drei Angeboten um den umgang
mit dem erbe des nationalsozialismus. oberbürgermeister dr. ulrich maly
erläuterte die Aufgabe, die verschiedenen großbauten in nürnberg als

Abendempfang der stadt im nürnberger

rathaus (foto: © stadt nürnberg,

 christine dierenbach)
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mahn- und lernort zu bewahren, ohne zur mystifizierung beizutragen. wei-
tere exkursionen, die von experten aus der Kommunalpolitik begleitet wur-
den, befassten sich mit der gestiegenen heterogenität im bildungssystem,
dem bedarf an neuen bezahlbaren wohnungen, der integration von zuge-
wanderten sowie mit stadtentwicklungskonzepten, die bauliche, soziale,
kulturelle, ökologische und ökonomische Aspekte in den blick nehmen.
Auch vernetzte mobilität, die energiewende und die tierhaltung im zoo wur-
den thematisiert.

nach den exkursionen trafen sich die teilnehmerinnen und teilnehmer der
hauptversammlung auf einladung der stadt zu entspannten gesprächen im
nürnberger rathaus, das dafür festlich umgestaltet wurde. die 14 städte-
partnerschaften gaben inspiration zu landestypischen Angeboten, die in
den fluren des rathauses auf die gäste warteten und zusammen mit musik
und Kultur zu einem unvergesslichen Abend beitrugen. herzlichen dank
dafür!
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Präsidium

das präsidium kommt fünfmal im Jahr zu seinen sitzungen in städten der
präsidiumsmitglieder zusammen. im berichtszeitraum 2017 und 2018 tagte
es in osnabrück, leipzig, nürnberg, Kassel, lübeck, Augsburg, wien, Karls-
ruhe und zweimal in berlin.

die wichtigsten themen waren neben der schaffung von bezahlbarem
wohnraum und Konzepten für nachhaltige und ganzheitliche mobilität in den
städten, maßnahmen zur luftreinhaltung, die integration von flüchtlingen

Die Arbeit in den Gremien des Deutschen Städtetages

bürgermeister ludwig begrüßt die teilnehmenden der herbstsitzung des präsidiums des

deutschen städtetages im wiener  rathaus. (v.l.n.r.): 1. reihe: oberbürgermeister dr. ulf

Kämpfer, oberbürgermeister dr. ulrich maly, bürgermeister dr. michael ludwig, oberbürger-

meisterin charlotte britz, oberbürgermeisterin barbara bosch; 2. reihe: oberbürgermeister

dirk hilbert,  ober bürgermeister paul larue, oberbürgermeister prof. dr. eckart würzner, ober-

bürgermeister hans wilhelm reiners, oberbürgermeister marcel philipp; 3. reihe:  bürger -

meister stefan weigler, beigeordnete dr. uda bastians, oberbürgermeister michael ebling,

hauptgeschäftsführer helmut dedy, oberbürgermeister Andreas henke; 4. reihe: oberbürger-

meister thomas hunsteger-petermann, stadtbaudirektorin brigitte Jilka, cio ulrike huemer,

beigeordneter detlef raphael, oberbürgermeister dr. Kurt gribl
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geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:56  Seite 84



85die Arbeit in den gremien des deutschen städtetages

und die Arbeit der Kommission gleichwertige lebensverhältnisse. in einer
schwerpunktsitzung in wien hat sich das präsidium mit dem bürgermeister
und Vertretern der stadt wien zu den herausforderungen der digitalisierung
und wohnraumpolitik ausgetauscht. 

Als besondere gäste eingeladen waren detlef scheele, Vorstandsvorsitzen-
der der bundesagentur für Arbeit, dr. michael ludwig, bürgermeister der
stadt wien, frau brigitte Jilka, stadtbaudirektorin der stadt wien und frau
ulrike huemer, cio der stadt wien. 

Mitglieder des Präsidiums sind:

oberbürgermeister markus lewe, münster – präsident
oberbürgermeister dr. ulrich maly, nürnberg – Vizepräsident
oberbürgermeisterin barbara bosch, reutlingen – 1. stellvertreterin des
 präsidenten
oberbürgermeisterin charlotte britz, saarbrücken – stellvertreterin des
 präsidenten
oberbürgermeister dr. Kurt gribl, Augsburg – stellvertreter des präsidenten
oberbürgermeister burkhard Jung, leipzig – stellvertreter des präsidenten
oberbürgermeister wolfgang griesert, osnabrück – stellvertreter des
 präsidenten

das präsidium des deutschen städtetages vor dem holstentor (v.l.n.r.): hauptgeschäftsführer

helmut dedy, bürgermeister uwe sternbeck, oberbürgermeister dr. dieter salomon,  ober -

bürgermeisterin Katja wolf, bürgermeister stefan weigler, oberbürgermeister dr. Albrecht

schröter, oberbürgermeister marcel philipp, stellv. hauptgeschäftsführerin Verena göppert,

oberbürgermeister wolfgang griesert, oberbürgermeister dr. ulrich maly,  ober bürgermeister

markus lewe, beigeordneter Klaus hebborn, oberbürgermeister hans wilhelm reiners, ober-

bürgermeister dr. Kurt gribl, oberbürgermeister paul larue, beigeordneter  stefan hahn
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oberbürgermeister fritz Kuhn, stuttgart – stellvertreter des präsidenten
oberbürgermeister frank baranowski, gelsenkirchen
oberbürgermeister ulrich burchardt, Konstanz
oberbürgermeister pit clausen, bielefeld
geschäftsführendes präsidialmitglied, helmut dedy
oberbürgermeister michael ebling, mainz
oberbürgermeister dr. stefan fassbinder, greifswald
oberbürgermeister peter feldmann, frankfurt am main
ständige stellvertreterin des hauptgeschäftsführers Verena göppert
oberbürgermeister Andreas henke, halberstadt
oberbürgermeister dirk hilbert, dresden
oberbürgermeister thomas hunsteger-petermann, hamm
oberbürgermeister dr. ulf Kämpfer, Kiel
oberbürgermeister frank Klingebiel, salzgitter
oberbürgermeister thomas Kufen, essen
oberbürgermeister dr. peter Kurz, mannheim
bürgermeister paul larue, düren
oberbürgermeisterin brigitte merk-erbe, bayreuth
regierender bürgermeister michael müller, berlin
oberbürgermeister ralf oberdorfer, plauen
oberbürgermeister markus pannermayr, straubing
oberbürgermeister Jochen partsch, darmstadt
oberbürgermeister marcel philipp, Aachen
oberbürgermeister hans wilhelm reiners, mönchengladbach
oberbürgermeister dieter reiter, landeshauptstadt münchen
oberbürgermeisterin henriette reker, Köln
oberbürgermeister stefan schostok, hannover
präsident des senats bürgermeister dr. carsten sieling, bremen
bürgermeister uwe sternbeck, neustadt am rübenberge
erster bürgermeister dr. peter tschentscher, präsident des senats, hamburg
bürgermeister stefan weigler, wolgast
oberbürgermeisterin Katja wolf, eisenach
oberbürgermeister prof. dr. eckart würzner, heidelberg
oberbürgermeister norbert zeidler, biberach an der riß

Aus dem Präsidium sind in den Jahren 2017 und 2018 ausgeschieden:

oberbürgermeisterin und präsidentin dr. eva lohse, ludwigshafen am rhein 
oberbürgermeister und stellvertreter der präsidentin, dr. dieter salomon,
freiburg i. b.
oberbürgermeister bertram hilgen, Kassel
bürgermeisterin dagmar püschel, eisenhüttenstadt
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erster bürgermeister olaf scholz, präsident des senats, hamburg
oberbürgermeister dr. Albrecht schröter, Jena
oberbürgermeisterin dr. dietlind tiemann, brandenburg an der havel
oberbürgermeister dr. martin wilke, frankfurt (oder)

Hauptausschuss 

der hauptausschuss tagt dreimal im Jahr auf einladung aus dem Kreis der
hauptausschussmitglieder. 2017 und 2018 fanden die sitzungen in osna-
brück, nürnberg, lübeck, Karlsruhe und zweimal in berlin statt. der haupt-
ausschuss befasste sich im besonderen ebenso wie das präsidium mit den
themen der schaffung von bezahlbarem wohnraum in den städten, der nach-
haltigen mobilität in den städten, der integration von flüchtlingen, der kom-
munalen entlastung und stärkung der investitionsfähigkeit der städte und der
Arbeit der Kommission gleichwertige lebensverhältnisse. darüber hinaus ver-
abschiedet der hauptausschuss den haushalt des deutschen städtetages. 

Als besondere gäste waren anwesend georg fahrenschon, ehemaliger prä-
sident des deutschen sparkassen- und giroverbandes, dr. sandra düsing,
pwc, dr. Alexander dietrich, landeshauptstadt münchen, dr. markus Kerber,
staatssekretär im bundesinnenministerium, senatorin Joanna glogau,
lübeck, christian hochfeld, direktor der Agora Verkehrswende und der prä-
sident des deutschen sparkassen- und giroverbandes, helmut schleweis. 

Mitglieder des Hauptausschusses sind (nach Bundesländern):

Baden-Württemberg

oberbürgermeisterin barbara bosch, reutlingen
oberbürgermeister ulrich burchardt, Konstanz
oberbürgermeister gunter czisch, ulm
oberbürgermeister bernhard lig, heidenheim an der brenz
oberbürgermeister fritz Kuhn, stuttgart
oberbürgermeister dr. peter Kurz, mannheim
oberbürgermeister michael makurath, ditzingen
oberbürgermeister dr. frank mentrup, Karlsruhe
oberbürgermeister dr. frank nopper, backnang
oberbürgermeisterin cornelia petzold-schick, bruchsal
oberbürgermeister hans Jürgen pütsch, rastatt
bürgermeister rainer stolz, stockach
oberbürgermeister dr. bernd Vöhringer, sindelfingen
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oberbürgermeister dr. eckart würzner, heidelberg
oberbürgermeister norbert zeidler, biberach an der riß 

Bayern

erster bürgermeister wolfgang beißmann, pfarrkirchen
erster bürgermeister benedikt bisping, lauf an der pegnitz
oberbürgermeister michael cerny, Amberg
erster bürgermeister Andreas galster, baiersdorf
oberbürgermeister dr. Kurt gribl, Augsburg
erster bürgermeister robert ilg, hersbruck
oberbürgermeister dr. thomas Jung, fürth
oberbürgermeister thomas Kiechle, Kempten (Allgäu)
erster bürgermeister peter Kornell, Volkach
oberbürgermeister dr. ulrich maly, nürnberg
oberbürgermeisterin brigitte merk-erbe, bayreuth
stadträtin sabine nallinger, münchen
stadträtin gabriele neff, münchen
oberbürgermeister markus pannermayr, straubing 
erster bürgermeister Josef pellkofer, dingolfing
oberbürgermeister frank rebhan, neustadt bei coburg
oberbürgermeister dieter reiter, münchen 
oberbürgermeisterin carda seidel, Ansbach
oberbürgermeister Andreas starke, bamberg
oberbürgermeister Joachim wolbergs, regensburg
stadtrat walter zöller, münchen

Berlin

Abgeordnete franziska becker, berlin
bürgermeister dr. Klaus lederer, berlin
reg. bürgermeister michael müller, berlin
bürgermeisterin ramona pop, berlin
Abgeordneter Andreas statzkowski, berlin

Brandenburg

bürgermeisterin dr. uta barkusky, müncheberg
bürgermeister dr. oliver hermann, wittenberge
bürgermeisterin Kerstin hoppe, schwielowsee
oberbürgermeister holger Kelch, cottbus
bürgermeister Jürgen polzehl, schwedt/oder
bürgermeister thomas zenker, großräschen
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Bremen

oberbürgermeister meif grantz, bremerhaven
präsident des senats/ bürgermeister dr. carsten sieling, bremen

Hamburg

senator dr. Andreas dressel, hamburg
präsident des senats/ bürgermeister dr. peter tschentscher, hamburg
präsidentin carola Veit, hamburg

Hessen

bürgermeister uwe becker, frankfurt am main
bürgermeister horst burghardt, friedrichsdorf
direktor dr. Jürgen dieter, hessischer städtetag
oberbürgermeister peter feldmann, frankfurt am main 
oberbürgermeister sven gerich, wiesbaden
oberbürgermeister christian geselle, Kassel
oberbürgermeister Jochen partsch, darmstadt 
bürgermeister rafael reißer, darmstadt
erster stadtrat michael schüßler, rodgau
oberbürgermeister dr. heiko wingenfeld, fulda

Mecklenburg-Vorpommern

oberbürgermeister dr. rico badenschier, schwerin
bürgermeister thomas beyer, wismar
oberbürgermeister dr. stefan fassbinder, greifswald
bürgermeister dirk flörke, parchim 
bürgermeister stefan weigler, wolgast 
oberbürgermeister silvio witt, neubrandenburg

Niedersachsen

oberbürgermeister bernd bornemann, emden
bürgermeister helmut gels, Vechta
oberbürgermeister wolfgang griesert, osnabrück
oberbürgermeister frank Klingebiel, salzgitter
oberbürgermeister ulrich mädge, lüneburg
bürgermeisterin silvia nieber, stade
oberbürgermeister stefan schostok, hannover
bürgermeisterin ramona schumann, pattensen
bürgermeister uwe sternbeck, neustadt am rübenberge

       

geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:56  Seite 89



       90 die Arbeit in den gremien des deutschen städtetages

bürgermeister niels thomsen, stuhr
oberbürgermeister Andreas wagner, wilhelmshaven
bürgermeister André wiese, winsen (luhe)

Nordrhein-Westfalen

bürgermeisterin sabine Anemüller, Viersen
oberbürgermeister frank baranowski, gelsenkirchen
bürgermeister reiner dieter breuer, neuss
oberbürgermeister pit clausen, bielefeld
oberbürgermeister thomas eiskirch, bochum
stadtrat rolf fliß, essen
oberbürgermeister thomas geisel, düsseldorf
bürgermeister Josef heyes, willich
oberbürgermeister thomas hunsteger-petermann, hamm
bürgermeister gerhard Joksch, münster
bürgermeister erkan Kocalar, duisburg
oberbürgermeister thomas Kufen, essen 
bürgermeister paul larue, düren
oberbürgermeister markus lewe, münster
oberbürgermeister sören link, duisburg
oberbürgermeister burkhard mast-weisz, remscheid
oberbürgermeister marcel philipp, Aachen
oberbürgermeister hans wilhelm reiners, mönchengladbach
oberbürgermeisterin henriette reker, Köln 
bürgermeisterin hilde scheidt, Aachen
fraktionsvorsitzender hans-peter schöneweiß, essen
oberbürgermeister ulrich sierau, dortmund
oberbürgermeister Ashok sridharan, bonn
bürgermeister christoph tesche, recklinghausen 

Rheinland-Pfalz

oberbürgermeister michael ebling, mainz 
oberbürgermeister thomas hirsch, landau in der pfalz
oberbürgermeisterin dr. heike Kaster-meurer, bad Kreuznach
oberbürgermeister michael Kissel, worms
oberbürgermeister dr. bernhard matheis, primasens

Saarland

oberbürgermeisterin charlotte britz, saarbrücken
bürgermeisterin Annelie faber-wegener, blieskastel
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oberbürgermeister Jürgen fried, neunkirchen
bürgermeister hermann Josef schmidt, tholey

Sachsen

oberbürgermeister siegfried deinege, görlitz
oberbürgermeisterin dr. pia findeiß, zwickau
bürgermeister thomas hetzel, oberlungwitz
oberbürgermeister dirk hilbert, dresden
oberbürgermeister burkhard Jung, leipzig
oberbürgermeister sven Krüger, freiberg 
oberbürgermeisterin barbara ludwig, chemnitz
oberbürgermeister dr. sven mißbach, großenhain
oberbürgermeister marco müller, riesa
oberbürgermeister ralf oberdorfer, plauen
oberbürgermeister dr. manfred wilde, delitzsch

Sachsen-Anhalt

bürgermeister Andreas dittmann, zerbst/Anhalt
oberbürgermeister Andreas henke, halberstadt 
oberbürgermeister bernward Küper, stadt naumburg
oberbürgermeister peter Kuras, dessau-roßlau
landesgeschäftsführer Jürgen leindecker, städte- und gemeindebund
sachsen-Anhalt
oberbürgermeister dr. lutz trümper, magdeburg
oberbürgermeister dr. bernd wiegand, halle (saale)
oberbürgermeister torsten zugehör, wittenberg 

Schleswig-Holstein

oberbürgermeister dr. ulf Kämpfer, Kiel
oberbürgermeister dr. phil. olaf tauras, neumünster

Thüringen

oberbürgermeister Andreas bausewein, erfurt
bürgermeister thomas spielmann, heilbad heiligenstadt
oberbürgermeisterin Katja wolf, eisenach

Weitere Mitglieder

regionaldirektorin Karola geiß-netthöfel, regionalverband ruhr 
direktor matthias löb, landschaftsverband westfalen-lippe
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direktorin ulrike lubek, landschaftsverband rheinland 
präsident helmut schleweis, deutscher sparkassen- und giroverband 
oberbürgermeister a. d. günther bantzer, ehrenmitglied des deutschen
städtetages 
oberbürgermeister a. d. Josef deimer, ehrenmitglied des deutschen
 städtetages
oberbürgermeisterin a. d. dr. h. c. petra roth, ehrenmitglied des
 deutschen städtetages 
oberbürgermeister a. d. dr. h. c. herbert schmalstieg, ehrenmitglied des
deutschen städtetages 
oberbürgermeister a. d. christian ude, ehrenmitglied des deutschen
städtetages 
regierender bürgermeister a. d. dr. hans-Jochen Vogel, ehrenmitglied des
deutschen städtetages
bürgermeisterin a. d. dr. rosemarie wilcken, ehrenmitglied des deutschen
städtetages

An den sitzungen nehmen mit beratender stimme zudem teil die geschäfts-
führer der mitgliedsverbände, die Vorsitzenden der fachausschüsse und
beigeordnete der hauptgeschäftsstelle.

Aus dem Hauptausschuss ausgeschieden sind im Berichtszeitraum:

geschäftsführer Jochen Allwörden, städteverband schleswig-holstein
Kommissarischer geschäftsstellenleiter bernd Anders, landesgeschäfts-
stelle hamburg
oberbürgermeister heiner bernhard, weinheim 
geschäftsführer Karl-ludwig böttcher, städte- und gemeindebund
 brandenburg
oberbürgermeister patrick burghardt, rüsselsheim
bürgermeister dr. reinhard dettmann, teterow
präsident georg fahrenschon, deutscher sparkassen- und giroverband
beigeordneter dr. helmut fogt
oberbürgermeister dr. gerhard gebauer (verstorben)
oberbürgermeister holm günther, crimmitschau
oberbürgermeisterin dr. Viola hahn, gera
landesbeauftragte für frauen ulrike hauffe, bremen
oberbürgermeister bertram hilgen, Kassel
hauptgeschäftsführer manfred hoffmann, Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände
oberbürgermeister Jann Jakobs, potsdam
stadträtin Anne Janz, Kassel
bürgermeister günter Karen-Jungen, düsseldorf
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stadtdirektor/stadtkämmerer bernd Kuckels, mönchengladbach
staatsrat Jens lattmann, hamburg
oberbürgermeisterin dr. eva lohse, ludwigshafen am rhein
oberbürgermeister Klaus lorig, Völklingen
institutsleiter prof. dr. martin zur nedden, deutsches institut für urbanistik
hauptgeschäftsführer dr. wolfgang neutz, städtetag rheinland-pfalz
bürgermeisterin dagmar püschel, eisenhüttenstadt
oberbürgermeister nikolaus roth, neuwied
oberbürgermeister dr. dieter salomon, freiburg im breisgau
bürgermeister bernd saxe, lübeck
stellv. bürgermeisterin Ariane schmäschke, uelzen 
hauptgeschäftsführer heiger scholz, niedersächsischer städtetag
präsident des senats/bürgermeister olaf scholz, hamburg
oberbürgermeister dr. Albrecht schröter, Jena
stadtdirektor reinhold spaniel, duisburg
oberbürgermeisterin dr. dietlind tiemann, brandenburg
oberbürgermeister dr. martin wilke, frankfurt (oder)
oberbürgermeister dr. Klaus zeh, nordhausen 

Oberbürgermeisterkonferenz der ostdeutschen Städte

       

oberbürgermeisterkonferenz der ostdeutschen städte in rostock am 30. märz 2017 (v.l.n.r.):

untere reihe: oberbürgermeister silvio witt, oberbürgermeister dr. lutz trümper, oberbürger-

meister roland methling, hauptgeschäftsführer helmut dedy, oberbürgermeister peter Kuras;

mittlere reihe: bürgermeister frank Kracht, oberbürgermeister dr. rico badenschier,  ober -

bürger meister ralf  oberdorfer, oberbürgermeister Knut Kreuch, oberbürgermeister dr. Jens

 triebel; oberste reihe: oberbürgermeister dr. martin wilke, oberbürgermeister Jann Jakobs,

ober bürgermeister dr. stefan fassbinder, oberbürgermeister dirk hilbert, oberbürgermeister

 holger Kelch, oberbürgermeister stefan wolf, oberbürgermeister  Alexander Ahrens (foto:

 Joachim Kloock)
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die zweimal jährlich stattfindende oberbürgermeisterkonferenz der ost-
deutschen städte bietet den in der Konferenz vertretenen oberbürger meis-
terinnen und oberbürgermeistern ein forum, um themen aus dem blick-
winkel der ostdeutschen städte zu diskutieren. so tauschen sich die
oberbürgermeisterinnen und oberbürgermeister in den sitzungen der
 Konferenz neben bundespolitischen themen auch stets über themen mit
spezifisch ostdeutschem bezug aus. dazu zählt beispielsweise die förder-
kulisse, die auch in den beiden eingesetzten Kommissionen „wachstum,
strukturwandel und beschäftigung“ und „gleichwertige lebensverhält-
nisse“ thematisiert wird.

im Jahr 2017 fand die Konferenz in rostock und bautzen statt. im Jahr 2018
wurden die mitglieder der Konferenz nach greifswald und dresden eingela-
den.

eintragung ins goldene buch der stadt greifswald anlässlich der sitzung der  oberbürger -

meisterkonferenz der ostdeutschen städte am 15./16. märz 2018 (v.l.n.r.): oberbürgermeister

silvio witt, oberbürgermeister dr. stefan fassbinder, hauptgeschäftsführer helmut dedy,

 bürgermeister frank Kracht, oberbürgermeister roland methling, bürgermeister thomas

beyer, oberbürgermeister Jann Jakobs, oberbürgermeister dr. rico badenschier, vorn

 sitzend: oberbürgermeister Knut Kreuch (foto: stadt greifswald)
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Mitglieder der Oberbürgermeisterkonferenz der ostdeutschen Städte
sind:

oberbürgermeister Alexander Ahrens, bautzen
oberbürgermeister dr. rico badenschier, schwerin
bürgermeister frank balzer, eisenhüttenstadt
oberbürgermeister Andreas bausewein, erfurt
landesgeschäftsführer Axel behrens, berlin
bürgermeister thomas beyer, wismar
oberbürgermeister Kai buchmann, nordhausen
oberbürgermeister dr. stefan fassbinder, greifswald
oberbürgermeisterin dr. pia findeiß, zwickau
oberbürgermeister dirk hilbert, dresden
oberbürgermeister burkhard Jung, leipzig
oberbürgermeister holger Kelch, cottbus
oberbürgermeister peter Kleine, weimar
oberbürgermeister André Knapp, suhl
bürgermeister frank Kracht, sassnitz
oberbürgermeister Knut Kreuch, gotha
prof. dr. carsten Kühl, berlin
oberbürgermeister peter Kuras, dessau-roßlau

oberbürgermeisterkonferenz der ostdeutschen städte am 28. november 2018 in dresden

(v.l.n.r. und von unten nach oben): oberbürgermeister holger Kelch, oberbürgermeister Julian

Vonarb,  oberbürger meister silvio witt, bürgermeister frank Kracht, oberbürgermeister torsten

zugehör,  ober bürgermeister Alexander Ahrens, oberbürgermeister burkhard Jung,  ober -

bürgermeister dr. stefan fassbinder, oberbürgermeister Knut Kreuch, stellv. hauptgeschäfts-

führerin Verena göppert; hauptgeschäftsführer helmut dedy, oberbürgermeister dr. thomas

nitzsche, oberbürgermeister stefan skora, oberbürgermeister rené wilke, bürgermeister

thomas beyer, oberbürgermeister dirk hilbert (foto: stadt dresden)
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oberbürgermeisterin barbara ludwig, chemnitz
oberbürgermeister roland methling, rostock
oberbürgermeister dr. thomas nitzsche, Jena
oberbürgermeister ralf oberdorfer, plauen
oberbürgermeister steffen scheller, brandenburg an der havel
oberbürgermeister mike schubert, potsdam
oberbürgermeister stefan skora, hoyerswerda
oberbürgermeister dr. lutz trümper, magdeburg
oberbürgermeister Julian Vonarb, gera
oberbürgermeister dr. bernd wiegand, halle (saale)
oberbürgermeister rené wilke, frankfurt (oder)
oberbürgermeister silvio witt, neubrandenburg
oberbürgermeisterin Katja wolf, eisenach
oberbürgermeister torsten zugehör, lutherstadt wittenberg

Ausschuss für mittlere Städte des Deutschen Städtetages

der Ausschuss für mittlere städte des deutschen städtetages versammelt
die bürgermeisterinnen und bürgermeister der kleinen und mittleren städte.
die sicht der kleineren und mittleren städte auf bundespolitische themen
spielt in den sitzungen eine rolle und sorgt dafür, dass die positionierung
des deutschen städtetages auf breiter ebene stattfindet.

der Ausschuss kommt zweimal jährlich zusammen. in der sitzung des Aus-
schusses im september 2018 in pirna wurde der langjährige Vorsitzende dr.
reinhard dettmann, teterow, verabschiedet, ebenso wie der stellvertretende
Vorsitzende hansjörg eger aus speyer. zum neuen Vorsitzenden wurde bür-

stabwechsel beim städtetagsausschuss

für mittlere städte: der langjährige  

Vor sitzende dr. reinhard dettmann

(28 Jahre bürgermeister v. teterow, l.)

übergibt an bürgermeister paul larue aus

düren. der hauptgeschäftsführer des

deutschen städtetages helmut dedy

dankte und gratulierte bei der  Ausschuss -

sitzung in pirna. (foto: frauke Janßen)
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germeister paul larue aus düren gewählt. zum stellvertretenden Vorsitzen-
den wurde oberbürgermeister rolf schmidt, Annaberg-buchholz, gewählt.
in den Jahren 2017 und 2018 trafen sich die mitglieder auf einladung der
bürgermeister der Ausrichterstädte in wernigerode, neustadt an der wein-
straße, Annaberg-buchholz und pirna.

neben den zentralen themen wie integration, bildung und finanzen hat der
Ausschuss verschiedene themen aus der perspektive kleiner und mittlerer
städte beleuchtet. zu den themen zählten e-mobilität, wirkung von online-
handel auf innenstädte sowie digitalisierung.

Mitglieder des Ausschuss für mittlere Städte sind:

bürgermeister franz-Josef berg, dillingen
oberbürgermeister bernd bornemann, emden
bürgermeister michael brychcy, waltershausen
oberbürgermeister hermann faul, nördlingen
oberbürgermeister peter gaffert, wernigerode
bürgermeister Andreas grund, neustrelitz
oberbürgermeister Klaus-peter hanke, pirna
oberbürgermeister martin hebich, frankenthal

sitzung des Ausschusses für mittlere städte am 7. september 2018 in pirna. (v.l.n.r.): 

oberbürgermeister rüdiger schneidewind, bürgermeister paul larue, oberbürgermeister

 hermann faul, stellv. hauptgeschäftsführerin Verena göppert, oberbürgermeister Jörg lutz,

bürgermeister Jürgen polzehl, oberbürgermeister peter gaffert, oberbürgermeister Klaus-

peter hanke, hauptgeschäftsführer helmut dedy, bürgermeister dr. reinhard dettmann, ober-

bürgermeister rolf schmidt, bürgermeister michael brychcy, erster bürgermeister thomas

zwingel, erster bürgermeister dr. Alexander legler, oberbürgermeister hansjörg eger, ober-

bürgermeister Andreas Kretschmar, oberbürgermeister martin hebich (foto: frauke Janßen)
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oberbürgermeister Achim hütten, Andernach
bürgermeister dr. michael Koch, demmin
bürgermeister frank Kracht, sassnitz
oberbürgermeister Andreas Kretschmar, oschatz
oberbürgermeister dieter Krone, lingen (ems)
bürgermeister paul larue, düren
erster bürgermeister dr. Alexander legler, Alzenau
oberbürgermeister Jörg lutz, lörrach
oberbürgermeister Andreas michelmann, Aschersleben
oberbürgermeister Armin neudert, donauwörth
bürgermeister thomas pink, wolfenbüttel
bürgermeister Jürgen polzehl, schwedt/oder
oberbürgermeister rolf schmidt, Annaberg-buchholz
oberbürgermeister rüdiger schneidewind, homburg
bürgermeister henning schulz, gütersloh
bürgermeister stefan schwenk, hünfeld
bürgermeisterin gisela stang, hofheim am taunus
bürgermeister rainer stolz, stockach
bürgermeister prof. dr. lothar ungerer, meerane
bürgermeister christian wagner, nettetal
erster bürgermeister christian wilhelm, sonthofen
oberbürgermeisterin Katja wolf, eisenach
oberbürgermeister Jürgen zieger, esslingen
bürgermeister dieter zimmer, dreieich
erster bürgermeister thomas zwingel, zirndorf
bürgermeister helge zychlinski, wedemark

geschaeftsbericht_2019/5.qxp_4c  20.05.19  16:56  Seite 98



99Veränderungen in der hauptgeschäftsstelle

zur neuen beigeordneten für recht und Verwaltung wurde im berichtszeit-
raum frau dr. uda bastians-osthaus gewählt. zur referentin gewählt wurde
frau dr. hanna sommer. 

neue Verwaltungsleiterin ist frau birgitt geßner. frau lina furch ist die neue
leiterin der Abteilung europa und Ausland/geschäftsstelle des rgre.

Aus dem dienst des deutschen städtetages ausgeschieden und in den
ruhestand verabschiedet worden sind herr beigeordneter dr. helmut fogt,
herr raimund bartella und herr otto huter. herr walter leitermann ist in die
freizeitphase der Altersteilzeit eingetreten.

herr martin schenkelberg hat außerhalb des Verbandes eine neue Aufgabe
übernommen. 

ein geschäftsverteilungsplan der hauptgeschäftsstelle liegt dem geschäfts-
bericht bei.

       

Veränderungen in der Hauptgeschäftsstelle
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197 städte sind unmittelbare mitglieder des deutschen städtetages, darun-
ter 107 kreisfreie städte sowie 90 kreisangehörige städte. Außerdem besit-
zen 3.195 städte und gemeinden die mittelbare mitgliedschaft beim deut-
schen städtetag.

damit repräsentiert der deutsche städtetag 3.392 städte und gemeinden
mit zusammen fast 52 millionen einwohnern. 

darüber hinaus gehören dem deutschen städtetag dreizehn höhere Kom-
munalverbände, regionalverbände und fachverbände als außerordentliche
mitglieder an.

ein Verzeichnis der mitglieder enthält die Anlage.

Mitglieder und Organisationsstruktur
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Deutscher Städtetag
3.392 Mitgliedsstädte
mit nahezu 52 Millionen einwohnern

Mitglieder

Organe

Hauptversammlung

610 delegierte, von den unmittelbaren mitgliedsstädten, von den mitgliedsverbänden aus 
dem bereich der mittelbaren mitgliedsstädte und von den außerordentlichen mitgliedern entsandt. 
ferner sind die  mitglieder des hauptausschusses und des präsidiums stimmberechtigt. 
tagt alle zwei Jahre unter Vorsitz der präsidentin/des  präsidenten.

197 unmittelbare Mitgliedsstädte

darunter
- 107 kreisfreie städte (einschließlich stadtstaaten)
- 90 kreisangehörige städte

3.195 mittelbare Mitgliedsstädte

dreizehn außerordentliche Mitglieder:
höhere Kommunalverbände, regionalverbände,
fachverbände

Die Mitgliedsstädte gehören einem der
folgenden 16 Mitgliedsverbände an:

städtetag baden-württemberg
bayerischer städtetag
landesgeschäftsstelle berlin
städte- und gemeindebund brandenburg
landesverband bremen
landesgeschäftsstelle hamburg
hessischer städtetag
städte- und gemeindetag mecklenburg-Vorpommern
niedersächsischer städtetag
städtetag nordrhein-westfalen
städtetag rheinland-pfalz
saarländischer städte- und gemeindetag
sächsischer städte- und gemeindetag
städte- und gemeindebund sachsen-Anhalt
städtetag schleswig-holstein
gemeinde- und städtebund thüringen

Präsident/in

Auf zwei Jahre von der hauptversammlung aus der mitte des präsidiums gewählt.

Hauptgeschäftsführer/in

Auf zwei Jahre von der hauptversammlung aus der mitte des präsidiums gewählt.

Hauptausschuss

rund 135 mitglieder,
von den landesverbänden entsandt und vom
hauptausschuss zugewählt.

tagt dreimal jährlich unter Vorsitz der präsidentin
des präsidenten.

Präsidium

41 mitglieder,
vom hauptausschuss gewählt.

tagt fünfmal jährlich unter Vorsitz der präsidentin/
des präsidenten.

Hauptgeschäftsstelle

finanzen
bildung, Kultur, sport und gleichstellung
Arbeit, Jugend, gesundheit und soziales
stadtentwicklung, bauen, wohnen und Verkehr
umwelt, wirtschaft, brand- und Katastrophenschutz
recht und Verwaltung
presse- und öffentlichkeitsarbeit

Fachausschüsse

finanzen
schule und bildung
Kultur
sport
soziales, Jugend und familie
frauen- und gleichstellungsangelegenheiten
bau und Verkehr
umwelt
wirtschaft und europ. binnenmarkt
recht und Verfassung
gesundheit
personal und organisation
presse
Ausschuss für mittlere städte
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Aufgaben

Als größtes stadtforschungsinstitut deutschlands unterstützt das difu Kommu-
nen durch forschung, fortbildung, informationsdienste und beratung. 1973 als
gemeinschaftseinrichtung der deutschen städte gegründet, orientiert sich das
institut eng am bedarf der Kommunen: Als thinktank der städte achtet das difu
besonders auf praxisbezug und interdisziplinarität. im sinne der transparenz
veröffentlicht das institut seine Arbeitsergebnisse gedruckt bzw. online. einen
wichtigen raum nehmen auch die fortbildung von fach- und führungskräften
der Kommunen sowie der durch das difu moderierte erfahrungsaustausch ein.
durch zielgruppenorientierte presse- und öffentlichkeitsarbeit sorgt das difu für
den wissenstransfer in fachcommunities, medien und allgemeiner öffentlichkeit. 

Rechtsform, Finanzierung, Auftraggeber

das difu ist eine gemeinnützige gmbh, deren alleiniger gesellschafter der Ver-
ein für Kommunalwissenschaften (VfK) ist. der gesamtetat des instituts
umfasste im Jahr 2017 rund 12,5 millionen euro. die wichtige grundfinanzierung
des instituts erbrachten mit 16 prozent die difu-zuwender sowie mit je fünf pro-
zent der bund und das (sitz-)land berlin. den großteil seines etats – 74 prozent
– erwirtschaftete das difu im Jahr 2017 durch seine fortbildungsangebote, den
Verkauf von Veröffentlichungen sowie vor allem durch die bearbeitung von for-
schungsprojekten, die durch bundes- und landesministerien, stiftungen, Ver-
bände, aber auch einzelne oder mehrere städte finanziert wurden. wichtige Auf-
trag- bzw. zuwendungsgeber sind hierbei insbesondere: bundesministerium des
innern, für bau und heimat (bmi), bundesministerium für umwelt, naturschutz
und nukleare sicherheit (bmu), bundesministerium für Verkehr und digitale infra-
struktur (bmVi), bundesamt für bauwesen und raumordnung (bbsr), umwelt-
bundesamt (ubA), bundesministerium für bildung und forschung (bmbf), bun-
desministerium für familie, senioren, frauen und Jugend (bmfsfJ),
bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (bzgA) sowie das land berlin.

Zuwender

mehr als 100 städte, Kommunalverbände und planungsgemeinschaften för-
dern das difu als „zuwender“ und nutzen damit ein erweitertes leistungsan-

Deutsches Institut für Urbanistik (Difu)
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gebot des instituts. sie tragen durch die übermittlung eigener fragestellun-
gen und Anregungen auch dazu bei, dass sich die Arbeit des instituts stets
eng am kommunalen bedarf orientiert. 

Arbeitsschwerpunkte

die Arbeitsgebiete des difu korrespondieren mit den zentralen für Kommunen
wichtigen themen: stadtentwicklung, recht und soziales, infrastruktur und
sicherheit, wirtschaft und finanzen, mobilität, Kommunaler umweltschutz. 

nachfolgend ist eine Auswahl der im berichtszeitraum 2017/2018 bearbeite-
ten themen dargestellt. eine vollständige übersicht sowie aktuelle infos über
die difu-Aktivitäten sind auf der website www.difu.de sowie auf dem öffent-
lichen social-media-Auftritt www.facebook.com/difu.de zu finden. 

Stadtentwicklung, Recht und Soziales

die bevölkerungsentwicklung hat sich in vielen städten gravierend verändert,
immobilienpreise und mieten sind massiv gestiegen. die Versorgung mit
wohnraum für bevölkerungsgruppen mit niedrigem und sogar mittlerem ein-
kommen ist in wachstumsregionen zu einer zentralen herausforderung
geworden. bereits sehr früh wies das difu auf die notwendigkeit einer neu-
ausrichtung der bodenpolitik in den Kommunen – und rahmensetzend auf
bundes- und landesebene – hin. gemeinsam mit dem bundesverband für
wohnen und stadtentwicklung e.V. (vhw) legte das institut im herbst 2017 die
„bodenpolitische Agenda“ vor. einzelaspekte, unter anderem zur konkreten
Ausgestaltung auf kommunaler ebene, wurden und werden in verschiedenen
projekten vertieft. der soziale zusammenhalt ist in den städten – auch mit
blick auf die debatte über zuwanderung und integration sowie wachsende
individualisierung – eine gesamtgesellschaftliche herausforderung, der sich
das difu in den letzten Jahren in verschiedenen projekten stellte. ein beispiel
ist der im Auftrag des bundesministeriums des innern, für bau und heimat
(bmi) durchgeführte ideenwettbewerb „zusammenleben hand in hand –
Kommunen gestalten“. Auch fragen der integration von zuwanderern, der
gentrifizierung, der gesundheitsförderung durch präventive maßnahmen vor
ort sowie der umweltgerechtigkeit spielten im berichtszeitraum eine wichtige
rolle in der Arbeit des difu. Adäquate modelle der öffentlichkeitsbeteiligung
sind in zeiten einer zunehmend kritischen bürgerschaft weiterhin gegenstand
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einer reihe von forschungsvorhaben. dabei geht es um die realisierbarkeit
wichtiger planungsvorhaben sowie die entwicklung einer angemessenen
beteiligungskultur. mit der erstellung des „baukulturberichts 2018/19“ und
der evaluierung des bund-länder-städtebauförderungsprogramms „städte-
baulicher denkmalschutz“ setzte das difu weitere wichtige Akzente. seine
Kompetenz im bereich des städtebaurechts brachte es unter anderem mit
einem planspiel zur aktuellen gesetzgebung sowie durch Vorschläge zur wei-
terentwicklung des städtebaurechtlichen instrumentariums ein.

Infrastruktur und Sicherheit

die transformation der urbanen infrastruktur und viele weitere für die
zukunftsfähige stadtentwicklung wichtige Aspekte gehören seit Jahren zu
den Arbeitsschwerpunkten des difu. so engagiert sich das institut in der
begleitforschung zum thema zukunftsstadt und entwickelt evaluations- und
monitoring-systeme zur bewertung der mittel- und langfristigen wirkung
verschiedener maßnahmen. in der transformationsforschung ist das difu
konzeptionell tätig und untersucht zudem umbauoptionen z. b. dort, wo
kommunale wasserinfrastrukturen an den Klimawandel angepasst werden.
einen weiteren schwerpunkt bildet das thema digitalisierung: hier begleitet
das institut in verschiedenen projekten den Ausbau von  mobilfunk -
infrastrukturen oder analysiert räumliche beziehungsweise umweltbezogene
wirkungen von smart city-strategien. im themenfeld „urbane sicherheit“
forschte das difu zu sicherheit im wohnumfeld und im zusammenhang mit
Vielfalt in Kommunen. difu-Veranstaltungsangebote – beispielsweise zu
frühwarnsystemen für mehr sicherheit und zu städtebaulicher Kriminalprä-
vention – stießen auf großes interesse. zur technisierung von sicherheit, zu
kooperativen Ansätzen für sichere städte sowie zum erhalt und zur schaf-
fung sicherer und lebendiger Quartiere wurden publikationen veröffentlicht.

Wirtschaft und Finanzen

das difu beschäftigt sich bereits seit Jahrzenten mit der investitionsbedarfs-
schätzung der Kommunen. hierbei steht in jüngerer zeit die langfristige
finanzierung und tragfähigkeit städtischer transformation im fokus. hier
werden beispielsweise entsprechende szenarien für den künftigen  investi -
tionsbedarf samt möglicher finanzierung entwickelt. dabei geht es auch um
koproduktive möglichkeiten, die sich im Kontext des digitalen wandels
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anbieten, um leistungen der öffentlichen daseinsvorsorge auch künftig
sicherstellen zu können. im bereich der kommunalen wirtschaftsförderung
hat das thema der urbanen produktion als form der produktion im inner-
städtischen raum an relevanz gewonnen. das difu analysiert unter anderem
potenziale im rahmen der wirtschaftsförderung. zudem unterstützt das
institut verschiedene städte bei der weiterentwicklung von gewerbe- und
wirtschaftsförderungskonzepten.

Mobilität

in den Jahren 2017/18 waren zukunftsszenarien der urbanen mobilität ein
wichtiges forschungsthema. da die in vielen kommunalen luftreinhalteplä-
nen fixierten maßnahmen nicht ausreichen, um die gesetzlich verankerten
schadstoffgrenzwerte für stickoxide einzuhalten, verpflichten gerichte
immer mehr städte zu fahrverboten. um internationale Klimaschutzziele zu
erreichen, stehen die dekarbonisierung des Verkehrs durch umstellung von
Kraftfahrzeugen mit Verbrennungsmotor auf elektromobilität sowie die för-
derung des radverkehrs auf der tagesordnung. im Kontext von Verkehrs-
wende und digitalisierung stehen die Kommunen vor der integration auto-
matisierter fahrzeuge und neuer Verkehrsdienstleistungen. mit industrie-
und forschungspartnern untersucht das difu in hamburg und münchen, wie
„mobility as a service“ und bestehende Verkehrsangebote in den öffentli-
chen raum integriert und beispielsweise durch mobilitätsstationen vernetzt
werden können. Auch die stärkung der mobilität im nahbereich – zu fuß und
per fahrrad – wurde durch die fortführung der „fahrradakademie“ sowie
den entwurf einer nationalen fußverkehrsstrategie verfolgt. das difu befasst
sich in mehreren Vorhaben mit der parkraumpolitik als instrument gegen Ver-
kehrsbelastungen und das zuparken des öffentlichen raums. Auch ange-
sichts der bislang geringen effekte neuer mobilitätsdienstleistungen gelten
mehrere Vorhaben der stärkung des klassischen öffentlichen Verkehrs als
rückgrat städtischer mobilität.

Kommunaler Umweltschutz

Kommunaler umweltschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die sich in immer
mehr kommunalen handlungsfeldern niederschlägt. neben planungs- und
ordnungsaufgaben geht es zunehmend um langfristig orientierte strategien
im sinne von nachhaltigkeit und prävention. eine gute Kommunikation und
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Kooperation zwischen allen beteiligten fördert die umsetzungsrate von maß-
nahmen. die palette relevanter themenbereiche der difu-Aktivitäten ist breit
gefächert: Klimaschutz, Anpassung an die folgen des Klimawandels, res-
sourceneffizienz, flächenmanagement, energiemanagement, beschaffung,
grün in der stadt, lärmschutz. in den aktuellen fokus sind insbesondere die
themen immissionsschutz und überflutungsvorsorge gerückt. im bereich
Kommunaler umweltschutz unterstützt das difu die Kommunen neben den
forschungsprojekten vor allem durch praxisorientierte Arbeitshilfen, bera-
tungsangebote, fortbildungen und wettbewerbe. 

Fortbildung

der bereich fortbildung des instituts bot 2017/2018 neben einigen großen
tagungen eine Vielzahl von seminaren in berlin und außerhalb an. das the-
menspektrum war wie immer breit und reichte von umwelt über baukultur bis
zu schul- und sportpolitik, von wohnen und integrierter stadtteilentwicklung
bis wirtschaft, von mobilität bis partizipation. im rahmen von difu-projekten
fand darüber hinaus eine Vielzahl spezifischer Veranstaltungen und fortbil-
dungen zu den themen radverkehr, kommunaler Klimaschutz sowie Kinder-
und Jugendhilfe statt. die interessierte (fach-)öffentlichkeit nutzte zudem die
möglichkeit, die öffentlichen „difu-dialoge zur zukunft der städte“ in berlin zu
besuchen. die zusammenarbeit mit dem dst wurde auch über die gemein-
same Vorbereitung und durchführung von Veranstaltungen intensiviert. 

Wissensmanagement

der servicebereich wissensmanagement unterstützt den interkommunalen
erfahrungsaustausch und den transfer von forschungsergebnissen in die
kommunale praxis. ein wichtiges element sind dabei die beiden difu-daten-
banken orlis (kommunale literatur) und kommdemos (umfragen aus
Kommunen) sowie internetangebote. die difu-homepage sowie viele pro-
jektspezifische websites informieren über die laufende Arbeit des instituts.
im difu-extranet können difu-zuwender kostenfrei exklusive informationen
wie difu-seminarberichte, präsentationen und Vorträge herunterladen, in
datenbanken recherchieren und direkt auf über 14.000 kommunale online-
Volltexte zugreifen.
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Anlage A

Die 197 unmittelbaren Mitgliedsstädte des Deutschen Städtetages

(stand: mai 2019; einwohnerzahl stand: 31.12.2017)

1. Baden-Württemberg

Aalen 67.849
baden-baden 54.718
biberach an der riß 32.801
esslingen am neckar 93.004
freiburg im breisgau 229.636
friedrichshafen 60.088
heidelberg 160.601
heidenheim an der brenz 49.297
heilbronn 125.113
Karlsruhe 311.919
Konstanz 84.441
lörrach 49.213
ludwigsburg 93.593
mannheim 307.997
nürtingen 41.017
offenburg 59.060
pforzheim 124.289
reutlingen 115.762
schwäbisch gmünd 60.914
sindelfingen 64.599
stuttgart 632.743
tübingen 89.447
ulm 125.596
Villingen-schwenningen 84.557

zusammen: 3.118.254

2. Bayern

Amberg 42.248
Ansbach 41.652
Aschaffenburg 69.928
Augsburg 292.851
bad reichenhall 17.951
bamberg 77.179
bayreuth 73.999
coburg 41.236
erlangen 110.998
fürth 126.526
gräfelfing 13.803
hof 45.950
ingolstadt 135.244
Kaufbeuren 43.478
Kempten (Allgäu) 68.330
landsberg am lech 28.865
landshut 71.193
lindau (bodensee) 25.253
memmingen 43.470
münchen 1.456.039
neustadt b.coburg 15.239
neu-ulm 57.727
nürnberg 515.201
passau 51.781
regensburg 150.894
rosenheim 63.080
schwabach 40.781
schweinfurt 53.437
straubing 47.586
weiden i.d.opf. 42.543
würzburg 126.635

zusammen: 3.991.097
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3. Berlin

berlin 3.613.495

4. Brandenburg

brandenburg an der havel 71.886
cottbus 101.036
eberswalde 40.223
eisenhüttenstadt 25.057
erkner 11.818
falkensee 43.552
finsterwalde 16.409
forst (lausitz) 18.353
frankfurt (oder) 58.237
hennigsdorf 26.369
neuenhagen bei berlin 17.986
neuruppin 30.889
potsdam 175.710
schwedt/oder 30.075
teltow 25.761
Velten 11.838

zusammen: 705.199

5. Bremen

bremen 568.006
bremerhaven 113.026

zusammen: 579.844

6. Hamburg

hamburg 1.830.584

7. Hessen

darmstadt 158.254
frankfurt am main 746.878
fulda 67.973
gießen 87.343
hanau 96.130
Kassel 200.736
marburg 76.226
offenbach am main 126.658
wiesbaden 278.654

zusammen: 1.838.852

8. Mecklenburg-Vorpommern

greifswald 58.886
neubrandenburg 64.259
rostock 208.409
sassnitz 9.435
schwerin 95.797
teterow 8.508
wismar 42.906
wolgast 12.084

zusammen: 500.284
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9. Niedersachsen

braunschweig 248.023
celle 69.706
delmenhorst 77.521
emden 50.607
goslar 51.128
göttingen 119.529
hameln 57.228
hannover 535.061
hildesheim 101.744
lüneburg 75.192
neustadt am rübenberge 43.964
oldenburg (oldenburg) 167.081
osnabrück 164.374
salzgitter 104.548
wilhelmshaven 76.316
wolfsburg 123.914

zusammen: 2.065.936

10. Nordrhein-Westfalen

Aachen 246.272
bielefeld 332.552
bocholt 71.036
bochum 365.529
bonn 325.490
bottrop 117.364
castrop-rauxel 73.989
dortmund 586.600
duisburg 498.110
düren 90.502
düsseldorf 617.280
essen 583.393
gelsenkirchen 260.305
gladbeck 75.689
gütersloh 99.315
hagen 187.730
hamm 179.185
herford 66.923

herne 156.490
iserlohn 92.928
Köln 1.080.394
Krefeld 226.699
leverkusen 163.577
mönchengladbach 262.188
mülheim an der ruhr 171.265
münster 313.559
neuss 153.810
oberhausen 211.422
recklinghausen 113.360
remscheid 110.584
siegen 102.337
solingen 158.803
Viersen 76.586
witten 96.565
wuppertal 353.590

zusammen: 8.621.421

11. Rheinland-Pfalz

bad Kreuznach 50.484
frankenthal (pfalz) 48.417
Kaiserslautern 99.684
Koblenz 113.844
landau in der pfalz 46.292
ludwigshafen am rhein 168.497
mainz 215.110
neustadt an der weinstraße

53.353
neuwied 64.661
pirmasens 40.632
speyer 50.931
trier 110.013
worms 83.081
zweibrücken 34.270

zusammen: 1.179.269
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12. Saarland

saarbrücken 180.966

13. Sachsen

Annaberg-buchholz 20.000
Auerbach/Vogtl. 18.562
bautzen 39.429
chemnitz 246.855
delitzsch 24.794
dresden 551.072
freiberg 41.496
glauchau 22.718
hoyerswerda 33.116
Kamenz 14.750
leipzig 581.980
limbach-oberfrohna 24.066
pirna 38.276
plauen 65.148
riesa 30.392
taucha 15.543
zwickau 90.192

zusammen: 1.858.389

14. Sachsen-Anhalt

dessau-roßlau 82.111
halberstadt 40.871
halle (saale) 239.173
magdeburg 238.478
merseburg 34.197
Quedlinburg 24.216
stendal 39.822
wittenberg 46.272

zusammen: 745.140

15. Schleswig-Holstein

flensburg 88.519
Kiel 247.943
lübeck 216.318
neumünster 79.335

zusammen: 632.115

16. Thüringen

eisenach 42.710
erfurt 212.988
gera 94.859
gotha 45.589
Jena 111.099
leinefelde-worbis 18.457
mühlhausen/thüringen 33.127
nordhausen 42.014
suhl 35.166
weimar 64.426

zusammen: 700.435

Einwohner unmittelbare 

Mitgliedsstädte

insgesamt 32.262.468
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Mittelbare Mitgliedsstädte/-gemeinden des Deutschen Städtetages

neben den unmittelbaren mitgliedsstädten gehörten dem deutschen
 städtetag über seine mitgliedsverbände an:

städtetag baden-württemberg
bayerischer städtetag
städte- und gemeindebund brandenburg
hessischer städtetag 
städte- und gemeindetag 
mecklenburg-Vorpommern
niedersächsischer städtetag
städtetag nordrhein-westfalen
städtetag rheinland-pfalz
saarländischer städte- und gemeindetag
sächsischer städte- und gemeindetag
städte- und gemeindebund sachsen-Anhalt
städte- und gemeindebund thüringen

insgesamt

112 Anlage A: Verzeichnis der mitglieder

Städte

Gemeinden

31.12.2017

164
255
397
67

694
112

5
17
50

399
202
833

3.195

Einwohner

am

21.12.2017

3.456.606
3.439.537
1.786.144
1.569.489

1.083.426
2.413.269

331.731
298.636
773.845

2.212.013
1.468.147
1.448.078

20.280.921
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Außerordentliche Mitglieder des Deutschen Städtetages

Kommunalverband für Jugend und soziales baden-württemberg,
lindenspürstr. 39, 70176 stuttgart

landeswohlfahrtsverband hessen, ständeplatz 6-10, 34117 Kassel

landschaftsverband rheinland, Kennedy-ufer 2, 50679 Köln

landschaftsverband westfalen-lippe,
freiherr-vom-stein-platz 1, 48147 münster

regionalverband frankfurtrheinmain, poststraße 16,
60329 frankfurt am main

regionalverband ruhr, Kronprinzenstraße 35, 45128 essen

rheinische Versorgungskassen, rheinlandhaus, mindener str. 2,
50679 Köln

region hannover, hildesheimer str. 20, 30169 hannover

städteregion Aachen, zollernstraße 10, 52070 Aachen

Verband region stuttgart, Kronenstraße 25, 70174 stuttgart

Verband region rhein neckar, p7 20–21, 68161 mannheim

Verkehrsverbund rhein-ruhr Aör, Augustastraße 1, 45879 gelsenkirchen

zweckverband großraum braunschweig, frankfurter straße 2,
38122 braunschweig
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Mitgliedsverbände des Deutschen Städtetages

Städtetag Baden-Württemberg 

Königstraße 2, 70173 stuttgart
präsident: oberbürgermeister dr. peter Kurz, mannheim
geschäftsf. Vorstandsmitglied: oberbürgermeisterin a. d. gudrun heute-bluhm
tel. 0711/22921-0
fax: 0711/22921-27
e-mail: post@staedtetag-bw.de
internet: www.staedtetag-bw.de

Bayerischer Städtetag 

prannerstraße 7, 80333 münchen
Vorsitzender: oberbürgermeister Kurt gribl, Augsburg
geschäftsf. Vorstandsmitglied: bernd buckenhofer
tel. 089/290087-0
fax: 089/290087-70
e-mail: post@bay-staedtetag.de 
internet: www.bay-staedtetag.de

Deutscher Städtetag – Landesgeschäftsstelle Berlin 

senatskanzlei, berliner rathaus, 10178 berlin
landesgeschäftsführer: Axel behrens
tel. 030/9026-2342
fax: 030/9026-2327
e-mail: axel.behrens@senatskanzlei.berlin.de

Städte- und Gemeindebund Brandenburg 

stephensonstraße 4, 14482 potsdam
präsident: bürgermeister oliver hermann, wittenberge
geschäftsführer: Jens graf
tel.: 0331/74351-0
fax: 0331/74351-33
e-mail: mail@stgb-brandenburg.de
internet: www.stgb-brandenburg.de

Anlage B
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Deutscher Städtetag – Landesverband Bremen 

senatskanzlei/rathaus, Am markt 21, 28195 bremen
landesgeschäftsführerin: insa sommer
tel.: 0421/361-6737
fax: 0421/496-6737
e-mail: dst@sk.bremen.de

Deutscher Städtetag – Landesgeschäftsstelle Hamburg 

finanzbehörde
gänsemarkt 36, 20354 hamburg
geschäftsführer: daniel singh
tel.: 040/42823-1602
fax: 040/42823-2276
e-mail: staedtetag@fb.hamburg.de

Hessischer Städtetag 

frankfurter str. 2, 65189 wiesbaden
präsident: bürgermeister uwe becker, frankfurt am main
geschäftsführender direktor: stephan gieseler
tel.: 0611/1702-0
fax: 0611/1702-17
e-mail: posteingang@hess-staedtetag.de
internet: www.hess-staedtetag.de

Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

bertha-von-suttner-str. 5, 19061 schwerin
Vorsitzender: bürgermeister dr. reinhard dettmann, teterow
geschäftsführendes Vorstandsmitglied: Andreas wellmann
tel. 0385/3031-210
fax: 0385/3031-244
e-mail: sgt@stgt-mv.de
internet: www.stgt-mv.de

Niedersächsischer Städtetag

prinzenstraße 17, 30159 hannover
präsident: oberbürgermeister ulrich mädge, lüneburg
hauptgeschäftsführer: dr. Jan Arning
tel.: 0511/36894-0
fax: 0511/36894-30
e-mail: post@nst.de
internet: www.nst.de
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Städtetag Nordrhein-Westfalen

gereonstraße 18-32, 50670 Köln
Vorsitzender: oberbürgermeister pit clausen, bielefeld
geschäftsführendes Vorstandsmitglied: helmut dedy
tel.: 0221/3771-0
fax: 0221/3771-128
e-mail: post@staedtetag-nrw.de
internet: www.staedtetag-nrw.de

Städtetag Rheinland-Pfalz

deutschhausplatz 1, 55116 mainz
Vorsitzender: oberbürgermeister dr. bernhard matheis, pirmasens
geschäftsführende direktoren: michael mätzig und fabian Kirsch
tel.: 06131/28644-0
fax: 06131/2864 4-80
e-mail: info@staedtetag-rlp.de
internet: www.staedtetag-rlp.de

Saarländischer Städte- und Gemeindetag

talstr. 9, 66119 saarbrücken
präsident: oberbürgermeister Jürgen fried, Kreisstadt neunkirchen
geschäftsführendes Vorstandsmitglied: barbara beckmann-roh
tel.: 0681/92643-0
fax: 0681/92643-15
e-mail: mail@ssgt.de
internet: www.ssgt.de

Sächsischer Städte- und Gemeindetag

glacisstraße 3, 01099 dresden
präsident: oberbürgermeister stefan skora, hoyerswerda
geschäftsführer: mischa woitscheck
tel.: 0351/8192-0
fax: 0351/8192-222
e-mail: post@ssg-sachsen.de
internet: www.ssg-sachsen.de
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Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt

sternstraße 3, 39104 magdeburg
präsident: oberbürgermeister dr. lutz trümper, magdeburg
landesgeschäftsführer: Jürgen leindecker
tel.: 0391/5924-300
fax: 0391/5924-444
e-mail: post@sgsa.info
internet: www.kommunales-sachsen-anhalt.de

Städteverband Schleswig-Holstein

reventlouallee 6, 24105 Kiel
Vorsitzender: oberbürgermeister dr. olaf tauras, neumünster
geschäftsführendes Vorstandsmitglied: marc ziertmann
tel.: 0431/570050-30
fax: 0431/570050-35
e-mail: info@staedteverband-sh.de
internet: www.staedteverband-sh.de

Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V. 

richard-breslau-str. 14, 99094 erfurt
präsident: bürgermeister michael brychcy, waltershausen
geschäftsführendes Vorstandsmitglied: ralf rusch
tel.: 0361/22050-0
fax: 0361/22050-50
e-mail: info@gstb-thueringen.de
internet: www.gstb-thueringen.de
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Fachausschüsse und ihre Vorsitzenden und Stellv. Vorsitzenden
und Sitzungen im Berichtszeitraum

(stand: 1. februar 2019) 

Eine Übersicht mit sämtlichen Mitgliedern der Fachausschüsse des  Deutschen
 Städtetages ist zu finden unter: 
www.staedtetag.de/wirueberuns/gremien/fachausschuesse/index.htm

Ausschuss für mittlere Städte

Vorsitzender: bürgermeister paul larue, düren
stellv. Vorsitzender: oberbürgermeister rolf schmidt, Annaberg-buchholz

sitzungen im berichtszeitraum
95. sitzung am 23./24.03.2017 in wernigerode
96. sitzung am 21./22.09.2017 in neustadt an der weinstraße
97. sitzung am 03./04.05.2018 in Annaberg buchholz
98. sitzung am 06./07.09.2018 in pirna

Presseausschuss

Vorsitzender: oberbürgermeister otmar heirich, nürtingen
stellv. Vorsitzender: pressesprecher dr. siegfried zelnhefer, nürnberg

sitzungen im berichtszeitraum
112. sitzung am 06./07.04.2017 in bottrop
113. sitzung am 19./20.10.2017 in greifswald
114. sitzung am 17./18.05.2018 in zwickau
115. sitzung am 29./30.11.2018 in siegen

Finanzausschuss

Vorsitzender: stadtkämmerer harald riedel, nürnberg
stellv. Vorsitzender: erster bürgermeister christian specht, mannheim

sitzungen im berichtszeitraum
173. sitzung am 11./12.05.2017 in magdeburg
174. sitzung am 27./28.11.2017 in münster
175. sitzung am 07./08.06.2018 in düsseldorf
176. sitzung am 08./09.11.2018 in Köln
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Ausschuss für Frauen und Gleichstellungsangelegenheiten

Vorsitzende: Abteilungsleiterin helga hentschel, berlin
stellv. Vorsitzende: bürgermeisterin sonja leidemann, witten

sitzungen im berichtszeitraum
29. sitzung am 23./24.03.2017 in schwäbisch hall
30. sitzung am 19./20.10.2017 in bremen
31. sitzung am 19./20.04.2018 in bautzen
32. sitzung am 06./07.12.2018 in berlin

Schul- und Bildungsausschuss

Vorsitzende: beigeordnete dr. Agnes Klein, Köln
stellv. Vorsitzender: bürgermeister prof. dr. thomas fabian, leipzig

sitzungen im berichtszeitraum
134. sitzung am 08./09.06.2017 in weinheim
135. sitzung am 30.11./01.12.2017 in braunschweig
136. sitzung am 07./08.06.2018 in hannover
137. sitzung am 15./16.11.2018 in dresden

Kulturausschuss

Vorsitzender: berufsfm. stadtrat dr. hans-georg Küppers, münchen
stellv. Vorsitzende: beigeordnete dr. christiane zangs, neuss

sitzungen im berichtszeitraum
150. sitzung am 27./28.04.2017 in neuss
151. sitzung am 12./13.10.2017 in gotha
152. sitzung am 26./27.04.2018 in bayreuth
153. sitzung am 15./16.11.2018 in dresden

Sportausschuss

Vorsitzender: Abteilungsleiter dr. herbert dierker, berlin
stellv. Vorsitzender: n. n.

sitzungen im berichtszeitraum
136. sitzung am 11./12.05.2017 in frankfurt am main
137. sitzung am 28./29.09.2017 in oberstdorf
138. sitzung am 14./15.06.2018 in Kiel
139. sitzung am 22./23.11.2018 in saarbrücken
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Ausschuss für Soziales, Jugend und Familie

Vorsitzende: oberbürgermeisterin dr. pia findeiß, zwickau
stellv. Vorsitzender: beigeordneter peter renzel, essen

sitzungen im berichtszeitraum
168. sitzung am 04./05.05.2017 in freiburg im breisgau
169. sitzung am 14./15.09.2017 in münster
170. sitzung am 26./27.04.2018 in bremen
171. sitzung am 27./28.09.2018 in rostock

Gesundheitsausschuss

Vorsitzende: stadträtin Anne Janz, Kassel
stellv. Vorsitzender: Kaufm. direktor Jürgen richter, dresden

sitzungen im berichtszeitraum
152. sitzung am 27./28.04.2017 in mannheim
153. sitzung am 07./08.09.2017 in Kassel
154. sitzung am 22./23.03.2018 in berlin-neukölln
155. sitzung am 13./14.09.2018 in hamburg

Bau- und Verkehrsausschuss

Vorsitzender: stadtdirektor hartmut hoferichter, solingen
stellv. Vorsitzender: beigeordneter dr. dieter scheidemann, magdeburg

sitzungen im berichtszeitraum
174. sitzung am 27./28.04.2017 in bremen
175. sitzung am 25.-27.10.2017 in magdeburg
176. sitzung am 11./12.04.2018 in heidelberg
177. sitzung am 15./16.11.2018 in dresden

Umweltausschuss

Vorsitzende: beigeordnete simone raskob, essen
stellv. Vorsitzender: stadtrat dr. peter pluschke, nürnberg

sitzungen im berichtszeitraum
55. sitzung am 22./23.06.2017 in rostock
56. sitzung am 16./17.11.2017 in essen
57. sitzung am 07./08.06.2018 in leipzig
58. sitzung am 29./30.11.2018 in dortmund
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Ausschuss für Wirtschaft und Europäischen Binnenmarkt

Vorsitzender: stadtkämmerer frank gensler, neuss
stellv. Vorsitzende: erste stadträtin sabine tegtmeyer-dette, hannover

sitzungen im berichtszeitraum
120. sitzung am 27./28.04.2017 in berlin
121. sitzung am 30.11./01.12.2017 in neuss
122. sitzung am 19./20.04.2018 in radeberg
123. sitzung am 06./07.12.2018 in hannover

Rechts- und Verfassungsausschuss

Vorsitzender: stadtdirektor dr. stephan Keller, Köln
stellv. Vorsitzender: n. n.

sitzungen im berichtszeitraum
132. sitzung am 04./05.05.2017 in mannheim
133. sitzung am 30.11./01.12.2017 in Köln
134. sitzung am 14./15.06.2018 in wolfsburg
135. sitzung am 15./16.11.2018 in landshut

Personal- und Organisationsausschuss

Vorsitzende: stadtdirektorin beate zielke, Krefeld
stellv. Vorsitzender: beigeordneter holger platz, magdeburg

sitzungen im berichtszeitraum
145. sitzung am 02./03.03.2017 in hildesheim
146. sitzung am 23./24.11.2017 in leipzig
147. sitzung am 19./20.04.2018 in wolgast
148. sitzung am 29./30.11.2018 in Köln
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